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Gerade noch rechtzeitig zu den Weihnachtsferien erreicht 
Euch unsere neue Ausgabe. Auch angesichts von Festtags- 
braten und versöhnlicher Jahresendstimmung müssen wir 
unseren Job machen und legen den Finger in eine Wunde 
des christlichen Abendlandes: im Schwerpunkt geht es um 
die die kirchliche Rechte. Er spannt einen Bogen von den 
gut aufgestellten Evangelikalen, die unter anderem wegen 
ihrer Missionierungstätigkeit immer wieder in die Kritik ge- 
raten, über die frauenfeindlichen »Lebensschützer« bis zum 
katholischen Spektrum, dessen rechte Umtriebe wir am Bei- 
spiel des ultrareaktionären Ordens »Opus Dei« und des in 
Polen sehr populären antisemitischen Senders »Radio Maryja« 
beleuchten. Wir hoffen, auch mit dem Rest der Ausgabe auf 
Euer Interesse zu stoßen. Die Bandbreite reicht diesmal von 
rechter Gewalt im sächsischen Fussball über das Anbändeln 
des notorischen Kieler Neonazis Peter Borchert mit den 
Bandidos bis zur zwischen Rechtspopulismus und Verschwö- 
rungsglauben operierenden »Ein-Mann-Armee« Udo Ulfkotte. 

Besonders ans Herz legen möchten wir Euch den Text 
von Florian Back über die neu ernannte Familienministerin 
Kristina Köhler (CDU). Köhler ist laut FAZ Mitglied der 
»Selbständigen Evangelisch-Lutherischen Kirche«, in deren 
Themenheft »Sexualität im Leben eines Christen« von 2006 
gehetzt wird, Homosexualität habe »nicht das Wohlgefallen 
Gottes« und müsse »daher im ethischen Zusammenhang als 
Ursünde des Menschen gewertet werden«. Abtreibung ver- 
stoße »gegen das Tötungsverbot«. Dass Mitglieder der SELK 
in der »Jungen Freiheit« schreiben, verwundert bei solchen 
Positionen nicht. Die notorische »Linksextremisten«-jäge- 
rin Köhler aus der kirchlichen Rechten an der Spitze, des 
auch für die Bundesprogramme gegen (Rechts-)extremismus 
zuständigen Familienministeriums, lässt für die Zukunft we- 
nig gutes erahnen. 

Im letzten AIB berichteten wir über den Mord an Marwa 
El-Sherbini in Dresden. Ihr Mörder Alex Wiens ist nun zu le- 
benslanger Haft verurteilt worden. Dass er auch versuchte, 
den Ehemann von Marwa El-Sherbini zu töten, ist in der Be- 
richterstattung oft außer Acht gelassen worden. Wiens hat 
Revision gegen das Urteil eingelegt. Der Mord und die aus- 
bleibende bundesweite Reaktion darauf markieren eine 
große Niederlage der antifaschistischen Linken in den letz- 
ten Jahren. Was hätte die Antifa auf den Plan rufen müssen, 
wenn nicht ein heimtückischer rassistischer Mord in einem 
deutschen Gerichtssaal? Die Vermutung liegt nahe, dass die 
Tatsache, der Täter ist »Russlanddeutscher«, viele überfor- 
dert hat und die Reaktionen anders ausgefallen wären, 


hätte es sich um einen in Deutschland geborenen Neonazi 
gehandelt. Hier hat sich die Antifa im Fallstrick eines rassi- 





stischen Diskurses verheddert und davon blenden lassen, 
dass Wiens nicht in das Raster vom »echten deutschen« 
Mörder passte, anstatt die Tat anhand seiner rassistischen 
Motivation zu beurteilen. Diese ist Ausdruck eines seit dem 


11. September 2001 erstarkenden antimuslimischen Rassis- 
mus, und es bleibt die Frage, wie die Öffentlichkeit reagiert 
hätte, wenn das Opfer keine kopftuchtragende Muslima ge- 
wesen wäre. Die fast vollständig ausbleibende Reaktion der 
Linken ist ein Armutszeugnis und bedarf einer selbstkriti- 
schen Aufarbeitung. 

Erneut trauern wir um einen ermordeten Antifaschisten 
in Russland. Der 26-jährige Iwan Chutorskoi 
wurde am 16. November in Moskau in seinem : 
Hauseingang hinterhältig erschossen. Iwan 
war ein exponierter Aktivist der antifaschi- / 
stischen Subkultur und stand wohl schon > 
länger auf der Todesliste der Neonazimörder. 
Im Fall der Anfang des Jahres ermordeten 
AktivistInnen Stanislav Markelov und Anast- 





asia Baburova vermeldete die russische Justiz vor kurzem 
einen Fahndungserfolg. Russische AntifaschistInnen blei- 
ben aber angesichts der gängigen Verschleierungstaktik der 
Sicherheitsorgane skeptisch, ob es mit dem verhafteten Neo- 
nazipärchen die wirklich Verantwortlichen getroffen hat. 
Bereits am 14. September verstarb der antifaschistische 
Widerstandskämpfer Gerhard Leo in Berlin. 1923 als Kind ei- 
ner jüdischen Familie in Berlin geboren, floh er mit seinen 
Eltern 1933 nach Paris und schloss sich nach dem Ein- 
marsch der Deutschen 1942 der Resistance an. Nach seiner 
Verhaftung 1944 wurde er von Partisanen befreit. Bis zum 
Kriegsende kämpfte er weiter. 1954 zog er mit seiner Fami- 
lie in die DDR und arbeitete als Autor und Journalist unter 
anderem für das Neue Deutschland. Nach der Wiedervereini- 
gung war er aktiv im Bund der Antifaschisten und ein uner- 
müdlicher Zeitzeuge. Ihm war es wichtig, seine Erfahrun- 
gen an die jüngeren Generationen weiterzugeben und so 
das Gedächtnis an den antifaschistischen Kampf aufrecht- 
zuerhalten. Bis zu seinem Tod engagierte er sich zudem in 
der Initiative gegen Abschiebehaft für inhaftierte Flücht- 
linge in Berlin-Köpenick, die ihn liebevoll »Papa Leo« 
nannten. Seinen Kampf für eine menschenwürdige Gesell- 
schaft fortzuführen, ist unsere Aufgabe. = 


Spendet für die russischen AntifaschistInnen: 

A. Hoffmann 

Kto.-Nr. 408352201 

Postbank Hamburg 

BLZ 20010020 

Stichwort: Enough/Russland (unbedingt angeben!) 
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[1] Anti-EU-Demo am 
5. September 2009 


in Berlin. Am Transpa- 


rent Marc Kluge 
(links) und Daniel 
Pommerenke (rechts). 


Internetseite Altermedia Deutschland vor Gericht? 


Bisher galt die deutschsprachige Neonazi-In- 
ternetseite »Altermedia Deutschland - Stör- 
tebeker Netz« unter Szenekennern als eine 
Art Juristisches Kuriosum. Obwohl hier mehr 
oder weniger offen gegen diverse Gesetze 
verstoßen wurde, schienen die Betreiber aus 
Stralsund keine juristischen Folgen fürchten 
zu müssen. Aus Sicherheitskreisen und unter 
Fachjournalisten wurden daher bald unbe- 
stätigte Hinweise vernehmbar, dass dieses 
Neonazi-Internetprojekt im besonderen In- 
teresse von Geheimdienstkreisen stehen 
würde. Doch im April 2009 erhob die Staats- 
anwaltschaft Stralsund überraschenderweise 


Anklage gegen den 46-jährigen Axel Möller 
aus Stralsund wegen Verwenden von Kenn- 
zeichen verfassungswidriger Organisationen, 
Gewaltdarstellung und Beleidigung. Laut 
Staatsanwaltschaft Stralsund habe der An- 
geschuldigte Möller die Autorenrechte für die 
Internetseiten »altermedia.info« und »störte- 
beker.net« und sei für die dort erschienenen 
Beiträge mitverantwortlich. Konkret wird ihm 
die Veröffentlichung des Horst-Wessel-Liedes 
in Text und Noten im Mai 2007, die Veröf- 
fentlichung eines russischen Exekutionsvi- 
deos mit Hakenkreuzfahne im August 2007 
und die Beleidigung des Innenministers von 


Neonazis unter falscher Flagge 


1. Mai 2009 in Berlin: Eine Gruppe junger De- 
monstranten taucht auf einer Gewerk- 
schaftsveranstaltung mit einem Transparent: 
»Das Eigentum in fremder Hand? Unsere Ant- 
wort: Klassenkampf!« auf. Erst im Nachhinein 
nahmen die Organisatoren den Inhalt näher 
unter die Lupe und bemerkten, dass sich hin- 
ter der Gruppierung eine neonazistische »na- 
tionalrevolutionäre« Kameradschaft verbirgt, 
die sich »Sozialrevolutionäre Alternative 
Mitte« (SAM) nennt und sich zu einem 
»Netzwerk sozialistische Nation« (NWSN) 
zählt. Die Neonazis agitieren für einen »sou- 
veränen sozialistischen Nationalstaat« und 
sind auf der Suche nach einem zukünftigen 
»Bündnis zwischen der sozialistischen und 
nationalen Bewegung«. Ihren »neuen bzw. 
dritten Weg« garnieren sie mit einem Ideolo- 
giemix aus nationalrevolutionären/national- 


4 AlB 85 4.2009 


bolschewistischen Klassikern, ein bisschen 
Marx, Lenin und Anarchosyndikalismus. Auf 
ihrer Website berichten die Neonazis aus- 
führlich über ihre Teilnahme an der »revolu- 
tionären 1. Mai Demo« in Berlin-Kreuzberg. 
Weiterhin prahlen sie mit der Teilnahme an 
verschiedenen linken Demonstrationen und 
Veranstaltungen, wie den »Sozialismusta- 
gen« der »Sozialistischen Alternative Voran« 
(SAV) in Berlin. Hinter dem großen Gruppen- 
namen stehen nicht mehr als 10 Personen. 
Undercover reisen sie zu verschiedenen |in- 
ken Veranstaltungen, um im Nachgang ihre 
erfolgreiche »Querfrontarbeit« zu schildern. 
Am 5. September 2009 wollten sie an einer 
Anti-Atomkraft Demonstration in Berlin teil- 
nehmen, wurden dort jedoch weggeschickt. 
Am gleichen Tag beteiligten sie sich an der, 
u.a. von Jürgen Elsässer organisierten De- 
monstration gegen den »Lissaboner Ver- 
trag«. Thematisch waren die Neonazis der 
SAM hier auf jeden Fall richtiger, denn Elsäs- 
sers Thesen mit der Fixierung auf den Natio- 
nalstaat und gegen das internationale Fi- 
nanzkapital kamen einer Einladung gleich. 
Die Nationalrevolutionäre beteiligten sich 
hier mit einem Transparent auf dem sie das 
Symbol der linken »Freien Arbeiterinnen- und 
Arbeiter Union« (FAU) benutzten. Zwei der 
Transparentträger, der Magdeburger Daniel 


Mecklenburg-Vorpommern Lorenz Caffier im 
September 2007 vorgeworfen. Laut Informa- 
tionen aus dem Umfeld von Axel Möller sol- 
len bei ihm ein Computer, Tagebücher und 
ein der Staatsanwaltschaft gewidmetes Ta- 
gebuch sichergestellt worden sein, das der 
Staatsanwaltschaft als Beweismittel gelten 
soll. Bleibt abzuwarten, ob die Anklage in 
diesen Fällen tatsächlich vor Gericht verhan- 
delt wird, oder ob Axel Möller und »Alterme- 
dia - Deutschland« weiterhin aufgrund un- 
geklärter Umstände von juristischen Konse- 
quenzen verschont bleiben. m 


Pommerenke und Marc Kluge aus Wernige- 
rode, sind in Sachsen-Anhalt als Neonazis 
bekannt. Daniel Pommerenke hat noch vor 
zwei Jahren mit Matthias Gärtner (Bundes- 
schulungsleiter der JN) zusammen auf einer 
»getarnten« JN-Liste an den Universitäts- 
wahlen in Magdeburg teilgenommen. Marc 
Kluge war jahrelang in der NS-Hardcores- 
zene und mit dem JN-Bundesvorsitzenden 
Michael Schäfer zusammen für die NPD-Ju- 
gendorganisation »Junge Nationaldemokra- 
ten« (IN) aktiv. 2007 kandidierte er für die 
NPD bei den Kreistagswahlen. Ihre Flugblät- 
ter unterschrieben die Neonazis mit den un- 
verdächtigen Gruppennamen »eco-revolu- 
tion«. Ein Blick auf die verlinkten Websites 
dieser Gruppe führt jedoch zum NWSN. Re- 
gistriert hat die NWSN Domain Lars Poppke 
aus Soltau/Niedersachsen. Im Dezember 
2007 trug er auf einer Neonazi-Demonstra- 
tion in Berlin ein Transparent mit der Forde- 
rung »Querfront - gemeinsam statt gegen- 
einander« und engagierte sich u.a. mit 
Söhnke Dorten bei den »Autonomen Natio- 
nalisten Nord/West«. 2009 versuchten die 
beiden Soltauer, Poppke und Dorten sich 
über die »Piratenpartei« zu den Bundestags- 
wahlen als Direktkandidaten aufstellen zu 
lassen. Sie scheiterten aber an zu wenig Un- 
terstützungsunterschriften bzw. traten von 
der Kandidatur zurück, nachdem ihr neonazi- 
stischer Background öffentlich wurde. =) 


Riegers Tod wird die 


Hamburger NPD weiter 


radikalisieren 


Am 29. Oktober 2009 erlitt der stellvetre- 
tende Bundesvorsitzende, Hamburger Lan- 
desvorsitzende der NPD und Multifunktionär 
der extremen Rechten, Rechtsanwalt Jürgen 
Rieger, während einer Sitzung der Partei ei- 
nen Schlaganfall und verstarb wenige Tage 
später in einem Berliner Krankenhaus. Rieger 
genoss in quasi allen Lagern seines Spek- 
trums grossen Respekt und war der wohl be- 
deutenste Finanz- und Immobilien-Akteur 
der deutschen Neonaziszene, wobei ihm 
häufig die Verwaltung der Hinterlassenschaf- 
ten verstorbener Alt-Nazis oblag. In seiner 
Heimatstadt Hamburg diente er der lokalen 
Szene als väterliche Gallionsfigur und ermög- 
ichte es unter seinem Vorsitz radikalen Neo- 
nazis 2007 den Landesverband der NPD zu 
übernehmen und nach eigenem Ermessen 
umzustrukturieren. Nach Riegers Ableben 
übernimmt nun mit dem stellvertretenden 
Vorsitzenden Torben Klebe, ein Kader der mi- 
itanten Neonaziszene mindestens bis zur 
Neuwahl im Jahr 2011 das Ruder. Die Perso- 
nalie Klebe, ehemaliges Führungsmitglied der 
verbotenen Organisationen »Blood&Honour« 
und »Hamburger Sturm«, dürfte dem Landes- 
verband eine weitere Radikalisierung einbrin- 
gen und den Machtanspruch des ohnehin 
schon dominierenden Personenkreises um 
Klebe innerhalb des Landesverbandes weiter 
ausbauen. Auf der anderen Seite kann das 
Wegbrechen der Verbindungsperson Rieger 
eine weitere Abwanderung »moderater« Mit- 
glieder und Stimmverluste mit sich bringen. 
Da nun auch das einzig langjährige Projekt 
außerhalb der NPD, das »Aktionsbüro Nord- 
deutschland«, eingestellt wurde, ist zu erwar- 
ten, dass die militante Neonaziszene zukünf- 
tig bei ihrer regionalen Arbeit noch stärker 
auf die Strukturen der NPD zugreifen wird. m 
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Schulhof-CD nur noch für den Mülleimer 


Die aktuelle Version der Schulhof-CD »BRD 
vs. Deutschland« kann die NPD in Zukunft 
nur noch als Briefbeschwerer verwenden. 
Seit Ende September 2009 darf die CD in ih- 
rer ursprünglichen Form weder verteilt, noch 
zum Download angeboten werden. Der 
Grund: Der Musikverlag »EMI-Music« hat 
den Sampler wegen Urheberrechtsverletzun- 
gen gestoppt. Dem Berliner NPD-Landesvor- 
sitzenden Jörg Hähnel, der sich für die CD 
verantwortlich zeichnet, dürfte wohl nicht 
aufgefallen sein, dass die Brandenburgische 
eonaziband »Hassgesang« eine Melodie 
der US-Pop-Band »Blink 182« covert und mit 
einem deutschen Text über das aufregende 
Außenseiterleben als Neonazi unterlegt. Um 
ein Lied textlich oder musikalisch zu verän- 
dern, bedarf es jedoch der Erlaubnis des Mu- 
sikverlages. Der stellvertretende NPD-Bundes- 
vorsitzende Frank Schwerdt unterschrieb ei- 
ligst eine Unterlassungserklärung des Verlags 
und gab eine entsprechende Weisung an alle 
Funktionäre heraus, die CD nicht mehr zu 
verteilen. Auf der NPD-Webseite ist das Lied 
bereits nicht mehr zu finden. Nach eigener 
Aussage wurden von der besagten Schulhof- 
CD 25.000 Exemplare gepresst. Wie viele da- 
von noch in der Parteizentrale in Berlin-Köpe- 
nick lagern ist nicht bekannt. Der Musikklau 
könnte für Hähnel darüber hinaus teure Fol- 





gen haben. Einerseits kann EMI auf Scha- 
densersatz klagen, andererseits stellte sich 
heraus, dass das Lied nicht ordnungsgemäß 
bei der GEMA gemeldet wurde. Hähnel muss 
deshalb damit rechnen, nicht nur die GEMA- 
Gebühren nachzahlen zu müssen, sondern 
auch ein Strafgeld. Inzwischen hat auch eine 
weitere Band angekündigt rechtliche Schritte 
gegen Hähnel zu prüfen. Auch hier geht es 
um einen Song auf der Schulhof-CD. Die 
Gruppe »Act of Violence« scheint zu faul zu 
sein, sich eigene Texte auszudenken. So 
klaute die Band kurzerhand den Großteil des 
Textes für ihr Lied »An Vater Staat«, bei der 
bekannten deutschen Crossover-Gruppe »Such 
a Surge«. Das Original heißt »Ideale« und 
wurde bereits 1996 veröffentlicht. = 
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[1] Die Führungsriege 
der NPD beim Ge- 
denkmarsch für Rie- 
ger in Wunsiedel am 
14. November 2009 





En Evangelikale Lobbyarbeit 


Gottes journalistische 


Seilschaft 


Die vernetzte Lobbyarbeit der Evangelikalen 


Im Sommer diesen Jahres war der ZDF- 
Journalist und bekennende Evangelikale 
Peter Hahne gleich für zwei Personalien 
im Gespräch: als nächster Chefredakteur 
seines Fernsehsenders oder als nächster 
Ratsvorsitzender der Evangelischen 
Kirche Deutschlands (EKD). Während sich 
letzteres schnell als Gerücht erledigt 
hatte, können die evangelikalen Medien- 
Netzwerke noch auf einen der Ihren an 
der Spitze des ZDF hoffen. Denn immer- 
hin dirigiert Hessens Ministerpräsident 
Roland Koch (CDU) den politisch moti- 
vierten Angriff auf den geschassten 


Chefredakteur Nikolaus Brender. 


Ulli Jentsch (apabiz) 





Peter Hahne, Leiter des ZDF-Haupt- 
stadtbüros, ist sicher der prominente- 
ste Medienmann aus dem Kreis der 
evangelikalen Sammlung in Deutsch- 
land, der Deutschen Evangelischen Al- 
lianz (DEA). Die Evangelikalen insge- 
samt werden seit einiger Zeit von der 
Öffentlichkeit stärker beachtet, was 
nicht zuletzt an ihrer medialen Prä- 
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senz liegt. So ist der Einfluss der evan- 
gelikalen Kreise innerhalb der evange- 
lischen Kirche nach Meinung vieler 
BeobachterInnen gewachsen, nicht 
zuletzt durch die freundliche Haltung 
des bisherigen EKD-Vorsitzenden, Wolf- 
gang Huber. Die bibeltreuen Kreise 
versprechen mehr Missionsarbeit und 
eine »Neuevangelisierung« Deutsch- 
lands, die wohl die gesamte EKD gerne 
sehen würde. Aber es ist gerade die 
aggressive Missionierung Andersgläu- 
biger und Andersdenkender in Deutsch- 
land und im Ausland, die auch deutli- 
che Kritik und Widerstände hervor- 
ruft. 

Evangelikale Kreise beteiligen sich 
an den anti-feministischen Kampag- 
nen gegen das Recht auf Abtreibung, 
wie die sogenannten »Märsche für das 
Leben«, die in mehreren Städten durch- 
geführt werden. Diese waren nach lan- 
gen Jahren erstmals mit kräftigem Wi- 
derspruch konfrontiert und forderten 
die »Krisen-PR« der ultrarechten Chri- 
stInnen heraus. Die Arbeitsweise des 
evangelikalen Netzwerkes wird auch 
an der jüngsten medialen Auseinan- 
dersetzung deutlich. Sie entbrannte 
an der Zulässigkeit christlicher Missi- 
onsarbeit in Krisenregionen. Im Juni 
2009 waren zwei deutsche »Bibel- 
schülerinnen« im Jemen ermordet 
worden, die wohl neben ihrer karitati- 
ven Arbeit auch missioniert hatten. 
Das Nachrichtenmagazin »Frontal 21« 
(ZDF) kritisierte in einem Beitrag die 
aggressive Propaganda der Entsende- 
organisation und verglich die Bereit- 


schaft für einen Gott zu sterben, mit 
islamischem Fundamentalismus. Dies 
sorgte für evangelische Proteste bis 
hinein in die EKD. Dabei reagieren die 
Evangelikalen vor allem auf den Vor- 
wurf des Fundamentalismus reflexar- 
tig empört. »Gezielte Rufmordkampa- 
gne«, »böswillige Unterstellung« und 
»wie einst in der DDR«, so die Kom- 
mentare in ideaSpektrum. 

Erste Adresse der Empörung sind 
die Medienanstalten selbst, aber vor 
allem die EKD. Deren Reaktion kann 
die Kritik multiplizieren oder - wie 
hier geschehen - ihr die Spitze neh- 
men. Die evangelikalen Kreise setzen 
auf die Wirkung ihrer Netzwerke. Zu den 
Aktivitäten der DEA gehört seit gut 
dreißig Jahren auch die Bündelung 
ihrer Öffentlichkeitsarbeit. 
wurde 1980 die »Konferenz Evangeli- 
kaler Publizisten (KEP) e.V.« gegrün- 
det, die sich 1999 den geschmeidige- 
ren Namen »Christlicher Medienver- 
bund KEP e.V.« (KEP) gab. Das Ziel der 
Gründung war es, durch die »Koordi- 


Hierzu 


nation der bisherigen evangelikalen 
Öffentlichkeitsarbeit (...) eine wir- 
kungsvolle und sachkompetente Ver- 
tretung der evangelikalen Bewegung 
in den Massenmedien« zu erreichen. 
Schon Anfang der 1980er Jahre stieß 
der junge Peter Hahne dazu und ver- 
ließ den Verband erst 2008; ein Um- 
stand, der seltsamerweise weder von 
Hahne noch von der KEP jemals er- 
wähnt wird. 

Es fällt bisweilen schwer, Medien 
und Macht voneinander zu unter- 





Evangelikale Lobbyarbeit nd 


[1] Die Zeitschrift 
»ideaSpektrum« der 
»Evangelischen Nach- 
richtenagentur« 
gehört zum Netzwerk 
der Evangelikalen 


Referenten, Musiker, Moderatoren 
und Mitwirken 


Spektrum" 





Mit dem Zweiten 
sieht man ... nichts! 


Sag 


mir. „ wo: die 


Wer war Jesus 
Christus wirklich? 





[2] Die ReferentInnen 
des »Christlichen Me- 
dienkongresses im 
Dezember 2009 (u.a. 
organisiert durch den 
»Christlichen Medien- 
verbund KEP) ver- 
deutlichen das weite 
Netzwerk der Evan- 
gelikalen 


Gemeinden, setzt 
Euch klare Ziele! 


Eine große Spende 
wird eine große Last 
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Warum Deutschland bei 





Geburten Schlusslicht ist 7 „lin 


scheiden, wenn man sich den »Christ- 
lichen Medienverbund« betrachtet. 
Ein ZDF-Chefredakteur gehört bisher 
nicht dazu, die Reihe der einflussrei- 
chen Mitglieder - laut KEP »Journali- 
sten, Publizisten, Verleger und Vertre- 
ter von Medienorganisationen« - ist 
dennoch beachtlich. Fangen wir bei 
der Politik an. Neben der Abgeordne- 
ten des sächsischen Landtages Uta 
Windisch sind einige andere CDU-Mit- 
glieder dabei: Christoph A. Zörb aus 
Ehringshausen (Hessen), seit Februar 
2009 Sprecher der hessischen Umwelt- 
ministerin, oder Christoph Weirich, 
seit Juli 2009 Pressesprecher der hes- 
sischen CDU-Fraktion. Das Unterneh- 
men »Deichmann Schuhe« ist vertre- 
ten, die »Stiftung Christlicher Me- 
dien« (SCM), die Verlage Hänssler, 
Brunnen und Johannis. Hinzu kom- 
men diverse Pastoren und Professio- 
nelle der evangelikalen Strömungen 
in Deutschland wie der Generalse- 
kretär der DEA, Hartmut Steeb, oder 
der Direktor des Evangelium-Rund- 
funks ERF, Jürgen Werth. Bleiben die 
JournalistInnen: Vertreten sind die 
Westdeutsche Zeitung (Cornelia 
Breuer-Iff), die Hamburger Morgen- 
post, die Welt (Edgar S. Hasse), das 
ARD-Hauptstadtstudio (Markus Spie- 
ker) und der Mitteldeutsche Rundfunk. 

Ein echtes Schwergewicht im Vor- 
stand der KEP ist der einflussreiche 
Prof. Dr. Wolfgang Stock (Woltersdorf 








‚chen, Frankfurt 





bei Berlin), der als aktuelle Funktion 
»geschäftsführender Vorstand der 
Convincet GmbH« angibt. Stock ver- 
körpert geradezu die Verquickung von 
Medien, Marketing und politischer 
Meinung: »Als Universitätsprofessor 
für Journalistik beherrscht er (...) die 
Meta-Ebene der politischen Kommuni- 
kation und des Agenda Setting«, so 
der Klappentext zu einem seiner 
Bücher. Zu seinen Tätigkeiten gehör- 
ten oder gehören Lehraufträge an ver- 
schiedenen Universitäten, »PR-Bera- 
ter«, »Merkel-Biograf«, »Macher des 
Merkel Podcasts« und einiges mehr. 
Stock war Journalist bei FAZ, Welt, Fo- 
cus und Berliner Zeitung. Er berich- 
tete für »Die Welt« aus Polen und war 
gleichzeitig »stark in der Paneuropa- 
Bewegung Otto von Habsburgs enga- 
giert«. Nach zwanzig Jahren hat er 
seine Erfahrungen aus dem Business 
zum Grundstock seiner Beratungs- 
tätigkeit für Wissenschaft, Unterneh- 
men und Politik gemacht. Christlicher 


jereinig. Steinmele 
Evang. Freikir- Afrika 


p 
tät der Universität ukodemie BaWü, 
in Tübingen Mannheim 





Politik selbstredend, Stock ist Mit- 
glied der CDU. 

Weltfremde Spinner also sind diese 
Kreise ganz und gar nicht, ein Ein- 
druck, der bei manchen Medienbe- 
richten, zum Teil auch in linken Publi- 
kationen, durchaus entstehen kann. 
Deutlich ist das Gespür dafür, wo Mei- 
nung gemacht werden kann und poli- 
tische Positionen entschieden wer- 
den: in den Zentren der Macht. Dafür 
wirkt unter anderem die KEP mit ihrer 
journalistischen Tagesarbeit. Mit den 
Worten der Vorsitzenden: »(...) Netz- 
werke verdichten, Gebetskreise unter- 
stützen, Nachwuchsjournalisten för- 
dern (...), die Seminararbeit unter- 
»Gottes Fußvolk« muss 
professionalisiert werden.« 


stützen: 
Wer zu 
Gottes journalistischer Seilschaft ge- 
hört, sollte aufmerksam beobachtet 
werden. = 
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a Das Opus Dei 


Gottes Werk 
und Teufels Beitrag 


Immer wieder einmal macht es von sich 
reden: Das Opus Dei, eine reaktionäre 
Pressure Group innerhalb der Katholi- 

schen Kirche. »Kampftruppe Gottes« 
nennt sich die Organisation, die auf rund 
87.000 Mitglieder in beinahe 100 
Staaten zurückgreifen kann und sich mit 
deren Hilfe zielstrebig um wachsenden 
Einfluss in der Kirche, aber auch in der 
Öffentlichkeit bemüht. Ihr wohl 
wichtigstes Ziel ist es, liberale oder gar 
linke Kräfte in Kirche und Gesellschaft zu 
entmachten und überkommenen Werten 
und Normen zum Durchbruch zu 


verhelfen. 


1] Josemaria Escrivä 
de 
Balaguer y Albas war 
Gründer des »Opus 
Dei« 


Wichtige Prägungen verdankt das 
Opus Dei dem faschistischen Spanien 
unter Francisco Franco. Gegründet 
1928 von dem spanischen Priester Jo- 
semaria Escrivä de Balaguer y Albäs, 





2] »Opus Deic-kriti- 
sches Wandbild 


profitierte es in besonderem Maße von 
dem recht engen Kontakt zwischen Es- 
criva und dem Beide 
kämpften gemeinsam gegen die spani- 
sche Linke. 1951 »saßen auf einmal 


»Caudillo«. 


drei Opus Dei-Beamte in Regierungs- 
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Opus Dei - »Kampftruppe Gottes« 


büros« des Madrider Regimes, berich- 
tet der katholische Opus Dei-Experte 
Peter Hertel. 1957 berief der Diktator 
drei Gefolgsleute von Escrivä an die 
Spitze seiner Ministerien. 1962 kam 
noch ein vierter Opus Dei-Minister 
hinzu. Der Antikommunismus bildete 
auch eine Brücke zwischen dem Opus 
Dei und Nazideutschland, das Franco 
geholfen hatte, sich im spanischen 
Bürgerkrieg durchzusetzen. Alle männ- 
lichen Opus Dei-Mitglieder, schreibt 
Hertel, hätten sich in den frühen 
1940er Jahren »freiwillig für die Blaue 
Division« gemeldet, die sich am deut- 
schen Vernichtungskrieg in der So- 
wjetunion beteiligte. Allerdings seien 
die Opus Dei-Mitglieder »nicht ge- 
nommen« worden. Josemaria Escrivä 
versuchte im privaten Kreis noch 
Jahrzehnte später, die deutschen Ver- 
brechen herunterzuspielen. Dies be- 
richtet ein einstiger enger Mitarbeiter 
von Escrivä, der sich später von Opus 
Dei löste. Escrivä habe die Ansicht 
vertreten, »wenn die Leute behaupte- 
ten, Hitler habe sechs Millionen Juden 
getötet, dann übertrieben sie. So 
schlecht sei Hitler nicht gewesen. Er 
könne nicht mehr als drei oder vier 
Millionen Juden getötet haben.« 
Seine erste Zweigstelle in Deutsch- 
land hat das Opus Dei jedoch erst nach 
dem Ende der NS-Herrschaft eröffnet - 
im Jahr 1952. Damals bezogen vier 
Studenten aus Francos Spanien eine 
leer stehende Villa in der Bonner 
Adenauerallee und gründeten damit 
das spätere Studentenheim »Althaus«. 


Es besteht bis heute fort und bietet 
männlichen Studenten neben Vollpen- 
sion und Wäscheservice auch Arbeits- 
kreise und Glaubensgespräche, strikt 
nach den Vorgaben des Opus Dei. Die 
Organisation schreibt Akademikern 
»große Bedeutung für den der bürger- 
lichen Gesellschaft zu leistenden 
Dienst« zu - also für die Einflussarbeit 
des Opus Dei. Wichtig seien dabei vor 
allem »öffentliche Ämter, besonders 
jene mit Leitungsfunktionen«, hatte 
Escrivä in den »Konstitutionen« sei- 
ner Vereinigung dekretiert, weshalb 
Nachwuchseliten seit je zur speziellen 
Zielgruppe des Opus Dei gehören. 

Als Rahmenorganisation für das 
Bonner Studentenheim und ähnliche 
Organisationen gründeten Mitglieder 
und Freunde des Opus Dei 1953 die 
»Studentische Kulturgemeinschaft 
e.V.«, die heute für Jugendliche und 
junge Männer Bildungszentren unter- 
hält - etwa die Einrichtungen »Hoher 
Weg« in Augsburg, »Fausenburg« in 
Trier, »Am Städel« in Frankfurt am 
Main und »Weidenau« in München. 
Außerdem gibt es Jugendclubs in 
Frankfurt am Main und München so- 
»Schack- 
straße« in München. Die »geistliche 


wie den Studententreff 


Leitung« aller Einrichtungen ist dem 
Opus Dei anvertraut. Zur Jahrtausend- 
wende verfügte der Verein über ein 
Vermögen von 34,8 Millionen DM, das 
vor allem in Immobilien angelegt war. 
Dem Männerverein »Studentische Kul- 
turgemeinschaft« wurde eine ähnlich 
verzweigte Frauenorganisation an die 


Seite gestellt, der »Deutsch-Interna- 
tionale Kulturverein e.V.« mit Sitz in 
Köln. Er unterhält das Tagungshaus 
»Zieglerhof« in Ettal (Oberbayern), 
das Bildungszentrum »Sconenberch« 
in Berlin, Studentinnenheime in Trier 
und im Münchner Umland sowie eine 
weitere Einrichtung in Hamburg. Auch 
auf Schüler hat es das Opus Dei abge- 
sehen. Der jüngste Schritt: Die Opus 
Dei-nahe Elterninitiative »Freie Schu- 
len Brandenburg e.V.« plant in Pots- 
dam die Gründung eines Jungengym- 
nasiums. 

Dass das Opus Dei sich zuerst im 
Rheinland festsetzte, hatte vor allem 
taktische Gründe: In Bonn und um die 
frühere Bundeshauptstadt herum kon- 
zentrierten sich die politischen und 
die wirtschaftlichen Eliten der alten 
Bundesrepublik. Sympathie fand das 
Opus Dei etwa »beim Krupp-Bevoll- 
mächtigten Berthold Beitz« und »bei 
Thyssen«, berichtet Hertel, der zu den 
Freunden der Vereinigung auch Fami- 
lien aus dem »begüterten Erbadel« 
zählt, darunter Habsburg, Lobkowicz, 
Westphalen, Waldburg-Zeil und Gut- 
tenberg. Rund um die deutsche Präla- 
tur des Opus Dei, die im Kölner Stadt- 
teil Lindenthal ihren Sitz hat, haben 
sich ihr nahestehende Strukturen an- 
gesiedelt, so etwa der Kölner »Ada- 
mas-Verlag«. Er bietet Bücher und 
Broschüren von Escrivä sowie dem 
Opus Dei verbundenen Personen an. 
Der im gleichen Gebäude residierende 
Verein »Priesterausbildungshilfe e.V.« 
um Monsignore Dr. Klaus M. Becker 
sammelt Spenden für die Ausbildung 
neuer Priester und arbeitet eng mit 
der vom Opus Dei geleiteten »Päpstli- 
chen Universität vom Heiligen Kreuz« 
in Rom zusammen. 

Besondere Bedeutung kommt dem 
1973 gegründeten »Lindenthal-Insti- 
tut« zu, das im gleichnamigen Kölner 
Stadtteil residiert. Es bezeichnet sich 
offiziell als »weder konfessionell fest- 
gelegt, parteilich gebunden noch ei- 
ner Interessengruppe verpflichtet«, ist 
aber personell mit dem Opus Dei ver- 


bunden. Es gilt als zentrale Einrich- 
tung der Opus Dei-Ideologieproduktion 
in Deutschland. Sein Leiter Hans Tho- 
mas, einst Geschäftsführer der »Stu- 
dentischen Kulturgemeinschaft«, ist 
einer der mächtigsten Opus Dei-Män- 
ner in Deutschland. Das »Lindenthal- 
Institut« fungiert auch als Kontaktan- 
schrift für die »Rhein-Donau-Stiftung« 
(Geschäftsführer: Hans Thomas). Der 
Schwerpunkt der Opus Dei-nahen Stif- 
tung, deren Präsident Norbert Geis für 
die CSU im Bundestag sitzt, liegt auf 
Maßnahmen sogenannter Entwick- 
lungshilfe, für die sie in den letzten 
zehn Jahren rund 1,5 Millionen Euro 
vom Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit erhalten 
hat. Die Mittel kamen etwa einer 
Krankenschwesternschule in Argenti- 
nien zugute, deren Schülerinnen laut 
Projektbeschreibung »ethisch-religiös 
gebildet und treu« zu sein haben. 
Innerhalb der katholischen Kirche 
nimmt der Einfluss des Opus Dei unter 
Papst Ratzinger stark zu. Mit Hilfe der 
selbsternannten »Kampftruppe Gottes« 
treibt Benedikt XVI. die Weltkirche sys- 
tematisch nach rechts. Dass dies auch 
in Deutschland mit Kontakten nach 
Rechtsaußen verbunden ist, zeigt bei- 
spielhaft der Opus Dei-Mann Jürgen 
Liminski aus St. Augustin. Der Vater 
von zehn Kindern ist Landesvorsitzen- 
der der »Paneuropa-Union« in NRW. 
Seine Texte erscheinen nicht nur in 
der katholischen Monatsschrift »Der 
Fels«, die dem »Forum Deutscher Ka- 
tholiken« nahesteht - einer Gegen- 
gründung zum »Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken«, das erzkon- 
servativen Kräften als zu papstkritisch 
gilt. Liminski, der beim »Forum Deut- 
scher Katholiken« wiederholt als Mo- 
derator oder Diskussionsteilnehmer 
auftrat, ist auch für die rechte Wo- 
chenzeitung »Junge Freiheit« aktiv - 
und das nicht nur als Autor. Letztes 
Jahr hielt er bei der Verleihung des 
Löwenthal-Preises der »Jungen Frei- 
heit« die Laudatio. = 


Das Opus Dei 
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u Die »Lebensschützer«-Bewegung 


Seit 2002 ruft der »Bundesverband 
Lebensrecht« (BVL) alle zwei Jahre zum 
Protestmarsch »1000 Kreuze für das 
Leben« in Berlin auf. Als Vorbild gelten 
die riesigen Demos in den USA oder im 
»Opus Dei«-Stammland Spanien, wo 
jüngst Hunderttausende gegen Schwan- 
gerschaftsabbrüche demonstrierten. Ab 
diesem Jahr soll der Marsch in Berlin nun 
jährlich und nach internationalem Vorbild 
als »Marsch für das Leben« stattfinden. 
Das ranghohe Kirchenleute und Politiker 
dem Marsch ihre Grußworte sandten, 
belegt den zunehmenden Einfluß dieser 


Bewegung in der Gesellschaft. 


Joß Fritz 


In München und erstmals auch in 
Münster ist es »EuroProLife« (Herolds- 
bach) um Wolfgang Hering, eine um 
das Münchener »Lebenszentrum« und 
den Verein »Helfer für Gottes kostbare 
Kinder Deutschland« angesiedelte 
Gruppierung, die unter dem Motto 
»1000 Kreuze für das Leben« aufmar- 
schierte. Im Jahr 2008 beteiligten 
sich sogar Teile der Münchener Neo- 
nazi-Szene daran. Während dem BVL 
als Dachverband 14 Verbände unter- 
schiedlicher Konfession angehören, 
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»Lebensschützer« 


Kreuzritter gegen die Moderne 


wurde »EuroProLife« mit höchsten 
Weihen aus Rom gegründet. Mit - 
nach Eigenangaben - 30.000 Mitglie- 
dern und Unterstützern stellt der BVL 
derzeit den größten Zusammenschluß 
von »Lebensschützern« in Deutsch- 
land dar. Unter dem Vorsitz von Martin 
Lohmann haben sich unter dem Dach 
des BVL die »Christdemokraten für das 
Leben« (CDL, Münster), der »Arbeits- 
kreis Lebensrecht und Familie« der 
PBC-Abspaltung »AUF«, die »Aktion 
Lebensrecht für Alle e.V.« (ALfA, 
Augsburg), die »Europäische Ärzteak- 
tion« (Salzburg), die vor allem im 
Osten Deutschlands verankerte »Ko- 
operative Arbeit Leben Ehrfürchtig 
Bewahren« (Berlin), die »Juristen- 
Vereinigung Lebensrecht e.V.« (Köln), 
die »Stiftung Ja zum Leben« (Me- 
schede), das »Treffen Christlicher Le- 
bensrecht-Gruppen e.V.« (Stuttgart), 
die freikirchliche Initiative »Pro Vita«, 
»Hilfe für Mutter und Kind e.V.« (Kö- 
nigstein) sowie die Vereine »Durch- 
blick« (Östringen), »Pro Conscientia« 
(Heidelberg), »Rahel« (Rheinstetten) 
und »pro mundis« zusammengeschlos- 
sen. Nach dem überraschenden Rück- 
tritt der BVL-Vorsitzenden Claudia Ka- 
minski aus »familiären Gründen« im 
Juli diesen Jahres fungierte BVL-Vize- 
chef Manfred Libner als Interims-Vor- 
sitzender. In einem Interview mit der 
»Jungen Freiheit« (JF) kurz vor dem 
Marsch in Berlin äußerte sich Libner, 
zugleich Geschäftsführer der »Stif- 
tung Ja zum Leben«, auch über die 
»Bauchschmerzen« vieler BVL-Mit- 
glieder mit der Politik der CDU. Es sei 
»kein Geheimnis«, das der »Marsch für 
das Leben« durch »etliche Mitglieder 


von Kleinparteien, vor allem christli- 
cher Prägung« unterstützt werde. So- 
lange aber die Zersplitterung anhalte, 
sehe er nicht, wie diese je politische 
Relevanz gewinnen könnten. »Wichtig 
wäre«, so Libner, der noch im April als 
Referent bei der »Burschenschaft 
Hannovera« in Göttingen angekündigt 
wurde, »daß mindestens eine von ih- 
nen wahrnehmbar an fünf Prozent 
herankäme«, damit die Union »viel- 
leicht aufmerksam« und »ihren eige- 
nen Kurs überdenken« werde. Noch im 
September 2008 hatte der BVL in ei- 
nem »Berliner Manifest« die damalige 
Große Koalition aufgefordert, die der- 
zeitige Praxis der Schwangerschafts- 
abbrüche zu beenden. Mit einer groß 
angelegten Unterschriftenaktion ver- 
suchten unlängst »Lebensschützer«- 
Gruppen und konservative protestan- 
tische Gemeinden eine Neuorientie- 
rung der EKD bei der »kirchlichen 
Hilfe für schwangere Frauen« zu er- 
wirken. Um Druck auf die Politik aus- 
zuüben, suchen »Lebensschützer« ver- 
schiedener Konfessionen auch den 
Schulterschluß mit der extremen 
Rechten. Die Bundesvorsitzende der 
ALfA, Claudia Kaminski, war wieder- 
holt Interviewpartnerin der JF. Die 
stellvertretende Vorsitzende der etwa 
10.000 Mitglieder umfassenden ALfA, 
Alexandra Maria Linder, stellte im Ok- 
tober in einem JF-Interview ihr neues 
Buch mit dem Titel »Geschäft Abtrei- 
bung« vor. Der »Stiftungsbrief« der 
»Stiftung Ja zum Leben« lag wieder- 
holt der JF bei, in der die Stiftungs- 
vorsitzende Johanna Gräfin von West- 
phalen auch wiederholt interviewt 
wurde. Auch die CDL scheinen keine 


Probleme mit dem rechtsgerichteten 
Berliner Blatt zu haben. So wurde die 


Mechthild 
Löhr, gelegentliche Autorin des Blat- 
tes, im Oktober auf der Buchmesse als 
Gesprächspartnerin am Messestand 
der JF angekündigt. Ebenfalls dort 
auftreten sollte der Vorsitzende des 


CDL-Bundesvorsitzende 


Vereins »Die Birke« (Heidelberg), Kris- 
tijan Aufiero. In ihrem Kampf gegen 
Schwangerschaftsabbrüche, die Gleich- 
stellung homosexueller Partnerschaf- 
ten mit der Ehe und den Feminismus 
sucht der rechte Rand des bundes- 
deutschen Protestantismus die Nähe 
zu ihrem Gegenstück bei den Katholi- 
ken. So nahmen im September hoch- 
rangige Vertreter der Evangelikalen an 
einer Podiumsdiskussion des »papst- 
und kirchentreuen« »Forum Deut- 
scher Katholiken« teil. Einträchtig 
diskutierten dort Hartmut Steeb, Ge- 
neralsekretär der »Deutschen Evange- 
lischen Allianz« und Leiter des »Tref- 
fens Christlicher Lebensrecht-Grup- 
pen«, Andreas Späth, Vorsitzender der 
»Kirchlichen Sammlung um Bibel und 
Bekenntnis« in Bayern, Manfred Lib- 


ner (BVL) und Norbert Geis, CSU-MdB, 
JF-Kolumnist und Präsident der 
»Opus Dei«-nahen »Rhein-Donau-Stif- 
tung« über Gemeinsamkeiten. Neben 
dem BVL und »EuroProLife« gibt es 
noch zahlreiche weitere »Lebensschüt- 
zer«-Gruppen. So z.B. die 1979 gegrün- 
dete »Aktion Leben e.V.« (Abt- 
steinach), die behauptet, 50.000 ein- 
getragene Mitglieder zu haben und 
mit einem mobilen Infostand durch 
die Republik tourt, die »Deutsche Ver- 
einigung für eine Christliche Kultur« 
(Frankfurt/M.), die sogar schon in der 
JF mit Anzeigen für sich warb, der Ver- 
ein »Ärzte für das Leben« (Linden- 
fels), die eng mit der ALfA zusammen- 
arbeitet und die 1973 gegründete 
»Aktion für das Leben« (München), 
die gerade einen Generationswechsel 
in ihrer Führungsspitze hinter sich 
hat. Zudem gibt es noch das »Weisse 
Kreuz« (Ahnatal), das mit einer statt- 
lichen Anzahl von Referenten zu Pro- 
blemen in allen Lebenslagen aufwar- 
tet. 

Aufmärsche wie in Berlin oder 
München gab und gibt es übrigens 


Die »Lebensschützer«-Bewegung er 
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auch in anderen Städten. In Saar- 
brücken demonstrieren »Lebensschüt- 
zer« alljährlich am 3. Oktober. Rund 
200 Menschen beteiligten sich 2008 
an dem Marsch, zu dem das »Aktions- 
komitee Christen für das Leben« in 
Saarbrücken, die »Aktion Leben«, das 
»Trierer Bündnis für Lebensrecht und 
Menschenwürde« sowie die islamo- 
phobe Kleinpartei »Christliche Mitte« 
(CM, Liesborn) aufriefen. Ebenfalls so 
viele Menschen beteiligten sich am 17. 
April 2009 an einem »Gebetszug« ge- 
gen Abtreibung in Freiburg. Mobili- 
siert hatten hier das Priorat Rhein- 
fundamentalistischen 
»Priesterbruderschaft St. Pius X.« und 


hausen der 


deren Kapellen in Freiburg und Offen- 
burg. Auf der Abschlusskundgebung 
sprach Pfarrer Winfried Pietrek von 
der CM. In Stuttgart demonstrierten 
am 1. August die Priesterbruderschaft 
mit anderen christlichen Grupp- 
ierungen gegen die örtliche CSD-Pa- 
rade. Das örtliche Priorat der Priester- 
brüder hatte zuvor zum Protest gegen 
die « Propagierung der sodomitischen 
Unzucht« aufgerufen. = 
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[1] »Marsch für 

das Leben« am 

26. September 2009 
in Berlin. 





u Radio Maryia 


[1] Tadeusz Rydzyk, 
Direktor von Radio 
Maryja 





Das Radio Maryja aus Polen 


Ein Interview mit Adam Cioch von »Fakty i Mity« 


Radio Maryja ist der größte 
katholische Rundfunksender Polens. 
Wer kontrolliert diese kirchliche 
Radiostation? 

Der Sender befindet sich im Besitz des »Or- 


dens der Redemptoristen«, zu dem auch 
der Direktor dieser Station, der »Vater« 
Tadeusz Rydzyk gehört. Laut Aussage des 
Ordens ist die Radiostation Teil der rö- 
misch-katholischen Kirche. De facto ge- 
nießt Rydzyk eine sehr hohe Autonomie 
als Direktor, sodass er mit einem Kreis 
engster Mitarbeiter den Sender sehr 
selbstständig führen kann. Dank einer fa- 
natisierten und treuen Zuhörerschaft, die 
in die Millionen geht, verfügt er über eine 
sehr große Autorität. Rydzyk glaubt, über 
dem Gesetz zu stehen. 


Unterstützt die gesamte römisch- 
katholische Kirche Rydzyk oder gibt 
es innerkirchliche Opposition gegen 
die Linie von Radio Maryja? 
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Nahezu die gesamte Kirche unterstützt Radio 
Maryja. Die polnische Kirche ist sehr kon- 
servativ. Es gibt nur Reibereien zwischen 
Radio Maryja und den Bischöfen Tadeusz 
Pieronek und Jözef Miroslaw Zycinski, 
doch selbst diese beiden Herren kann man 
nicht als Liberale bezeichnen. Das Radio 
wird im Umfeld der katholischen Wochen- 
zeitung »Tygodnik Powszechny«, die als 
»progressiv« gilt, kritisiert und bekämpft. 
Aber verglichen mit westlichen Standards 
ist auch diese Wochenzeitung nur wenig 
konservativer als der Rest der Kirche in Po- 
len. Das Umfeld von »Tygodnik Pows- 
zechny« ist auch sehr neoliberal. 


Aus welchen weiteren Bestandteilen 
setzt sich das Medienimperium des 
Vater Rydzyk zusammen? 

Rydzyk gehört auch der Fernsehsender »Tr- 


sche, xenophobe und homophobe Res- 
sentiments zum Ausdruck - insbesondere 
in den Äußerungen der Radiohörer. Der 
Radiosender ist auch radikal antikommu- 
nistisch. Doch finden sich auch schlicht 
konservative Meinungen im Programm. 
Die antisemitischen Ausfälle haben in letz- 
ter Zeit nachgelassen, nachdem eine lang 
anhaltende Kritik von verschiedenen Sei- 
ten an dem Sender geübt wurde. Man 
kann den Sender auch nicht als genuin fa- 
schistisch bezeichnen. Doch arbeitet Radio 
Maryia mit verschiedenen Gruppierungen 
der katholischen Rechten Polens zusam- 
men. Darunter auch rechtsextreme Par- 
teien und Jugendverbände, wie etwa die 
faschisierende »Liga Polskich Rodzin« 
(Liga der Polnischen Familien) und deren 
ehemalige Jugendorganisation »Mlodziez 
Wszechpolska« (Allpolnische Jugend). 


wam«, die Tageszeitung »Nasz Dziennik«, 
die höhere Medienschule in Torun und ein 
Unternehmen, das sich mit geothermi- 
schen Bohrungen beschäftigt. Trwam sen- 
det seit März 2003 über Satellit, ist aber 


Können Sie Beispiele für antisemiti- 
sche Äußerungen im Radio Maryja 
nennen? 

Oft wird den Juden vorgeworfen, nur am Geld 


auch über Kabel zu empfangen. Der Sen- 
der hat sehr niedrige Einschaltquoten. Die 
meisten Zuschauer sind über 50 und in 
kleinen und mittelgroßen Städten behei- 
matet. Die Zeitung »Nasz Dziennik«, die 
seit 1998 herausgegeben wird, erfreut 
sich hingegen einer gewissen Popularität. 
Rydzyk selbst nennt eine tägliche Auflage 
von 150.000 Exemplaren. In der Medien- 
schule hingegen soll neuer Nachwuchs für 
dieses katholische Medienimperium her- 
angezogen werden. 


. Viele Aussagen, die beim Radio 


Maryja getätigt werden, lösen in 

Polen Kontroversen aus. Ist das noch 

ein konservativer Radiosender oder 

muss man hier von einer rechtsextre- 

men Station sprechen? 

Hierbei handelt es sich mit Sicherheit um eine 
rechtsextreme Radiostation. Im Radiopro- 
gramm kommen immer wieder antisemiti- 


interessiert zu sein oder hinter den Kulis- 
sen die Fäden der Macht - auch in Polen 
- zu halten. Rydzyk selbst bezeichnete 
den jüdischen Glauben als eine »Handels- 
religion«. Immer wieder gibt es von den 
Moderatoren geduldete Ausfälle von Ra- 
diohörern, die den Juden vorwerfen, bei- 
spielsweise nach dem Zweiten Weltkrieg 
mit gestohlenem »Gold aus Polen« ausge- 
wandert zu sein oder mit der Sowjetunion 
»kollaboriert« zu haben. 


= 





Das antisemitische Pamphlet der »Protokolle 


der Weisen von Zion« wurde auch schon 
mal als echt anerkannt, da dies »die Er- 
fahrung« lehre. Ein regelrechter Skandal 
brach Mitte 2007 aus, als Mitschnitte ei- 
ner Ansprache Rydzyks vor Schülern seiner 
Medienakademie veröffentlicht wurden, in 
denen dieser behauptete, die polnische 
Regierung sei von der »jüdischen Lobby« 
unterwandert. 


Können Sie uns einen Überblick über 
die ideologische Ausrichtung des 
Senders geben, wie beurteilt Radio 
Maryja den Westen und Deutschland? 
Wo sieht Rydzyk weitere Feinde lauern? 
Der Westen, insbesondere die Europäische 
Union, ist für Radio Maryja die Zivilisation 
des Todes, die durch »dämonische« Ideen 
»jüdischen und freimaurerischen« Ur- 
sprungs beherrscht wird. Polen wird in der 
Propaganda des Radios als ein wunderba- 
res katholisches Paradies dargestellt, das 
die traditionellen Werte bewahrt, und 
durch westliche Kräfte des Bösen und der 
Amoralität angegriffen wird, die das Land 
gerade durch die EU und ihre Rechtspre- 
chung zerstören. Generell ist die Propa- 
ganda des Radios angereichert mit Ver- 
schwörungstheorien: die wichtigsten 
Feinde sind die Juden, die Freimaurer, die 
Linke und die Homosexuellen. Man spricht 
dort sehr oft von der »Homosexuellen- 
lobby«, die Polen eine »Homoideologie« 
aufzwinge. In Bezug auf den deutschen 
Faschismus vertritt der Sender keine An- 
schauungen, die von denen der polni- 
schen Öffentlichkeit abweichen würden - 
das faschistische Deutschland wird klar 
verurteilt. Das Radio nimmt aber die ideo- 
logischen Zusammenhänge zwischen Fa- 
schismus und Antisemitismus nicht wahr. 
Es wird betont, dass die Polen zu den 
größten Opfern des Krieges gehörten, 
doch die besondere Situation der Juden 
wird verschwiegen. Das Verhältnis zum 
gegenwärtigen Deutschland ist hingegen 
angereichert mit äußerst verdächtigen 





noch aus der Nachkriegsefahrung gespei- 
sten Ressentiments, mit einem Unrechts- 
gefühl und Opfersyndrom. 


Wie sieht es mit der Popularität von 

Radio Maryja aus? 

Die Popularität des Radios sinkt beständig, 
weil die Zuhörerschaft des Radios über- 
wiegend aus älteren Menschen besteht. 
Die jungen Generationen der Polen haben 
viel weniger Vertrauen in »Vater« Rydzyk. 
Überdies sieht die überwiegende Mehr- 
heit der jungen Polen das Radio Maryja 
als eine beschämende, altmodische und 
schlicht peinliche Sache an. 


Welche Gruppen und Personen in 
Polen stellen sich dem Radio Maryja 
entgegen? Welche Rolle spielt hierbei 
das antiklerikale Magazin »Fakty i 
Mity«? 

Allgemein gesprochen gelten die Leute, die 
für die rechtskonservative Partei »Recht 
und Gerechtigkeit« (PiS) oder die »Liga 
der polnischen Familien« (LPR) stimmen, 
als Anhänger des Radios. Die Wähler der 
rechtsliberalen »Bürgerplattform« (PO) 
und der Linken gelten als Gegner von Ra- 
dio Maryja. Die einflussreiche liberale »Ga- 
zeta Wyborcza« und der liberale und sehr 
populäre Fernsehsender »TVN« bekämp- 
fen insbesondere Radio Maryja. »Fakty i 
Mity«, die Wochenzeitung, in der ich ar- 
beite, kämpft selbstverständlich ebenfalls 
gegen diesen Sender, weil wir Klerikalis- 
mus, Antisemitismus, Homophobie und 
Konservatismus opponieren. Unsere Wo- 
chenzeitung strebt ein laizistisches, ge- 
rechtes Polen in Europa an. Wir demas- 
kieren unter anderem die durch die Kirche 
propagierten Mythen und wir schreiben 
über moralische Verfehlungen des Klerus, 
der sich in Polen als über dem Gesetz ste- 
hend ansieht. Wir beschäftigen uns auch 
mit gesellschaftlichen und wirtschaftli- 
chen Themen, wobei wir die neoliberale 
Ideologie und Ausbeutung strikt ableh- 
nen. Unsere Wochenzeitung existiert seit 
fast 10 Jahren und hat eine Auflage von 
circa 60.000 Exemplaren. 


Wo wir gerade dabei sind: Stellt die 
katholische Kirche in Polen inzwischen 
nicht auch eine wirtschaftliche Macht 
da? 

Die katholische Kirche ist eine Wirtschafts- 
macht und ein gewaltiger Grundeigentü- 
mer. Seit 20 Jahren besteht eine kirchlich- 
Staatliche Vermögenskomission, die mit 
der »Rückgabe« von Kircheneigentum be- 
traut wird, das durch die Kommunisten - 
oder sogar den russischen Zaren! - konfis- 
ziert wurde. In dieser merkwürdigen Kom- 
mission, die eine Art Gericht darstellt, sind 
die Kirchenvertreter Richter in ihrer eige- 
nen Sache. Das ist doch eine weltweite 
Einmaligkeit. Kirchliche Hotels, die als »Pil- 
gerhäuser« bezeichnet werden, sind von 


Radio Maryia 


Steuern befreit, wenn sie nur deklarieren, 
dass ihre Gewinne kirchlichen Zwecken 
zufließen werden. Die Geistlichen erhalten 
Versicherungen auf Kosten des Staats- 
haushalts und der Religionsunterricht wird 
ebenfalls durch den Staat finanziert - 
nicht nur in den Schulen, sondern auch in 
den Kindergärten. Die römisch-katholi- 
sche Kirche ist der größte Nutznießer des 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Umbruchs nach 1989. a 
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[2] Tadeusz Rydzyk 
neben Papst Johan- 
nes Paul II. 


- Neonazis im Rocker-Club 


Immer wieder haben wir über die Um- 
triebe des Kieler Neonazis Peter Bor- 
chert berichtet. Borchert, inzwischen 
36 Jahre alt, hat bereits beinahe 10 
Jahre seines Lebens im Gefängnis ver- 
bracht. Bekannt geworden als Teil der- 
jenigen militanten Neonazis, die in 
Schleswig-Holstein erfolgreich die 
Macht im Landesverband der NPD an 
sich rissen, und diese erst nach massi- 
ver Intervention der Bundespartei 
verloren, hatte er zuletzt eine Kame- 
radschaft Autonomer Nationalisten in 
Kiel aufgebaut. Diese »Aktionsgruppe 
Kiel« war zwischenzeitlich so selbst- 
bewusst, dass sie sich vor einem Jahr 
auf eine offene Konfrontation mit den 
Hells Angels Kiel einließen. Als im Au- 
gust 2008 vor dem Amtsgericht Kiel 
ein Prozess gegen zwei Brüder aus der 
rechten Szene Kiels geführt werden 
sollte, denen vorgeworfen wurde, 
während einer Diskothekenschlägerei 
ein Hells Angels Mitglied niedergesto- 
chen zu haben, mobilisierte Borchert 
zur Unterstützung seine »Aktions- 
gruppe«. Bei der zwangsläufigen Kon- 
frontation mit dem nahezu vollständi- 
gen Chapter der Kieler Hells Angels 
vor dem Amtsgericht, soll Borchert, 
nach Augenzeugenberichten, zwei der 
Gegner niedergestochen haben. Mitt- 
lerweile wurden sowohl Borchert, als 
auch die beiden Brüder wegen dieser 
Taten freigesprochen (siehe AIB #84). 
Insbesondere der Freispruch Bor- 
cherts war auf der Basis der Zeugen- 
aussagen vor Gericht kaum nachzu- 
vollziehen. 

Borchert und ein Teil seiner Kame- 
raden kennen die verfeindeten Hells 
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Gelb-Rot-Braun ? 


Schleswig-Holsteiner Neonazis unterwandern 


Angels-Mitglieder teilweise seit früher 
Jugend. Gemeinsam war man in rech- 
ten Jugendgangs auf dem Kieler Ostu- 
fer groß geworden. Borchert scheint 
mit seinen »autonomen Nationali- 
sten« im Interessenbereich der Hells 
Angels gewildert zu haben und ver- 
suchte nun, seine Interessen mit 
Nachdruck zu verteidigen. Darüber 
hinaus dürfte er den Hells Angels im- 
mer noch verübeln, dass sie dem ehe- 
maligen Neonazi Klemens Otto (Com- 
bat 18 Pinneberg) eine Ausstiegsalter- 
in einem Neumünsteraner 
Tätowierstudio geboten haben. Neo- 
nazis aus Borcherts Umgebung hatten 
mehrfach im Internet vermutet, dass 
Otto belastende Aussagen zum Nach- 
teil Borcherts gemacht hatte. 

Der Umstand, dass Borchert bei der 


native 


Konfrontation vor dem Kieler Amtsge- 
richt ohne Scheu seine Kameraden 
verheizt hat, wurde später kaum dis- 
kutiert. Der beteiligte NPD-Funktionär 
Christian Rausch wurde bei der Schlä- 
gerei so stark verletzt, dass er auf- 
grund eines Knochenbruchs vermut- 
lich bleibende Schäden davon trägt. 
Er gab an, von Personen, der »Akti- 
onsgruppe Kiel« bedroht worden zu 
sein, er solle nicht gegen Borchert aus- 
sagen. 

Trotz des Freispruches führte die 
Auseinandersetzung mit den Hells An- 
gels für die Beteiligten zu erheblichen 
Problemen im Alltag. Borcherts Pläne, 
mit seinen Kameraden im Türsteher- 
bereich aktiv zu werden, ließen sich 
vor dem Hintergrund des schwelenden 
Konfliktes nicht realisieren. Einer der 
beiden an der ersten Auseinanderset- 


Bandidos MC 


zung beteiligten Brüder wurde zwi- 
schenzeitlich angeschossen, ein ein- 
deutiges Signal für die Zukunft. 

In dieser Situation kam es den Be- 
teiligten gerade recht, dass der 
Rockerclub Bandidos just in diesem 
Moment eine Ausweitung nach Schles- 
wig-Holstein plante. Der Bandidos MC 
ist einer der weltweit agierenden 
Rocker-Clubs und führt seit Jahren ei- 
nen harten Kampf gegen die konkur- 
rierenden Hells Angels. Bei diesen 
Auseinandersetzungen kommt es im- 
mer wieder auch zu Schwerverletzten 
und Toten. Die unter den Vereinsfar- 
ben rot-weiß agierenden Hells Angels 
kontrollieren bislang Hamburg und 
Schleswig-Holstein. Die unter den Far- 
ben gelb-rot auftretende »Bandidos 
Family«, bestehend aus den eigentli- 
chen Bandidos und ihren zahlreichen 
Untergruppen, rekrutieren oftmals 
ehemalige Hells Angels-Mitglieder 
oder frustrierte Anwärter, die nach 
jahrelangem Warten auf die Vollmit- 
gliedschaft eine Alternative suchen. 
Als im Mai 2009 Chapter der Bandidos 
Untergruppe 
Rendsburg und Neumünster eröffnet 
wurden, bot sich daher für Borchert 
und Kameraden eine Chance, sich mit 
starker Rückendeckung neu zu orga- 
nisieren. Borchert knüpfte daher 
schnell Kontakte zum neumünstera- 


»Chicanos« in Kiel, 


ner Chapter. Die Chapter Kiel und 
Rendsburg streckten allerdings unmit- 
telbar nach ihrer Gründung die Fah- 
nen und gaben ihre Kutten bei den 
Hells Angels ab. Anders das neumün- 
steraner Chapter, das seit November 
diesen Jahres den offiziellen Status 





Verlinkte Personen: noch keine [Verkkung 








Foto(1 vona) 








eines »probationary Chapters« der 
Bandidos hat. In diesem Chapter fand 
nun nicht nur Borchert, sondern of- 
fensichtlich auch andere Neonazika- 
der eine neue Heimat. Nach Polizeiin- 
formationen sind neben Borchert und 
dem einen der beiden eingangs er- 
wähnten Brüder RalfD., der ehemalige 
Club 88-Mitbetreiber Tim Bartling und 
der aus Oldenburg/Holstein stam- 
mende Alexander Hardt Mitglieder der 
Bandidos Neumünster. 

Bartling, der als Freefight Kämpfer 
immer wieder behauptet, er sei nicht 
mehr in der Neonazi-Szene aktiv, hält 
sich zur Zeit mit öffentlichen Auftrit- 
ten zurück. Dagegen traten Borchert 
und Hardt in den vergangenen Mona- 
ten mehrfach mit Kutte in Neumünster 
und bei anderen Bandidos-Chapters auf. 

Alexander Hardt war bereits im 
Jahr 2006 aufgefallen. Vor dem Amts- 
gericht Oldenburg/Holstein wurde er 
in einem Prozess freigesprochen. 
Hardt ließ sich damals von dem Ham- 
burger Neonazi-Anwalt Jürgen Rieger 
vertreten. Im Prozess bestätigte Rie- 
ger, dass Hardt schon während diver- 
ser Demonstrationen gegen die Aus- 
stellung »Verbrechen der Wehrmacht« 
schwedische Neonazis betreut hatte. 

Im Herbst diesen Jahres sollte 
Hardt in Herzberg bei Göttingen we- 


gen Herstellung und Verbreitung der 
2003 erschienenen und mittlerweile 
indizierten CD »Geheime Reichssa- 
che« der Rechtsrockband »Kommando 
Freisler« beteiligt gewesen sein. Hardt 
wird vorgeworfen, das Booklet der CD 
hergestellt zu haben. Die CD wurde 
über den, dem Blood and Honour- 
Netzwerk zuzurechnenden, Versand 
»Celtic Moon« vertrieben. Wo die ille- 
gale CD produziert wurde, ist bisher 
unklar. »Wir vermuten in Nord- 
deutschland, möglicherweise Schles- 
wig-Holstein«, erklärte Oberstaatsan- 
walt Heimgärtner. 

Zwei Bandmitglieder wurden in 
dem Prozess am 2. November 2009 
vom Amtsgericht Herzberg aufgrund 
eines Geständnisses zu Geldstrafen in 
Höhe von 3.600 und 3.000 Euro verur- 
teilt. Gegen Hardt konnte der Prozess 
nicht durchgeführt werden, da sein 
Verteidiger Rieger kurz zuvor ver- 
starb. Eine Verurteilung ist hier wahr- 
scheinlich. Bislang ist unklar, ob 
Hardt im Rahmen seiner Skandina- 
vien-Kontakte in größerem Maße als 
bisher bekannt in die internationale 
Blood and Honour-Struktur eingebun- 
den war. 

Neuerdings macht er allerdings 
eher profane Geschäfte. Mit Geschäfts- 
sitz im Neumünsteraner Neonazi-Treff 


Neonazis im Rocker-Club er 


»Club 88« betreibt er unter der Inter- 
net-Seite »Polenschlüssel.de« den 
Verkauf von Einbruchswerkzeug. 

Alles in allem wird deutlich, dass 
mindestens drei der neuen Mitglieder 
des Bandidos Chapters Neumünster 
ehemals sehr aktive Neonazi-Aktivi- 
sten waren, die bis heute in die 
schleswig-holsteinischen Neonazi- 
strukturen eingebunden sind. Es ist 
fraglich, ob sie diese Aktivitäten nun- 
mehr einstellen oder als Bandidos- 
Mitglieder weiter betreiben. Beobach- 
ter der Szene stellen allerdings fest, 
dass die Anbindung an die Neonazis- 
zene anhält. So berichten Neumün- 
steraner AntifaschistInnen von Tref- 
fen der Bandidos-Mitglieder im »Club 
88«. Auch Borchert soll weiterhin en- 
gen Kontakt zu seiner »Aktionsgruppe 
Kiel« halten, auch wenn er aus Angst 
vor den Hells Angels ein offenes Auf- 
treten in Kiel vermeidet. 

Die Bandidos, die schon in der Ver- 
gangenheit dadurch aufgefallen sind, 
dass rechte Bands in ihren Clubhei- 
men auftreten konnten, haben mit der 
Verleihung des »probatory status« an 
das Chapter Neumünster ein klares 
Zeichen gesetzt, dass sie Neonazis in 
ihrem Club, in dem auch viele Migran- 
ten aktiv sind, akzeptieren. Jedenfalls 
in Neumünster bestehen gute Chancen 
dass der Bandidos MC nicht als - wie 
bei Rockern üblich - 1%er Club, son- 
dern als 88%er den Club-Farben rot- 
gelb einen deutlich braunen Klecks 
verpassen. [) 


HOME CHAPTERS IN MEMORY GUESTBOOK LINKS 


[1] Dokumentation 
von Peter Borcherts 
Profil auf meinVZ 


[2] Dokumentation 
des Gästebuchs von 
bandidos-mc-ger- 
many.de 


Er 


OPEN HOUSE NICHTS EUENTS SUPPORT CLUBS SUPPORT STUFF KONTAKT 


Tim 
| Big Fat Congratulations to the Chapter Regensburg for Probationary Status! 


1LBR Zapata MC Reger 


Prospect Chapter Neumlinster 


Das Prospect Chapter Neumünster wünscht seinem Bros. PETER alles Gute zum Geburtstag. 


Bine 


Endlich rot-geib In REGENSBURG 


4.2009 85 AlB 15 








Br... Rückblick auf die Bundestagswahl 


Die extreme Rechte nach 


den 


Vor dem Hintergrund der jüngeren Ent- 
wicklungen im Umfeld der NPD - dem 
Tod von Jürgen Rieger und den neuerli- 
chen finanziellen Unregelmäßigkeiten - 
verblasst die Bedeutung des Bundestags- 
wahlergebnisses für die Partei sehr 
schnell. Die Schwelle der Wahlkampfko- 
stenerstattung (= 0,5 % auf Bundese- 
bene) konnte problemlos übersprungen 
werden, womit das Hauptziel der Partei 
erreicht wurde. Mindestens auf Bundese- 
bene war es der NPD auch nicht um 
mehr gegangen. Dennoch bedeutet ein 
Zweitstimmenergebnis von 1,5 % und 
der Rückgang der absoluten Stimmenzahl 
von 748.568 (= 1,6 % 2005) auf 
635.437 einen herben Verlust für die 
NPD, die immer mehr auf die Rolle einer 
(ostdeutschen) Regional- und Kommu- 


nalpartei verwiesen wird. 


16 AIB 85 4.2009 


Bundestagswahlen 


Gerd Wiegel/Roland Bach 


Bemerkenswert ist das durchgängig 
bessere Erststimmenergebnis der NPD 
gegenüber den Zweitstimmen. Mit 
768.175 Stimmen liegt sie hier deut- 
lich über den Zweitstimmen. Ein Blick 
auf die Landesergebnisse der NPD bei 
den Bundestagswahlen weist mehr 
oder weniger überall Verluste aus und 
bestätigt die vorhandenen Schwer- 
punkte mit Sachsen (4,0 %), Mecklen- 
burg-Vorpommern (3,3 %) und Thürin- 
gen (3,2 %). Einzig im Desaster der 
anderen Parteien der extremen Rech- 
ten versucht die NPD Trost zu finden 
und ruft sich in einer Stellungnahme 
zum Wahlergebnis zur »einzig ernst- 
zunehmenden nationalen Kraft« aus. 
Die Ergebnisse von Republikaner (REP) 
(0,4 %) und DVU (0,1 %) bestätigen 
diese Einschätzung, doch handelt es 
sich auch bei der NPD um eine sehr 
bescheidene »nationale« Kraft. 

Den REPs ist es in keinem Bundes- 
land gelungen, die Ein-Prozentmarke 
zu überspringen, selbst in ihren südli- 
chen Stammländern Bayern (0,8 %), 
Rheinland-Pfalz (0,8 %) und Baden- 
Württemberg (0,9 %) blieb sie darun- 
ter. Verfehlt wurde mit dem rundum 
schlechten Ergebnis von 0,4 % auch die 
Wahlkampfkostenerstattung. Von die- 
ser ist die DVU mit einem katastropha- 
len Ergebnis von 0,1 % noch weiter 
entfernt. Auch wenn sich die Partei 
vornehmlich auf die parallelen Land- 
tagswahlen in Brandenburg konzen- 
triert haben dürfte, ist das Ergebnis 
doch ein Hinweis darauf, dass die DVU 


als Wahlpartei keinerlei Zukunft mehr 
hat. 


Einige regionale Ergebnisse der 
extremen Rechten 

Die Wahlergebnisse der extremen Rech- 
ten - berechnet auf der Kreis- und 
Ortsebene - bestätigen die Einschät- 
zungen zu den Landeszahlen, machen 
aber zugleich erhebliche Differenzie- 
rungen und regionale Schwerpunkte 
deutlich. Es zeigt sich auch hier, dass 
in vielen Fällen die Erststimmenzahl 
(E) für die NPD größer als die Zahl der 
Zweitstimmen (Z) ist. 

In Sachsen bleibt die NPD in Ost- 
sachsen/Oberlausitz und in der Säch- 
sischen Schweiz am stärksten präsent. 
Wahlergebnisse von 5,5 % (Z) in Lö- 
bau, von 6,1 % (Z) in Reichenbach 
(OL), von 5,0 % in Zittau und 4,9 % in 
Görlitz werden dabei im Kirnitzschtal 
mit 10,6 % (Z), Hohenstein mit 9,6 % 





oder Sebnitz mit 8,1 % übertroffen. 
Aber auch in Westsachsen liegt teil- 
weise das Ergebnis mit 7,5 (E)/6,8 (Z) % 
in Wurzen oder von 8,7 (E)/ 8,37 (Z) % 
in Mutzschen weit über dem Landes- 
durchschnitt von 4,0 %. 

In Mecklenburg-Vorpommern sind 
es wiederum die Kreise im östlichen 
Landesteil, wo die Stimmenanteile für 
die NPD über das Landesergebnis (3,3 
%) hinausragen (z. B. Wahlkreis Neu- 
brandenburg-Neustrelitz-Uecker/Ran- 
dow mit 5,0 E bzw. 4,6 Z %). Hinter 
dem Landesergebnis von Brandenburg 
(2,8 %) verbergen sich für die NPD als 
Spitze, Anteile von 4,0 % der Zweit- 
stimmen in den Wahlkreisen Ucker- 
mark I und Spree-Neisse II. 

In Berlin (Landesergebnis 1,6 % 
der Z) behielt die NPD ihre Stamm- 
wählerschaft in den Bezirken, wo sie 
bereits in den Bezirksverordnetenver- 
sammlungen vertreten ist. Sie er- 
reichte 3,0 % in Marzahn-Hellersdorf, 
2,8 % in Lichtenberg, 2,6 % in Trep- 
tow-Köpenick und 2,0 % in Neukölln. 

In Bayern (Landesergebnis 1,3 %) 
differieren die Wahlergebnisse für die 
NPD zwischen der Region Oberbayern 
mit 1,2 % (E)/ 0,9 % (Z) und der Ober- 
pfalz mit 2,2 % (E) /1,9 % (Z), zwi- 
schen München mit 1,0 % (E) /0,7 % 
(Z) und Nürnberg mit 2,5 % (E) /2,1% 
(Z) oder Deggendorf mit 3,3 % (E) / 
2,3 % (2). 





Bei einem Landesergebnis von 3,2 % 
für die NPD in Thüringen meldeten 
fünf Wahlkreise Erststimmen für diese 
Partei von über 4 %, drei weitere 
Wahlkreise kamen in diese Nähe. In 
einem Wahlkreis (Sonneberg-Saal- 
feld/Rudolstadt-Saale/Orla) erreichte 
auch deren Zweitstimmenanteil 4,1 %. 


Ausblick am Ende des Wahljahres 
Betrachtet man den Wahlzyklus des 
Jahres 2009 insgesamt, dann lassen 
sich einige Schlussfolgerungen für die 
Einschätzung der extrem rechten Wahl- 
parteien daraus ableiten. Der DVU ist 
es offensichtlich nicht gelungen, nach 
dem Ende der »Ära Frey« einen Neu- 
start zu gestalten. Mindestens der po- 
tenziellen Wählerschaft scheint es 
nicht vermittelbar zu sein, um was für 
eine »neue Rechte« es sich hier han- 
deln soll. Das katastrophale Europa- 
wahlergebnis lieferte der NPD den Vor- 
wand, einen ihr nicht mehr nützlichen 
Pakt aufzukündigen. Konkurrenzan- 
tritte der DVU muss die NPD zukünftig 
kaum noch fürchten, bewegen sich 
deren Ergebnisse doch im marginalen 
Bereich. Selbst in ihrem Stammland 
Brandenburg ist es der DVU nicht ge- 
lungen, ein zumindest besseres Ergeb- 
nis als die NPD einzufahren. 

Auch für die REP haben die Wahlen 
des Jahres 2009 durchgängig schlechte 
Ergebnisse erbracht, so dass sich die 


Rückblick auf die Bundestagswahl Re 


Frage nach ihrem weiteren Bestand als 
bundesweite Wahlpartei stellt. Da die 
Partei, anders als die DVU, jedoch 
über viele Jahre eine relativ gute kom- 
munale Verankerung verzeichnete, 
könnte der Durchhaltewille hier grö- 
ßer sein. Andererseits ist es der Partei 
seit den Verlusten in ihrem Stamm- 
land Baden-Württemberg nicht mehr 
gelungen, ein benennbares und ab- 
grenzbares Wählersegment an sich zu 
binden. 

Zu dieser Form der Wählerbindung 
ist von den drei bundesweiten Wahl- 
parteien der extremen Rechten einzig 
die NPD in der Lage - bisher jedoch 
nur in ausgewählten Gebieten. Bei al- 
len objektiven Misserfolgen der NPD 
bei den Wahlen 2009 ist es ihr mit den 
Ergebnissen bei den Landtagswahlen 
in Sachsen und Thüringen und auch 
mit den Bundestagswahlergebnissen 
in ihren Hochburgen zur Bundestags- 
wahl gelungen, in bescheidenem Um- 
fang eine Stammwählerschaft heraus- 
zubilden. Dieser Sockel garantiert ihr 
in diesen Gebieten eine kommunale 
Verankerung, die wiederum der Aus- 
gangspunkt für Landeserfolge sein 
kann. Die nächste Probe für die Be- 
stätigung dieser Strategie wird im 
nächsten Jahr die Wahl zum Landtag 
von Mecklenburg-Vorpommern sein. 
Sollte der Truppe von Udo Pastörs hier 
der Wiedereinzug gelingen, wird spä- 
testens dann auch die Machtfrage in- 
nerhalb der NPD noch einmal auf die 
Tagesordnung kommen. Mit dem Tod 
von Jürgen Rieger werden sich mit ho- 
her Wahrscheinlichkeit die Gewichte 
innerhalb der Partei verschieben. Die 
beiden Landtagsfraktionen, verbun- 
den mit einer jeweils relativ starken 
kommunalen Verankerung, könnten 
dann zum eigentlichen Machtzentrum 
der NPD werden. Zumal angesichts der 
finanziellen Lage der Partei nur hier 
die Mittel vorhanden sind, um profes- 
sionell Politik zu machen. Umso wich- 
tiger also, ihr mindestens eines dieser 
Zentren bei nächster Gelegenheit aus 
der Hand zu schlagen. = 
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= NPD in Thüringen 


[1] NPD-Landespar- 


teitag am 21. Novem- 


ber 2009 in Kirch- 


heim. Ganz rechts Pa- 


trick Wieschke. 


Beim Landeslistenparteitag am 7. Februar 
2009 im Örtchen Kirchheim (Ilm-Kreis) 
startete der Thüringer Landesverband 
der NPD in den Wahlkampf (siehe AIB 
#82). Ebendort traf sich die Partei am 
22. November 2009 nun wieder um sich 
unter dem Motto »Nach der Wahl ist vor 
der Wahl« für die nächsten Jahre 


auszurichten, 


Trotz nicht unerheblichen Stimmen- 
gewinns ist es der NPD in Thüringen 
nicht gelungen, ausreichend Wähler 
und Wählerinnen für den erstmaligen 
Einzug der Partei in den Erfurter 
Landtag zu mobilisieren. Seit drei 
Jahren war dies erklärtes Ziel des Lan- 
desverbands unter Führung des Lan- 
desvorsitzenden Frank Schwerdt und 
unter Koordination des Landesge- 
schäftsführers Patrick Wieschke. Dem 
28-jährigen Ehrgeizling gelang es in 
den drei Jahren seiner Amtszeit als 
hauptamtlicher Geschäftsführer die 
eher subkulturell geprägte Neonazi- 
Szene im Freistaat unter dem Hut der 
NPD zu sammeln und politisch zu pro- 
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NPD Thüringen 


Nach der Misere ist vor der Misere 


fessionalisieren. Sein autoritärer und 
erfolgsorientierter Führungsstil ist in- 
nerhalb der NPD umstritten: an einem 
Putschversuch interner Konkurrenten 
um Kai-Uwe Trinkhaus aus Erfurt und 
NPD-Bundesvorstandsmitglied Thor- 
sten Heise aus Fretterode wäre der 
Landesverband 2008 beinahe zerbro- 
chen. 

Bemerkenswert war die logistische 
Leistung des flächendeckenden Wahl- 
kampfs der NPD. Dabei erhielt der Ver- 
band erhebliche Unterstützung aus 
anderen Bundesländern: Durch »Pa- 
tenschaften« der Landesverbände un- 
tereinander waren in Thüringen unter 
anderem Neonazis aus Bayern und 
Niedersachsen im Wahlkampf aktiv. 

Anstatt auf das in anderen Bundes- 
ländern erfolgserprobte Konzept der 
rechten und populistischen Beantwor- 
tung der sozialen Frage zurückzugrei- 
fen, baute die NPD in Thüringen auf 
völkischen Rassismus und die Ableh- 


nung der demokratischen Parteien. 


Der Wahlkampfauftakt am 1. Juli 2009 
gab die Richtung vor: mit Mahnwa- 
chen vor islamischen Gebetsräumen 
wollte man vor »Überfremdung« war- 
nen. Für Schlagzeilen sorgten die 
Rechten mit einer Kampagne gegen 
den Schwarzen Thüringer CDU-Inte- 
grationsbeauftragten Zeca Schall, den 
die NPD in ihren Pressemitteilungen 
rassistisch als einen »mit einem Stück 
Papier zu einem Bundesrepublikaner 
gemachten Neger« beleidigte. 

An junge Wählerinnen und Wähler 
hatte die NPD sich speziell mit einer 
Schulhof-CD sowie einem Comic-Heft 
gerichtet, in dem Antisemitismus, 
Rassismus und Verherrlichung des Na- 
tionalsozialismus den Ton angeben. 
Die bedeutendste Kohorte stellt für 
die NPD die Gruppe der 45 bis 60- 
Jährigen dar - einen Unterschied zwi- 
schen Männern und Frauen gibt es da- 
bei kaum. Für alle Altersgruppen gilt 
nach wie vor, dass die NPD-WählerIn- 
nen überwiegend männlich sind. 





Knapp dreimal mehr Männer als 
Frauen gaben ihre Stimme der extrem 
rechten Partei. Der Erfolg der Schul- 
hof-Strategien geht vor allem bei un- 
ter 18-jährigen Jugendlichen auf, die 
in diesem Jahr noch nicht wählen 
durften. Bei den U18 Wahlen, einer 
Wahlsimulation für Kinder und Ju- 
gendliche, erhielt die nationalsoziali- 
stische Partei in Thüringen 9,42 % der 
Stimmen. 

Die NPD erachtet regionales Enga- 
gement und kommunale Verankerung 
als das A und O für Wahlerfolge. Die 
Betrachtung der Ergebnisse der ein- 
zelnen Thüringer Wahlkreise weist je- 
doch darauf hin, dass die tatsächliche 
regionale Aufstellung vergleichsweise 
unbedeutend für ihre Wahlerfolge ist. 

Die NPD mobilisierte bei den ver- 
gangenen Landtagswahlen 45.518 
Thüringer und Thüringerinnen an die 
Wahlurnen; das sind 4,5 % der Erst- 
stimmen zu Gunsten extrem rechter 
WahlkreiskandidatInnen. Die Zweit- 
stimmen (Landesstimme) liegen mit 
4,3 % nur knapp darunter. 

Die Standartabweichung der Wahl- 
kreisergebnisse beträgt bei der NPD 
ein Prozent (Erststimme). Das bedeu- 
tet, im landesweiten Durchschnitt 
sind alle Ergebnisse, die zwischen 3,5 
% und 5,5 % um den Mittelwert 
streuen, statistisch als normal anzu- 
sehen. Eine anomale statistische Ab- 
weichung liegt in den Bereichen dar- 
unter bzw. darüber vor. Diese Abwei- 
chung von einem Prozent nach oben 
und unten ist vergleichsweise gering: 
Die NPD hat landesweit ein ausgewo- 
genes Ergebnis erzielt. 

Der Eindruck der relativ geringen 
Bedeutung der tatsächlichen Effektivi- 
tät lokaler NPD-Strukturen verstärkt 
sich beim Blick auf die über- und unter- 
durchschnittlich abschneidenden Wahl- 
kreise: Über der interessanten 5,5 %- 
Marke liegen u.a. Saalfeld-Rudolstadt 
und das Altenburger Land. Beide NPD- 
Kreisverbände verfügen nicht über ei- 
gene Internetpräsenzen - von öffentli- 
cher Arbeit in den Kreisen im Sinne 


der Partei ist darüber hinaus wenig zu 
verzeichnen. 

Es ist unschwer zu erkennen, dass 
der Schwerpunkt neonazistischer Wahl- 
erfolge im ländlichen Raum liegt, wäh- 
rend die großstädtischen Wahlkreise 
Erfurt und Jena unterdurchschnittlich 
abschneiden, obwohl in beiden Städ- 
ten starke neonazistische Strukturen 
existieren. Gleichsam gibt es dort ak- 
tive Initiativen, die der NPD entgegen- 
wirken. 

Bei der Bundestagswahl nur einen 
Monat später sackte die Partei auf 3,2 % 
im Freistaat ab: Die NPD hatte all ihre 
Kraft sowie auch Wahlkampfmateria- 
lien bereits im Landtagswahlkampf 
verbraucht und auf einen Bundestags- 
wahlkampf weitgehend verzichtet. 
Auch hier verdichtet sich die NPD- 
WählerInnenschaft im ländlichen 
Raum. 

Nach der Ernüchterung durch das 
verpasste Wahlkampfziel folgte wenig 
Erbauliches für die Neonazi-Partei. So 
wurde der rechten Szene bereits im 
August vorerst das seit sieben Jahren 
existierende »Braune Haus« in Jena 
auf Grund baulicher Mängel durch die 
Baubehörde zunächst geschlossen. 

Mit dem Tod von Eigentümer Jür- 
gen Rieger im November versiegelten 
die Behörden schließlich auch das 
Schützenhaus in Pößneck. Auf diesem 
Grundstück hatte noch im September 
das »Fest der Völker« stattgefunden. 
Ebenso diente die vom Jenaer Neonazi 
Andre Kapke verwaltete Immobilie als 
Materiallager für den Wahlkampf. 

Bei dem zweiten Parteitag dieses 
Jahres in Kirchheim sah sich die NPD 
nicht nur mit etwa 100 Gegendemon- 
strantInnen konfrontiert: auch mit 
der eigenen Finanzsituation mussten 
sich die Rechten weiterhin auseinan- 
dersetzen. Zu der chronisch schlech- 
ten Kassenlage kommen neue Vor- 
würfe der Bundestagsverwaltung ge- 
gen den Landesverband. In ihren 
Rechenschaftsberichten soll die NPD 
Einnahmen aus den als Kundgebungen 
getarnten Konzerten wie dem »Rock 


NPD in Thüringen m: 


für Deutschland« in Gera und dem 
»Fest der Völker«, für welche obligato- 
rische »Spendenbeiträge« von den Gä- 


sten verlangt wurden, nicht korrekt 
nachgewiesen haben. In Kirchheim 
wies die NPD alle Vorwürfe zurück. 
Landesgeschäftsführer Patrick Wies- 
chke hat sich unterdessen mit einem 
Posten bei der NPD-Zeitung »Deutsche 
Stimme« seine politische Karriere auch 
ohne Landtagsmandat gesichert. m 
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[2] Der Thüringer 
NPD-Landesvorsit- 
zende Frank 
Schwerdt 


a DVU am Ende? 


[1] Andreas Molau 
(am Boden liegend) 
gibt den Kurs der 
DVU vor. 





Vom 


Als am 11. Januar 2009 Matthias Faust 
aus Hamburg zum neuen Bundesvor- 
sitzenden der Deutschen Volksunion 
(DVU) gewählt wurde und damit die 
22-jährige Alleinherrschaft des al- 
ternden Parteipatriarchen Gerhard 
Frey beendet war, überschlugen sich 
die Spekulationen. Der zu diesem 
Zeitpunkt 37-jährige neue Vorsitzende 
stand nicht nur für einen Modernisie- 
rungskurs in der Partei, auch neue 
Chefideologen sollten vielfältige The- 
men bearbeiten, neue Finanziers ge- 
wonnen und dadurch die eingeschla- 
fenen Aktivitäten wieder entfaltet 
werden. Eine Radikalisierung der DVU 
wurde befürchtet und die Nationalde- 
mokratische Partei Deutschland (NPD) 
müsse mit Konkurrenz im neonazisti- 
schen Parteienspektrum rechnen. 
Jahrelang führte die DVU Wahl- 
kämpfe als Materialschlachten. Egal 
wo sie antrat, kein Laternenpfahl war 
vor ihren Plakaten und kein Briefkas- 


ten vor Zeitschriften und Flugblättern 


20 AIB 85 4.2009 


Privatunternehmen 


zur Phantompartei 


Ein Abgesang auf die DVU 


sicher. Erstmals zur Bürgerschafts- 
wahl in Hamburg 2008 hat der dama- 
lige Spitzenkandidat, Matthias Faust, 
neue Akzente gesetzt. Mit einer Kom- 
bination aus klassischer Wahlkampf- 
PR und neuen Medien versuchte er 
sich in Szene zu setzen. Plakatwellen, 
moderne Internetpräsenz und allerlei 
Werbefilmchen verhalfen ihm jedoch 
nicht zum gewünschten Erfolg. Den- 
noch hinterließ diese modernisierte, 
zeitgemäße Form des Wahlkampfs 
Spuren bei den alten Herren und Da- 
men der DVU. Faust wollte diese Im- 
pulse zur bestimmenden Wahlkampf- 
form werden lassen. Dies versprach 
zuerst Erfolg, war es nun möglich, 
entgegen früherer Wahlkämpfe, die 
überwiegend rassistische Ressenti- 
ments der Gesellschaft bedienten, 
sich auch anderen Themen zu wid- 
men. Die seit Jahren quer durch die 
Republik gekarrte überalterte Basis 
der Partei, die selbst gar keine Akti- 
vitäten entfalten kann, brauchte es 
somit auch nicht mehr. 

Schnell wurde deutlich, dass es Faust 
nicht gelang, ein eigenständiges Pro- 
fil zu entwickeln. Die Oberflächlich- 
und Beliebigkeit mit der Themen auf 
der Internetseite des Bundesverban- 
des bearbeitet werden, zeigen das gra- 
vierendste Problem der DVU. Es man- 
gelte ihr für das gesamte Wahljahr 
2009 an einem zugkräftigen Thema. 
Mit einer fast täglich aktualisierten 
aber völlig zusammenhangslosen In- 
ternetseite in Kombination mit einer 
nicht mehr gegebenen Aussenwir- 


kung, ist kein Wahlkampf zu betrei- 
ben. Auch dem vielgepriesenen und 
im Streit aus der NPD ausgetretenen 
»neuen« Chefideologen der DVU, And- 
reas Molau, gelang es nicht, die Partei 
auf Kurs zu bringen. 


A neverending story 

Unmittelbar nach der Wahl zum Bun- 
desvorsitz stellte Faust zwei - wenig 
überraschende - Schwerpunkte für das 
anstehende »Superwahljahr 2009« in 
Aussicht. Die Europa- sowie die Land- 
tagswahl in Brandenburg sollten den 
neu eingeschlagenen Kurs bestätigen. 
Wenig Risiko also, saß die DVU doch 
bereits in zweiter Legislaturperiode im 
Brandenburger Landtag und das ohne 
große Anstrengung. Doch die inhalts- 
leere, wenig präsente und weithin 
handlungsunfähige DVU, enttäuschte 
im Juni 2009 bei der Europawahl mit 
belanglosen 0,4 Prozent. Das ließ für 
die Landtagswahl in Brandenburg we- 
nig Gutes hoffen und vorsorglich be- 
endete die NPD schon mal den bis da- 
hin bestehenden »Deutschlandpakt« 
und erklärte sich, nicht ohne Grund, 
als die einzig erfolgreiche »nationale 
Kraft« (siehe AIB #84). 

Die DVU suchte ihr Heil daraufhin 
in der Flucht nach vorn. Obgleich es 
ihr auch Brandenburg nicht gelang 
handlungsfähige Strukturen aufzu- 
bauen sollte nicht nur ein Wahlerfolg 
her, auch die Gründung einer verei- 
nigten Rechtspartei, welche die un- 
terschiedlichsten Spektren der extre- 
men Rechten unter einem Dach verei- 


j Srdalic, 


nen sollte, wurde lautstark propa- 
giert. 

Dieser Zwangsoptimismus hat meh- 
rere Gründe. In einem »DVU-Stamm- 
land« zu verlieren, würde dem Siech- 
tum der Partei ein Gesicht geben. Die 
NPD würde im neonazistischen Lager 
weiter an Stärke gewinnen und die fi- 
nanziell angeschlagene DVU wäre, 
ohne die angestrebte Wahlkampfko- 
sten-Rückerstattung, faktisch pleite. 


Das Unheil nimmt seinen Lauf 

Obwohl Faust überzeugt war, dass Frey 
»weiter seine finanzielle Unterstüt- 
zung« zugesagt hat, lässt diese immer 
noch auf sich warten. Für einen inten- 
siven Materialwahlkampf war folglich, 
trotz Mitarbeit des gut betuchten Un- 
ternehmers Patrik Brinkmann, kein 
Geld vorhanden. Denn auch der gebür- 
tige Schwede hat eigene politische In- 
teressen, die er verwirklicht sehen 
will. Um sein publizistisches Wirken 
weiter zu festigen, steht ihm Andreas 
Molau als Vorsitzender der extrem 
rechten »Gesellschaft für freie Publizi- 
stik« unterstützend zur Seite. Und 
auch wenn Brinkmann gelegentlich 
seine Villa im Berliner Stadtteil Zeh- 
lendorf für Strategiegespräche zur 
Verfügung stellt, will er das Geld nicht 
zum Fenster hinaus werfen. Das sich 
dieser Umstand bei der momentanen 
Verfasstheit der DVU einmal ändern 
wird, darf bezweifelt werden. Wie aus 
internen Kreise verlautet wurde, soll 
keine Finanzquelle in Sicht sein und 





auch der als »wenig straff« beschrie- 
bene Faust, steht nicht im Ruf zu- 
kunftsträchtige Strukturen und The- 
men zu entwickeln. Im Zuge dessen ist 
die DVU-Führung gezwungen, die Par- 
tei zu öffnen und weitere Neonazis ins 
Boot zu holen. 

Einzelakteure werden geworben, 
die in der Lage sein sollen den Schein 
zu wahren. Brachliegende Landesver- 
bände wie z. B. der in Berlin, wurden 
reaktiviert und eigens eine Jugend- 
gruppe, die »Junge Rechte« (JR), ge- 
gründet. Doch die Konzept- und The- 
menlosigkeit innerhalb der DVU, lässt 
sich damit nicht kaschieren. Der Ber- 
liner Landesverband stellt täglich sei- 
tenlange Texte auf die Internetseite, 
doch öffentliche Aktivitäten sind, 
nicht nur dort, keine zu verzeichnen. 
Die im Juni 2009 gegründete JR um 
den Frankfurter Jurastudenten Tony 
Fiedler, ist schneller wieder in der Be- 
deutungslosigkeit verschwunden, als 
der Ankündigungsprozess dieses Pro- 
jektes Raum nahm. 

Die Gegnerschaft zur NPD und ein 
hoher Bekanntheitsgrad ließ Christian 
Worch an der Seite der DVU, die ohne 
Struktur, ohne Geld und ohne Thema 
in den Wahlkampf ging, durch Bran- 
denburg ziehen. Mit sieben Kund- 
gebungen sollte die Öffentlichkeit zur 
Wahl der DVU motiviert werden. Doch 
die immer gleiche Rednertruppe um 
Faust und Molau, bestehend aus Liane 
Hesselbarth (ehem. Fraktionsvors. in 
Brb.), Ingmar Knop (stellv. Parteivors. 


DVU am Ende? an 


aus Dessau) und wahlweise Marcel Guse 
(Potsdam) oder Hans-Gerd Wiechmann 
(Landesvors. aus Nds.), konnte ledig- 
lich ihre mitgereiste ca. 20-köpfige 
Stammmannschaft erfreuen. Somit war 
es folgerichtig, dass die DVU mit nur 
1,2 % der Wählerstimmen aus dem 
Brandenburger Landtag flog und von 
der kurzfristig angetretenen NPD bei 
der Stimmabgabe auch noch überholt 
wurde. Zusätzlich mit den 0,1 % bei 
der Bundestagswahl wurde das Jahr 
2009 ein Desaster für die DVU. 


Mehr Schein als Sein 

Anstatt den Problemen Rechnung zu 
tragen, übt sich DVU-Chef Faust wei- 
terhin in Durchhalteparolen. Ziel 
bleibt eine »Partei nach dem Vorbild 
der FPÖ«, denn es gäbe »viele Wähler, 
die ein bisschen konservativer den- 
ken«. Der »Modernisierungskurs« soll 
fortgeführt werden, der »regionale 
Ausbau« der Parteistrukturen durch 
selbsternannte »Leistungsträger« vor- 
angehen und die Landtagswahl in Bre- 
men 2011 neuer Schwerpunkt der DVU 
werden. Mit dem restlichen Ersparten 
wird allerdings ein weiterer Wahl- 
kampf nicht zu bestreiten sein und die 
»Leistungsträger« verlassen das sin- 
kende Schiff. Die NPD bemüht sich 
seit Monaten darum, »brauchbares« 
Material von der DVU abzuwerben und 
hat mittlerweile freie Auswahl. Guse 
und weiter Funktionäre der Partei 
sind gleich ganz zur NPD übergetre- 
ten, der DVU-Vize Knop ließ sich als 
parlamentarischer Berater der sächi- 
schen NPD-Landtagsfraktion anheu- 
ern und auch Christian Worch wurde 
bereits als »Sachverständiger« von der 
NPD engagiert. Innerhalb eines Jahres 
bröckeln der DVU Finanzierungsmög- 
lichkeiten und personelle Ressourcen 
weg und eine politische Betätigung 
findet nur noch virtuell statt. Hoff- 
nungsfroh gestartet hat sich das Kon- 
zept DVU, aufgrund eigener inhaltli- 
cher und organisatorischer Schwächen, 
zwischenzeitlich überlebt und als 
Wahlpartei ist sie de facto tot. [) 
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[2] Der Patriarch Ger- 
hard Frey (am Mikro- 
fon) und sein Nach- 
folger Matthias Faust 
(rechts). 


.- Neonazis im Leipziger Umland 


[1] Neonazis bei der 
zweiten Angriffswelle 
am 24. Oktober 
2009 in Brandis 


1| Ende November 
2009 teilte c 










mit, dass fünf Verdäch 
tige aus Stad 
Landkreis Leipz 
Görlitz festgenommen 
wurden. Alle sind mehr 
fach vorbestraft, unter 
Kör 
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andere 
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2| Schick dekoriert mit 
einem Lok-Leipzig- 
Transparent der 


»Wurzener Jungs« 
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4| Dieser hatte bereits 
zuvor für Persdorf ein 
Tattoostudio und ein 

Sonnenstudio in Wur- 
zen und vorher in Ma 
chern betrieben 






5| Hier wurde 
Produktion und der 
Vertrieb von CDs be- 
sprochen, für Konzerte 
mobilisiert, vor allem 
aber wurden über die- 
ses Bord CDs vertrieben 


Terror-Kreis Muldental 


Ein brutaler Überfall auf den Fußballverein 


»Roter Stern Leipzig« gewährt Einblicke in die 


vielfältige Neonazis-Szene im Leipziger Umland 


Knochenbrüche, Prellungen und blu- 
tige Nasen - das ist das bittere Ergeb- 
nis eines äußerst brutalen Überfalls 
von etwa fünfzig Neonazis auf Fans 
des Roten Stern Leipzig e.V. (RSL) am 
24. Oktober 2009, im östlich von Leip- 
zig gelegenen Brandis (Landkreis Lei- 
pzig). Mit Stahlrohren, Holzknüppeln, 
Quarzsandhandschuhen und Feuer- 
werkskörpern waren die Angreifer ge- 
zielt auf die angereisten Zuschauer des 
Bezirksklassenvereins losgegangen. 
Über den gut dokumentierten Gewal- 
texzess und das offensichtliche Versa- 
gen der Polizei berichteten lokale und 
bundesweite Medien ausnahmsweise 
sehr ausführlich. Anders als üblich bei 
»Fußballrandale« konnte der politi- 
sche Charakter des Angriffs diesmal, 
auch dank der offensiven Pressearbeit 
des RSL, nicht verschwiegen werden. 
Der Täterkreis schien zunächst 
schwer fassbar. Es handelte sich um 
eine Mischung aus einschlägig be- 
kannten Neonazis aus dem früheren 
Muldentalkreis, erfahrenen Schlägern 
aus der Freefight-Szene sowie altge- 
dienten und jüngeren rechten Hooli- 
gans. Es kann also nicht von einer ein- 
heitlichen Organisation oder Gruppe‘ 
gesprochen werden. Die Täter verbin- 
det neben der neonazistischen Ideolo- 
gie und damit dem Hass auf den lin- 
ken Verein aus dem Leipziger Stadtteil 
Connewitz vor allem ihr Wohnort: der 
Muldentalkreis mit der ehemaligen 
Kreisstadt Wurzen. Man kennt sich 
weniger von politischen Aktionen, wie 
es bei den »Freien Kräften« in und um 
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Leipzig der Fall ist, sondern vielmehr 
durch Cliquen-festigende Freizeitakti- 
vitäten: Fußball, Freefight, NS-Hard- 
core-Konzerte und Saufen. 


»Terror Crew Muldental« und andere 
Neonazi-Cliquen 

Identifiziert wurden mehrere Mitglie- 
der der Neonaziclique »Terror Crew 
Muldental« (TCM) aus Bennewitz bei 
Wurzen. Diese Gruppierung ist bisher 
in der Öffentlichkeit nicht durch poli- 
tische Aktionen in Erscheinung getre- 
ten, dafür durch »nationale Freizeit- 
gestaltung«. Die »Terror Crew« ist aus 
zwei von Muldentaler Neonazis ver- 
anstalteten Fußballturnieren (Motto: 
»Das System ins Abseits«) zu Pfings- 
ten und am 3. Oktober 2009 in Wurzen 


als Sieger hervorgegangen. Weitere 
Mannschaften traten unter Bezeich- 
nungen wie »Wurzener Jungs«, »FN- 
Delitzsch/Nordsachsen«, »Nationale 
Sozialisten FN-Muldental«, »Aktions- 
front Geringswalde/Colditz«, »Sturm 
20« Torgau und »Sturm Grimma« an. 
Während des Angriffs in Brandis 
trugen sechs Personen den für die 
Gruppierung typischen roten Kapu- 
zenpullover mit der Aufschrift »Terror 
Crew Muldental«. Einer von ihnen: 
Schweinezüchter Chris Rox, der im 
Juni 2009 als Mitglied der NPD für den 
Bennewitzer Gemeinderat kandidierte. 
Im Sommer 2009 war er gemeinsam 
mit anderen Neonazis an einem Über- 
fall auf drei Jugendliche in Wurzen 
beteiligt, dabei verletzte er einen von 





ihnen schwer. In seiner Freizeit singt er 
bei der Neonaziband »Storm of Mind«. 


Warm Up beim Konzert 

Wie groß die neonazistische Szene in- 
klusive ihres Umfeldes im Muldental 
derzeit ist, war am 1. August 2009 bei 
einem Konzert im Gewerbegebiet 
»Lüptitzer Höhe« bei Wurzen zu be- 
sichtigen. Bei dieser Party waren etli- 
che der im Oktober am Angriff auf den 
RSL beteiligten Schläger anwesend. 
Die Räume dienen normalerweise als 
Proberaum für die Wurzener NS-Hard- 
core-Band »Eastside«’. Sie trat an die- 
sem Abend zusammen mit Rox’ 
»Storm of Mind« und »Inkubation« 
(Döbeln) auf. Also ein eindeutiges 
Neonazikonzert, obwohl das Publikum 
durchaus gemischt war. Ein Mitglied 
der »Terror Crew« trug stolz ein rotes T- 
Shirt mit der Aufschrift »Nazi«, bei 
anderen prangte »Holocaust« oder 
»Auch ohne Sonne braun« auf der 
Brust. Ein weiterer Gast präsentierte 
am späteren Abend stolz seine Tat- 
toos: Rocco Hahn. Auch er war in 
Brandis dabei und posierte bei dem 
Konzert mit etlichen Bandmitgliedern 
und Besuchern. Hahn ist bereits seit 
den frühen 1990er Jahren in der Wur- 
zener Neonaziszene aktiv und war 
1994 an brutalen Überfällen auf por- 
tugiesische Bauarbeiter und alterna- 
tive HausbesetzerInnen beteiligt. 

Aus Leipzig angereist war der Alt- 
hooligan und Neonazi Ricardo Sturm. 
Dieser war in Brandis zusammen mit 
seinem jüngeren Bruder Gabriel einer 
der wenigen Schläger, die nicht aus 
dem Muldental stammten’. Das Kon- 
zert in Lüptitz scheint einer der Orte 
zu sein, an denen sich die Mischszene 
konstituiert hat aus deren Reihen die 
Schläger von Brandis kamen. 


Infrastruktur: »Front Records«, 
»Freies Netz« und JN-Stützpunkte 
Rocco Hahn ist ebenfalls Hooligan und 
Freefighter. Eine Zeit lang hat er bei 
den Wurzener »Fighting Fellas« trai- 
niert und ist für sie bei Freefight-Tur- 


nieren in den Ring gestiegen. Inzwi- 
schen hat diese »Boxgemeinschaft« 
ihre Aktivitäten nach Leipzig verla- 
gert. Seit 2009 gibt es in der Nähe des 
Wurzener Bahnhofs eine neue Trai- 
ningshalle für Kampfsportler, die der 
Betreiber des Neonazi-Labels »Front 
Records«, Thomas Persdorf, über sei- 
nen Strohmann und Geschäftspartner 
Dirk Schwitzke‘ erworben hat. Persdorf, 
der früher auch mit den »Fighting Fel- 
las« kooperiert hat, sammelt auf diese 
Weise die in Wurzen zurückgelassenen 
Schläger auf. Neben Rocco Hahn wa- 
ren noch andere Freefighter aus Wur- 
zen und Umgebung (Colditz) bei dem 
Überfall in Brandis dabei. 

Dass mit Kai Denkwitz, dem einsti- 
gen Betreiber des Hardcore-Forum ha- 
tecoretk.com ein weiterer Handlanger 
von Persdorfin Brandis dabei war, un- 
terstreicht dessen Bedeutung im Hin- 
tergrund. Eine ähnliche Bedeutung 
kommt dem Delitzscher Neonazi Maik 
Scheffler zu, der als Initiator der 
»Freies Netz«-Struktur in Sachsen gilt 
und es inzwischen zum NPD-Kreisvor- 
sitzenden in Nordsachsen, Landesvor- 
standsmitglied und »Organisationslei- 
ter« der NPD in Sachsen gebracht hat. 
Wurzen war zeitweise als Teil des 
»Freien Netz Nordsachsen« aufge- 
führt. Auf dieser Internetseite wurde 
ab 2008 regelmäßig über verschiedene 
Propagandaaktionen in der Mulde- 
stadt wie auch die bereits erwähnten 
»Nationalen Fußballturniere« berich- 
tet. Dass am 22. November 2009 mit 
drei JN-Stützpunkten in Nordsachsen 
auch einer für Wurzen/Muldental ge- 
gründet wurde, rundet das Bild ab. 


Fazit 

Die Fotos von dem Konzert im August 
2009 bei Wurzen geben den Schlägern 
von Brandis ein Gesicht. Hools, Free- 
fighter und Freizeitcligquen kennen 
sich teilweise aus der Schulzeit und 
sind sich einig darin, dass die Anreise 
eines »Zecken«-Vereins für sie eine 
Provokation darstellt, auf die reagiert 
wird. Politische Strukturen sind dafür 


Neonazis im Leipziger Umland 








nicht zwingend erforderlich, auch 


wenn diese sich nach und nach eben- 
falls herausbilden. In Leipzig sind die 
»Freien Kräfte« inzwischen fast voll- 
ständig in der NPD-Nachwuchsorgani- 
sation JN aufgegangen. In Wurzen 
und Umgebung hat es diese Abgren- 
zung zwischen parteifreien Neonazis 
und NPD nie in diesem Maße gegeben. 
Durch die Etablierung eines JN-Stütz- 
punktes und die durch den Neonazi- 
Großunternehmer Thomas Persdorf 
zur Verfügung gestellte Infrastruktur, 
verbessern sich die Strukturen für die 
Neonazis weiter. Im Gegensatz zu den 
1990er Jahren, als ein erster Versuch 
in Wurzen ein »nationales Jugendzen- 
trum« zu etablieren scheiterte, fallen 
diese inzwischen vor Ort gar nicht 
mehr groß als Neonazis auf. Dafür be- 
darf es schon Anlässen wie dem Spiel 
gegen den »Roten Stern Leipzig«. m 


Eine ausführlichere Version dieses Artikels ist auf der 
Internetseite des AlB zu finden. 
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[2] Ricardo Sturm po- 
siert beim Neonazi- 
konzert bei Wurzen 
am 1. August 2009. 
Dokumentiert vom 
Internetportal studiVZ 


[3] Rocco Hahn beim 
gleichen Anlass. 
Dokumentiert vom 
Internetportal studiVZ 





- Akzeptanz der NPD in Mecklenburg-Vorpommern 


Mit der NPD gegen die 
Nestbeschmutzer 


Ob Zusammenarbeit mit der NPD oder 
die Wahl eines Neonazis zum Vize- 
Bürgermeister: Im Osten Mecklenburg- 
Vorpommerns herrscht in Lokalpolitik 
und Alltag Normalität gegenüber den 


ausgeprägten rechten Strukturen. 


Karl-Dieter Lehrkamp wird sich in Zu- 
kunft wohl überlegen, mit wem er sein 
Bierchen trinkt. Dem CDU-Fraktions- 
chef und Präsidenten des Kreistages 
von Ostvorpommern war Anfang No- 
vember 2009 vorgeworfen worden, 
Kontakte zur NPD zu pflegen. Nicht 
nur würde er mit dem NPD-Politiker 
Michael Andrejewski am Biertisch der 
CDU gemeinsam die Parlamentssitzun- 
gen ausklingen lassen und vielleicht 
sogar Absprachen treffen, sondern 
auch regelmäßig Fahrgemeinschaften 
bilden. Der Kritisierte dementierte 
zwar, gab jedoch zu, dass er nicht alle 
Vorwürfe ausräumen könne. Diese 
werden bedeutungsvoller angesichts 
des Wechsels, den die ostvorpommer- 
sche Lokalpolitik nach dem Wieder- 
einzug der NPD in den Kreistag vollzo- 
gen hat: »Da die bisherige Ausgren- 
zung nicht zum Erfolg geführt habe«, 
so Lehrkamp, wolle man nun »offensi- 
ver mit den Neonazis umgehen«. Als 
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erstes Zeichen dieses Umgangs wur- 
den ihre Vertreter mit den Stimmen al- 
ler Fraktionen und ohne Notwendigkeit 
über Listenwahlen in alle Ausschüsse 
des Parlaments gewählt. In der vor- 
ausgegangenen Wahlperiode hatte das 
Parlament, nur einzelnen Anträgen 
der NPD zugestimmt. 

Der Kreistag von Ostvorpommern 
ist eines von vielen Lokalparlamenten, 
in das die NPD dieses Jahr einziehen 
konnte - hier und im nahen Uecker- 
Randow-Kreis sogar in Fraktionsstär- 
ke. An die 60 Mandate erzielten Neo- 
nazis im ganzen Land, mehr als die 
Hälfte davon in Vorpommern. Hier 
sind sie stark genug, um Kandidaten 
auch in Gemeindeparlamente entsen- 
den zu können - und hier gibt es we- 
nig Berührungsängste anderer Lokal- 
politiker. Einer von ihnen ist Joachim 
Saupe, CDU-Vorsitzender in Herings- 
dorf auf der Insel Usedom. Wie in an- 
deren Orten auch hatte ein Wahlvor- 
schlag der NPD eine Stimme aus den 
Reihen der anderen Abgeordneten er- 
halten. Freimütig teilte Saupe mit, 
dass diese Stimme »sicher« aus seiner 
Fraktion komme. Sie sei ein »kleineres 
Übel« gegenüber anderen Themen der 
Lokalpolitik. Einige seiner Parteikol- 
legen protestierten gegen diese Ver- 
harmlosung und legten ihre Ämter 
nieder, ein Parteitag bestätigte Saupe 
allerdings kurz darauf im Amt. Enrico 
Hamisch und Michael Gielnik, Multi- 
Aktivisten in der Kameradschafts- 
szene, im NPD-Mitarbeiterstab oder 
bei dem lokalen Propaganda-Blätt- 
chen »Der Insel-Bote«, dürfen sich 


fortan über einen Sitz im Ausschuss 
für Tourismus, Verkehr und Ordnung 
freuen. 

Wenig ordnungsliebend führten sich 
ihre Kameraden im nahen Bargischow 
auf, wo ausgerechnet ein CDU-Mit- 
glied zum Ziel von Anfeindungen ge- 
worden ist. Bei der Kommunalwahl ge- 
langten die beiden Neonazis Daniel 
Rosa und Lutz Genz als parteiunab- 
hängige Kandidaten ins Gemeindepar- 
lament. Bei der gleichzeitig stattfin- 
denden Bürgermeisterwahl schaffte 
Genz es mit 43 Stimmen auf den drit- 
ten Platz. Beide gehören zum Umfeld 
des neonazistischen »Heimatbund Pom- 
mern«, Rosa war Gründungsmitglied des 
Vereins. Im Vorfeld der Wahlen war CDU- 
Bürgermeisterkandidat Ulrich Höckner 
wegen Kritik an der lokalen Neonazi- 
Szene massiv angefeindet und auf 
Flugblättern als »Nestbeschmutzer« 
diffamiert worden. Dieser Meinung 
schloss sich auch der Gemeinderat an: 
Als es um die Besetzung des Vize- 
Bürgermeisterposten ging, hatte 
Höckner keine Chance. Stattdessen 
erhielt der Neonazi Lutz Genz vier von 
insgesamt sechs Stimmen und amtiert 
damit fortan als ehrenamtlicher Stell- 
vertreter des neuen Bürgermeisters 
Andre Stegemann. Dieser, hauptamt- 
lich als Polizist tätig, hatte sich bei 
der Wahl für Genz ausgesprochen. 

Anderswo versucht die NPD alltäg- 
liche Konflikte in einen Rundum- 
schlag gegen Lokalpolitik, wie politi- 
sches System, umzuformen: In Uecker- 
münde etwa schlugen sich Neonazis 
um Marko Müller und Marcus Neu- 


mann mit einer Kundgebung auf die 
Seite einiger Einwohner, die gegen 
den Abrisses eines alten Garagenkom- 
plexes protestierten. Müller und Neu- 
mann sind nicht nur Teil der dreiköp- 
figen NPD-Gruppe im Stadtparlament 
von Ueckermünde, in das sie mit 12,3 
Prozent einziehen konnten. Zusammen 
mit den Landtagsabgeordneten Tino 
Müller und Dirk Bahlmann stellen sie 
auch eine Fraktion im Kreistag des 
Uecker-Randow-Kreises. Zugleich sind 
die Gebrüder Müller, der Aktivist des 
»Heimatbund Pommern« Neumann und 
der Bauunternehmer Bahlmann Gesich- 
ter eines Netzwerks in der Region, das 
unterschiedlichste Bereiche rechter 
Lebenswelt abdecken kann. Während 
der »Heimatbund Pommern« mit Wan- 
derungen und Zeltlagern neonazisti- 
sche Jugendarbeit betreibt, verbergen 
sich hinter Namen wie der »National- 
Germanischen Bruderschaft« oder den 
»Aryan Warriors« Kameradschaften als 
überschaubare politische Zirkel mit 
dem Charakter von Freundeskreisen. 
Als Organisation für eine überre- 
gionale explizite politische Breiten- 
wirkung wurde das »Soziale und Na- 
tionale Bündnis Pommern«, nach der 
Übernahme weiter Teile der NPD in 


Akzeptanz der NPD in Mecklenburg-Vorpommern Er 





Mecklenburg-Vorpommern durch die 
Kameradschaften, seit 2005 von der 
Partei abgelöst. Die Gruppenvielfalt 
wird von Bürgerinitiativen gegen 
Flüchtlingsheime oder von Propa- 
ganda-Vereinen wie der »Initiative für 
Volksaufklärung« um Enrico Hamisch 
und Michael Vedder ergänzt. Sie sollte 
jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass der Kreis aktiver Kader, welcher 
Unterstützung aus einem weiten rech- 
ten Umfeld bezieht und sich finanziell 
durch Mitarbeiterposten im Dunst- 
kreis der NPD-Landtagsfraktion absi- 
chert, überschaubar ist. Mangelnde 
Gelder für ihre Projekte scheinen für 
diese Neonazis kein Problem zu sein: 
Eine alte Kaufhalle in Anklam, die nun- 
mehr als Veranstaltungszentrum und 
»nationale Bibliothek« fungiert, konn- 
ten sie für 17.000 Euro von der Spar- 
kasse Vorpommern erwerben. Für ein 
leeres Kino in Ueckermünde, soll Tino 
Müller dem Besitzer 500.000 Euro an- 
geboten haben. 

In die Hände spielt ihnen das Des- 
interesse, die Toleranz oder Unterstüt- 
zung durch weite Teile der Bevölke- 
rung. Anstatt sie aufgrund ihrer men- 
schenverachtenden Ideologie und 
Praxis auszugrenzen, sind sie familiär 


oder freundschaftlich verbunden oder 
haben sie im Jugendclub, in der frei- 
willigen Feuerwehr oder auf Dorffes- 
ten als Teil der gesellschaftlichen Nor- 
malität akzeptiert. Ein Problembewus- 
stsein fehlt auch Lokalpolitikern wie 
jenen in Bargischow, die den örtli- 
chen Jugendclub der Schlüsselgewalt 
des »Heimatbund Pommern« überlas- 
sen. 

Die Normalisierung des Neonazis- 
mus über die Lokalpolitik sollte nicht 
unterschätzt werden - wo Neonazis im 
Parlament eine politische Kraft dar- 
stellen, gewinnen sie nicht nur Mög- 
lichkeiten für ihre Propaganda, son- 
dern auch realen Einfluss. Ihre extrem 
rechten Inhalte werden zugleich dis- 
kursfähig, und Neonazi-Kader in der 
Lokalpolitik professionalisiert. Zumin- 
dest gelegentlich jedoch regt sich auch 
im ländlichen Raum Widerstand. Noch 
beim letztjährigen Sommerfest in Bar- 
gischow wurde ein Mann von Neonazis 
wegen seiner Beziehung zu einer pol- 
nischen Frau niedergeschlagen. Als 
beim diesjährigen Dorffest der »Hei- 
matbund Pommern« wie in jedem Jahr 
Schwein am Spieß zubereitete, woll- 
ten nicht alle Einwohnerinnen und 
Einwohner mit den Rechten essen. Ihr 
Protest: Ein Topf voller Gulasch. = 
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[1] Die NPD-Aktivisten 
Marcus Neumann 
(rechts) und Andre 
Gehrt (links) protestie- 
ren am 22. April 2009 
gegen den Abriss von 
Garagen in Uecker- 
münde 


u Neonazis im Saarland 


Von NPD bis Hammerskins 


Die extreme Rechte an der Saar - ein Kurzüberblick 


Antifa Saar / Projekt AK 





Die NPD ist die wahrnehmbarste 
Organisation der extremen Rechten 
an der Saar 

Hochstraße 158 im Saarbrücker Stadt- 
teil Burbach. Seit Februar 2008 sind in 
dem ehemaligen Schuhgeschäft, mit 
der großen Schaufensterfront, Stink- 
stiefel der besonderen Art zu finden. 
Denn hier hat die saarländische NPD 
ihre Landesgeschäftsstelle eröffnet. 
Sie wirkt zwar etwas verloren in der 
stark von MigrantInnen geprägten 
Straße, aber die Vorsätze der Partei um 
ihren Landesvorsitzenden Frank Franz 
waren groß. So sollten die Räumlich- 
keiten »nicht nur Verwaltungseinrich- 
tung sein, sondern Begegnungsstätte 
für alle Bürger. Neben einer wöchent- 
lichen Hartz-IV-Beratung« wurde auch 
»eine wöchentliche Bürgersprechstun- 
de mit dem Landesvorsitzenden« und 
ein »nationales Hilfswerk für Mitglie- 
der«, in dem diese »Bedarfsgüter er- 
halten, für die sonst kein Geld da 
wäre« angekündigt. Daraus geworden 
ist bislang nicht viel. Während die 
NPD zu den angekündigten Bürger- 
sprechzeiten häufig gar nicht anzu- 
treffen ist, wird der Eingangsbereich 
von den »Bürgern« zur Müllentsor- 
gung genutzt. Nichtsdestotrotz ver- 
schafft die Landesgeschäftstelle der 
NPD eine räumliche Unabhängigkeit. 
So fand beispielsweise die Pressekon- 
ferenz im Vorfeld einer als »politischer 
Aschermittwoch« deklarierten Saal- 
veranstaltung in besagter Landesge- 
schäftsstelle statt. Die eigentliche 
Veranstaltung mit über 200 Neonazis 
in der städtischen Festhalle in Saar- 
brücken-Schafbrücke sorgte bundes- 
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weit für Aufsehen, da es einem Kame- 
rateam gelang eine unverblümt anti- 
semitische und rassistische Hetzrede 
Udo Pastörs zu dokumentieren, die 
bei der Anhängerschaft einen freneti- 
schen Begeisterungssturm auslöste 
und Pastörs die Aberkennung seiner 
Immunität als Abgeordneter im Schwe- 
riner Landtag und ein Ermittlungsver- 
fahren wegen Volksverhetzung ein- 
brachte. Dass damit bereits der Höhe- 
punkt ihres Wahlkampfes erreicht sein 
würde, hat wohl vor allem die Wahl- 
kampfstrategen der NPD selbst über- 
rascht. Zwar verteilten diese weiter 
Flugzettel, führten Infostände durch 
und hielten schlecht besuchte Kund- 
gebungen ab, aber eine »Großver- 
anstaltung« mit DVU - Chef Matthias 
Faust, die als bundesweiter Auftakt 
für den Europawahlkampf angekün- 
digt war, sowie das NPD-Sommerfest 
lockten jeweils kaum mehr als 70 Be- 
sucherInnen an. Anfang Februar 2009 
sorgte die Saar-NPD schon einmal un- 
freiwillig für bundesweites Aufsehen. 
Denn nach dem Überfall von Neonazis 
auf antifaschistische Gewerkschafter- 
Innen an einer Autobahnraststätte in 
Thüringen konnte die »Antifa Saar« 
der interessierten Presse eindeutige 
Belege präsentieren. Der Bus in dem 
die Schläger saßen, wurde im Namen 
des saarländischen Landesverbandes 
der NPD angemietet. Das NPD-Mitglied 
Nick Böhme wurde in diesem Zusam- 
menhang festgenommen und mehrere 
Wochen inhaftiert. 


Die ersten kleinen Erfolge nach der 
großen Pleite 

Bei den Kommunalwahlen im Juni 
2009 erlebte die Saar-NPD dann einen 





weiteren Rückschlag und verlor na- 
hezu zwei Drittel ihrer bisherigen 


Mandate. Trotzdem ist sie nun mit 
zwei Sitzen im Völklinger Stadtrat und 
erstmals mit einem Sitz im Saar- 
brücker Stadtrat vertreten. Zudem er- 
gatterten die »Nationaldemokraten« 
einen weiteren Sitz im Völklinger Orts- 
rat. Bei den Landtagswahlen im Au- 
gust scheiterte die Saar-NPD mit 1,5% 
der Stimmen zwar deutlich an ihrem 
Ziel in den Landtag einzuziehen, er- 
zielte aber für westdeutsche Verhält- 
nisse immer noch eines ihrer besten 
Ergebnisse. Außerdem sind mit dem 
Landesvorsitzenden Frank Franz und 
seinem Gefolgsmann Thorsten Kreis in 
Völklingen, sowie dem ehemaligen Ge- 
neralsekretär der Bundes-NPD Peter 
Marx in der Landeshauptstadt Saar- 
brücken, geschulte politische Kader, 


mit teilweise mehrjähriger parlamen- 
tarischer Erfahrung, in den Kommu- 
nalparlamenten vertreten. So kann die 
NPD-Fraktion in Völklingen mit den 
hundertfach in anderen Regionen er- 
probten Strategien bereits ihre ersten 
Erfolge verbuchen. Anfang November 
2009 stimmten in einer Sitzung des 
Ausschusses für Kinder, Jugend und 
Soziales SPD, die Linke, Grüne und 
Freie Wähler einem Antrag der NPD- 
Fraktion zu, in dem es um die Kalku- 
lation und Prüfung für ein kostenloses 
Essen in den kommunalen Kindergär- 
ten und Kindertagesstätten ging. 


Die Kameradschaft Saarsturm steht 
in enger Verbindung zur NPD 

Neben kostenlosem Essen für die Völ- 
klinger Kinder liegt Franz die »deut- 
sche Jugend« besonders am Herzen. 
So lässt sich erklären warum der ehe- 
malige Oberfeldwebel und gelernte 
Programmierer, der neben zahlreichen 
NPD-Homepages auch den Internet- 
auftritt des »Deutsche-Stimme-Ver- 
lags« der NPD entworfen hat, nun ver- 
antwortlich zeichnet für die Internet- 
präsenz der seit August 2009 im 
Saarland auch öffentlich auftretenden 
»Kameradschaft Saarsturm«. Diese 
Kameradschaft engagiert sich vor al- 
lem im rheinland-pfälzischen Zwei- 
brücken, wo sie gemeinsam mit dem 
schon länger existierenden »Nationa- 
len Widerstand Zweibrücken« und in 
pathetisch inszeniertem Heldenge- 
denken im Saarland und dem benach- 
barten Frankreich, auftritt. So lächer- 
lich diese Ansammlung von deutschen 
Jungmännern und ihre bisherigen 
Verlautbarungen auch auf den ersten 
Blick erscheinen mögen, unterschät- 
zen sollte man sie nicht. Immerhin ha- 
ben sie es geschafft seit Jahren wieder 
eine für Neuzugänge offene Struktur 
zu schaffen. 


Die Hammerskins agieren im Hinter- 
grund 

Um eine ganz und gar nicht offene 
Struktur handelt es sich bei der 


»Hammer Skin Nation« (HSN), deren 
Aktivitäten im Saarland in den letzten 
Jahren systematisch ausgebaut wur- 
den. Zentrale Figur dabei ist der 
Frontmann der Neonazikapelle »Jung- 
sturm«, Frank Molina, der seinen 
Wohnsitz im nur wenige Kilometer von 
Saarbrücken entfernten, in Frankreich 
liegenden, Forbach hat. Vor allem die 
Veranstaltung von Konzerten der ver- 
schiedensten Größenordnungen und 
somit der Aufbau einer eigenen Sub- 
kultur sehen sie als ihr Aufgabenge- 
biet. Unterstützt wird Molina dabei 
vor allem durch Frank Mailänder und 
Robert Kiefer. Bei einem von ihnen 
mitorganisierten Neonazi-Konzert in 
einer Turnhalle im grenznahen franzö- 
sischen Schleithal im Dezember 2008, 
mit Szenegrößen wie beispielsweise 
»Stahlgewitter«, »Jungsturm«, sowie 
»Gigi und die braunen Stadtmusikan- 
ten« konnten etwa 1.200 Neonazis 
ganz legal auch den in der BRD indi- 
zierten Texten lauschen, alte Kon- 
takte auffrischen und neue knüpfen. 
Zudem existiert mit dem Shop »First 
Class Streetwear« und dem ihm ange- 
schlossenen »Street-Fight« Versand im 
saarländischen Bexbach eine zentrale 


Neonazis im Saarland u 


Institution zur Versorgung der brau- 
nen Klientel mit allen notwendigen Li- 
festyle-Produkten. Von der Rechts- 
rock-CD aus eigener Produktion, über 
die White-Power-Gürtelschnalle bis 
hin zur obligatorischen Thor-Steinar- 
Kollektion ist in dem Laden von Thor- 
sten Staudacher alles zu haben. Darü- 
ber hinaus gilt der in Heusweiler woh- 
nende David Schulz (»Dave«) als sehr 
geschäftstüchtig beim Vertreiben 
auch indizierter CDs. Er setzt dabei 
auf ein mobiles Konzept und bietet 
seine Waren bei Konzerten und Feier- 
lichkeiten an. Schulz ist auf zahlrei- 
chen der einschlägigen Konzertveran- 
staltungen in ganz Europa anzutref- 
fen. Das Konzept scheint zu 
funktionieren. So mehren sich die 
Hinweise, dass die saarländischen 
Neonazis den Standortfaktor »Grenz- 
nähe zu Frankreich« weiter ausbauen 
wollen. Sollte dies gelingen, würde es 
der extremen Rechten im Saarland - 
insbesondere im Bereich der Nach- 
wuchsrekrutierung - mit Sicherheit 
einen spürbareren Schub verleihen, 
als es sich die NPD für ihre Landesge- 
schäftsstelle in Saarbrücken-Burbach 
erhofft hatte. a 
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1] Der ehemalige 
Generalsekretär der 
Bundes-NPD Peter 
arx (mit Krawatte) 
und der saarländische 
Landesvorsitzende 
Frank Franz (rechts 
am Transparent) am 
1. Juli 2006 in Merzig 








ee 20. Todestag von Conny Wessmann 


[1] Gedenkstein für 
Conny in Göttingen 


Am 17. November 1989 wurde die da- 
mals 24-jährige Conny in Göttingen von 
Polizisten im Anschluss an einen antifa- 
schistischen Interventionsversuch in den 
Tod getrieben. Sabine, eine Freundin von 
Conny, beschrieb in einem Interview im 
AIB Nr. 57/3.2002 sowohl die damalige 
politische Situation als auch den Umgang 
mit Connys Tod. Zwanzig Jahre später 
haben wir mit Sabine darüber gespro- 
chen, wie sich ihr Blick und die politische 


Praxis in der Zwischenzeit verändert hat. 
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Conny Wessmann 


Ein Gespräch mit ihrer Freundin 


Sabine - 20 Jahre später 


AIB: Zum 20. Jahrestag von Connys 

Tod haben in Göttingen knapp ein- 

tausend Menschen demonstriert. 

Warst Du überrascht über die große 

Beteiligung 

Überrascht war ich nicht. Connys Tod ist zwar 
20 Jahre her, aber es war einfach ein Poli- 
tikum, das damals in Göttingen selbst 
viele mobilisiert hatte. Ich denke, für einen 
Grossteil derer, die damals involviert wa- 
ren, ist dieses Datum immer noch von 
großer Bedeutung - persönlich und poli- 
tisch. Ich weiß allerdings auch, dass bei 
der Demo viele junge Leute waren, die die 
damalige Zeit sicherlich nicht bewusst 
miterlebt haben. Dass sie zur Demo ka- 
men, spricht tatsächlich dafür, dass die 
Auseinandersetzung mit aufkommenden 
Rechtsextremismus und mit der Staatsge- 
walt präsent ist. 


Welche Bedeutung hat für Dich - 
nach zwei Jahrzehnten - der Jahrestag 
von Connys Tod? Gibt es das Bedürf- 
nis, die eigene Trauer abzugrenzen 
von der quasi öffentlichen Trauer? 
Meine persönliche Betroffenheit und Trauer 
grenze ich sehr wohl von der öffentlichen 
Betroffenheit ab, so dass ich den Tag 
wirklich lieber mit einer vertrauten Person 
verbringe als mit öffentlichen Events. Aus 
meiner Perspektive ist es eine persönliche 
Geschichte und eine daraus resultierende 
Emotionalität. Die öffentliche Betroffen- 
heit und deren Ausdruck fragen dagegen 
nach einer politischen Analyse und der 
politischen Entwicklung; da geht es um 
Antifaarbeit und die Entwicklung in der 
extremen Rechten. 
Es war natürlich ein anderer Jahrestag als die 
davor; in der Reflektion über die Zeit da- 
mals und die Tage nach Connys Tod wird 


sehr klar, wie jung wir damals wirklich wa- 
ren. Wir waren in einem Alter, in dem 
man(n) und frau wirklich fest daran 
glaubte, Berge versetzen und die Realität 
verändern zu können. Und ich bin wirklich 
froh, dass Leute dass dann auch machten: 
viel weniger kompromissbereit, viel direk- 
ter in den Forderungen. Aus heutiger Sicht 
würde ich nicht mehr alles davon gut- 
heißen. Aber es ist eine notwendige Ener- 
gie, um überhaupt etwas zu bewegen. 


Das beziehst du auf Eure Praxis anti- 

faschistischer Arbeit damals? 

Ja, sowohl das Positive daran, als auch die 
Tatsache, dass ich mir diese Praxis seit 
Connys Tod eben nicht mehr ungebrochen 
angucken kann. 


Wenn Du die politische Situation vor 
zwanzig Jahren mit der aktuellen 
vergleichst: Hältst Du die Form der 
Organisierung und der 

Aktionen gegen Neonazis immer 

noch für sinnvoll? 

Noch immer glaube ich auf jeden Fall, dass es 
gut und wichtig ist, sich mit anderen Leu- 
ten zusammen zu schließen, wenn man in 
irgendeiner Form gegen Neonazis was tun 
will. Weil man alleine dagegen nicht an- 
kommt, weil man in der Gruppe die Mög- 
lichkeit der Reflektion hat und weil man 
alleine zu schwach ist. t 

Ich glaube, dass das Auftreten der Neonazis 
heute anders ist; damals waren sie klar er- 
kennbar als Neonaziskins und ihre Ziele 
waren für alle deutlich. Heute sind es 
eben nicht mehr die fünf Glatzen, die eine 
linke Kneipe angreifen - und alle kennen 
diese fünf Neonaziskins - bzw. das ist viel 
seltener geworden. Insofern ist die Frage 
nicht so einfach zu beantworten. 


a 


Auf der anderen Seite finde ich es nach wie 
vor richtig, sich solchen Konflikten offensiv 
zu stellen - auch wenn ich sagen muss, 
dass ich viel, viel mehr Angst habe als 
früher. Und ich finde es wirklich ziemlich 
wichtig, nicht so zu tun, als ob die Zeit 
stehen geblieben wäre. Ich glaube inzwi- 
schen, dass es wirklich wichtig geworden 
ist, auch auf einer politischen Ebene zu 
agieren und nicht alleine in der direkten 
Auseinandersetzung. Weil sich die politi- 
sche Landschaft verändert hat seit damals 
- und das nicht unbedingt zum besseren. 


Welche Konsequenzen habt Ihr für 

Euch daraus gezogen, dass Conny 

im Verlauf einer Aktion, die für viele 

damals selbstverständlich war - in 

einer größeren Gruppe gegen Neona- 
zis vorzugehen - von Polizisten in 
den Tod getrieben wurde? 

Ich finde es nach wie vor richtig, Neonazis zu 
vertreiben. Ich finde es entsetzlich mir vor- 
zustellen, dass es nicht mehr so ist, dass 
Neonazis sich nicht in der Stadt breit ma- 
chen können. Das war unser Anliegen und 
wir haben es auch geschafft, dass sie sich 
nicht in der Göttinger Innenstadt breit ma- 
chen konnten. Weil wir ihrer menschen- 
verachtenden Politik keinen Raum über- 
lassen wollten. Trotzdem würde ich es 
heute nicht mehr so machen wie damals. 
Ich kann mir nicht mehr vorstellen, mich 
Wochenende für Wochenende mit 15 
Leuten alarmbereit in einer Wohnung zu 
treffen und auf den Anruf zu warten - aus 
diversen Gründen. Wenn man das aber 
wirklich machen will, dann muss man un- 
tereinander Vertrauen haben und die 
Menschen kennen, mit denen man das 
machen will. 

Wir konnten Prozesse verlangsamen und 
kurzzeitig aufhalten, aber wir konnten 
nicht verhindern, dass sich die Neonazis, 
aber auch die extrem rechten Einstellun- 
gen verbreiten und weiter ausbreiten. 


Es gibt in Teilen der jüngeren Antifa- 
bewegung immer wieder ein erstaun- 
lich unreflektiertes Vertrauen in die 
Polizei, beispielsweise wenn davon 
ausgegangen wird, dass Polizeibeamte 


Gegendemonstrantinnen bei Neona- 

ziaufmärschen schützen würden. 

Unsere Erfahrung war ja ganz anders - und 
für mich hat sich diese Erfahrung leider in 
allen möglichen Situationen, in denen ich 
mich als öffentlich handelnde Person en- 
gagiert habe, immer wieder bestätigt. 
Auch in anderen Situationen in denen wir 
vor den Augen der Polizei von Neonazis 
bedroht wurden, wie beispielsweise bei 
Gerichtsverhandlungen, griffen anwe- 
sende Polizisten nicht ein. 


Jüngere Antifas fragen manchmal, 
warum diejenigen unter Euch, die 
damals mit erlebt haben, wie Beamte 
des »Zivilen Streifenkommandos » 
Conny in den Tod trieben, später 
keine Anzeige gegen die Beamten 
stellen wollten und auch keine Aus- 
sagen bei der Staatsanwaltschaft 
dazu gemacht haben. 

Ich habe mir ehrlich gesagt vor kurzem die 
Frage selbst gestellt. Aus meiner heutigen 
Sicht würde ich es eher in Betracht ziehen 
als damals. Und das nicht, weil sich mein 
Glaube an die Rechtsstaatlichkeit geän- 
dert hat, sondern, weil ich heute mehr 
Vertrauen dazu hätte, dass es die Mög- 
lichkeit einer solidarischen Bewegung 
hätte geben können, die die Einsatzmen- 
talität der Polizei offen gelegt und zum 


20. Todestag von Conny Wessmann 


Politikum gemacht hätte. Unsere Furcht 
damals selbst kriminalisiert zu werden, 
war natürlich sehr real und hat sich ja in 
Antifazusammenhängen u.a. durch $ 129a- 
Ermittlungen auch immer wieder bestä- 
tigt. 


Die Erinnerung an den Tod von Conny 
ist unweigerlich mit der Maueröff- 
nung und der darauf folgenden Welle 
rassistischer und neonazistischer 
Gewalt verbunden. 

Für mich ist der November 1989 immer wie- 
der der Punkt, an dem mir der Unterschied 
zwischen Zeitgeschichte, wie sie in den 
bürgerlichen Medien verbreitet wird und 
persönlich erlebter Geschichte klar wird. 
Und das betrifft nicht nur mich, sondern 
ganz viele Menschen, die differenziert und 
kritisch auf die Veränderungen blicken 
können, die 1989 mit sich gebracht hat. 
Ich glaube nach wie vor daran, dass diffe- 
renzierte Analysen und die Fähigkeit, sich 
eine gesellschaftliche Entwicklung offen 
und kritisch anzusehen und die Bereit- 
schaft, sich darin immer wieder neu zu 
verorten und zu positionieren der einzige 
Weg sind, eine Gesellschaft zu verändern. 


Danke für das Gespräch. = 


4.2009 85 AlB 29 





[2] »Conny-Gedenk- 
demo« in Göttingen 
am 14.11.09 


Das Interview mit Sa- 
bine aus dem Jahr 
2002 findet sich zum 
Nachlesen unter: 
www.nadir.org/nadir/pe 
riodika/aib/archiv/57/co 
nny.pdf 


Foto: PM Cheung 











m Die Initiative »Siempre Antifascista« 


Siempre Antitascista 


Enstehung und Perspektive des Projektes 


Die Initiative Siempre Antifascista 
arbeitet seit mittlerweile zwei Jahren zu 
den Themen progressiver Gedenkpolitik, 

internationalem Antifaschismus und 
Subkultur im Spannungsfeld zwischen 
reaktionärer Ausdrucksform und emanzi- 
patorischer Bewegung. Wir möchten 
hiermit einen knappen Überblick über 
unsere Arbeit, die Entstehung von 
»Siempre Antifascista« und die 


Perspektiven des Projektes darbieten. 


Entstehung von Siempre Antifascista 
Die Morde an den antifaschistischen 
Skinheads Carlos Palomino in Madrid 
(11.11.2007) und Jan Kucera 
(18.01.2008) im tschechischen Pribram 
waren ausschlaggebend für die Ent- 
stehung der Kampagne »Siempre Anti- 
fascista«. Der Umstand, dass Neonazis 
zwei »von uns« aus dem Leben geris- 
sen hatten, verschaffte beiden Fällen 
eine Öffentlichkeit, die im Vergleich 
zu vorangegangenen Morden in ande- 
ren Ländern außergewöhnlich hoch 
war. Aus unserer Sicht waren die beiden 
Morde der Inititalzünder für eine inten- 
sivere Beschäftigung hierzulande mit 
rechten Morden und Neonazi- 
bewegungen außerhalb Deutschlands, 
die sich nicht allein auf die Angehöri- 
gen »der eigenen Szene« beschränken 
sollte. Hierfür wurde der 11. November 
zu einem Aktionstag im Gedenken an 
die Opfer rechter Gewalt ausgerufen. 
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Die Resonanz war im letzten Jahr er- 
staunlich groß und bestärkte uns in 
der Notwendigkeit, Gedenkpolitik und 
internationalen Antifaschismus als 
Themen weiter aufzugreifen und zu 
verbinden. 


Entwicklung des Projektes 
Aus den Erfahrungen und ersten 
Schritten im Bereich »internationale 
Antifa-Politik« hat sich seit Ende 2008 
eine kontinuierliche Arbeit ent- 
wickelt. Mit unserem Internetprojekt 
www.siempre-antifascista.tk stellen 
wir interessierten AntifaschistInnen 
eine Webressource zur Verfügung, die 
kontinuierlich über Antifaarbeit und 
Neonaziaktivitäten jenseits regionaler 
oder nationaler Grenzen informiert. 
Zu einem weiteren Schwerpunkt ne- 
ben Gedenkpolitik und internationa- 
lem Antifaschismus hat sich der Be- 
reich Skin/Punk-Subkultur entwickelt. 
Wir sehen gerade an neonazistischen 
Webprojekten aus dem Spektrum des 
»Zentropa-Clans« (deutscher Ableger: 
»Syndikat Z«), dass diese eine Schar- 
nierfunktion in der neonazistischen 
Erlebniswelt einnehmen, wenn es um 
Vernetzung oder gelebte Identitäts- 
stiftung in Sachen Ethnopluralismus 
geht. Unsere Dokumentationen haben 
sich in diesem Zusammenhang auf den 
Bereich internationaler Neonazi-Musi- 
knetzwerke erweitert. Außerdem för- 
dern wir internationale, antifaschisti- 
sche Punk- und Skinhead-Kultur durch 
Auftrittsvermittlungen in Deutschland 
und Bewerbung solcher Konzerte. Wir 
erachten dies als wichtig, da sich viele 
aktive AntifaschistInnen in Deutsch- 


land in Sachen Lifestyle und Feierkul- 
tur zunehmend in ein unpolitisches 
Vakuum zurückziehen und einer rech- 
ten bis rechtsoffenen Subkultur den 
Platz freimachen. 


Ausblicke der Kampagne 

Ein zentraler Punkt unserer Arbeit ist 
der von uns vorgeschlagene Aktions- 
tag für die Opfer rechter Gewalt am 11. 
November, den wir in diesem Jahr zu 
einer Aktionswoche ausgeweitet ha- 
ben. Wir streben an, in den kommen- 
den Jahren einen Aktionstag bzw. 
eine Aktionswoche über Deutschland 
hinaus zu etablieren. Das gemeinsame 
Auftreten unter dem Label »Siempre 
Antifascista« soll einen Widererken- 
nungswert schaffen, der den (extrem) 
Rechten, wie auch den staatlichen Re- 
pressionsorganen zeigen soll, dass es 
Vernetzungsansätze gibt und das 
Kämpfe nicht isoliert voneinander ge- 
schehen, sondern sich aufeinander 
beziehen. Gerade in kleineren Städten 
und Regionen, die nicht mit starken 
linken Strukturen ausgestattet sind, 
können AntifaschistInnen an einem 
größeren Projekt teilnehmen. In die- 
sem Jahr gab es eine erfreulich hohe 
Resonanz von Gruppen, die im Zeit- 
raum der Aktionswochen Veranstal- 
tungen organisiert haben und sich da- 
bei auf die Kampagne bezogen. 


They all fade to grey? 

In diesem Jahr entschieden wir uns 
aufgrund der zunehmenden Präsenz 
vermeintlich unpolitischer Spektren 
der Skinhead- und Punksubkultur auf 
szenetypischen Konzerten und Feiern, 


diese Erscheinung genauer zu be- 
trachten. 

Wir stießen während unserer Re- 
cherchen zu der so genannten »Grau- 
zone« auf ein breites und weit ver- 
zweigtes Netz an Aktions- und Erleb- 
nisräumen. In diesen Lokalitäten, die 
neben Rekrutierungsfeldern auch 
Rückzugsräume für eine problemati- 
sche Mischung aus Szenehabitus und 
rechter Ideologie bieten, entstehen 
subkulturelle Strömungen, die rassi- 
stische und rechte Denkmuster (re- 
)produzieren. Dies geschieht nicht ab- 
seits innenstädtischer Kiezromantik, 
sondern floriert geradezu in dieser. 
Rechte Ideologiefragmente gedeihen 
in Teilen der sich selbst als »unpoli- 
tisch« generierenden Oi!-Szene, die 
sich nur zu gerne als »neither red nor 
racist« bezeichnen möchte. Diese 
Strömungen immunisieren sich unter 
dem Banner des »Totalitarismus« ge- 
gen antifaschistische Intervention 
und Kritik - antifaschistische Kon- 
zepte werden zu Gunsten eines »unpo- 
litischen« Anspruchs abgewiesen, 
Trennlinien zwischen den politischen 
Positionen unkenntlicher. Was früher 
zumindest einen formellen antifa- 
schistischen Konsens 
darstellte, wird zu- 
sehends zu »Saufen, 
Ficken, 0i!« degra- 
diert. Was hier »post- 
ideologisch« anmutet ist 
eine offene Tür für rechte 
Tendenzen und sogar Hegemo- 
nien. Zentrale Vertriebsstrukturen wie 
bspw. »Krawallbrüderrecords«, Organi- 
satoren wie die «Boot Boys Hildes- 
heim« oder sich unpolitisch gebende 
extrem rechte Lokalitäten wie das 
»Skinhouse Menfis« (Neustadt/ Orla) 
sind nur einige der Protagonisten, die 
diese rechtsoffene Szene aufbauen. 
Dies geschieht unter anderem durch 
krude Verbindungen zu Bands und Rä- 
umlichkeiten, worunter das ehemalige 
»de Kastelein«, jetzt bekannt unter 
dem Namen »Moloko-Bar«, in Brügge/ 
Belgien aus dem »Blood & Honour«- 


Spektrum noch zu den Bekannteren 
gehört. Nicht erst seit den Diskussio- 
nen um »prominente« VertreterInnen 
der Grauzone wie »Freiwild«, »Schu- 
sterjungs« oder »Krawallbrüder«, die 
selbst einen umfassenden Absatzmarkt 
schaffen, um diesen dann mit stumpf- 
sinnigen »0i!« zu bedienen, wird Kri- 
tik an der sich aus Subkulturen ent- 
fernenden antifaschistischen Linken 
laut. Der Rückzug oder die Dämonisie- 
rung der Subkulturen als »identitär« 
waren in den vergangenen Jahren, un- 
serer Einschätzung nach, die falsche 
»antifaschistische« Reaktion. Wer sich 
aus Subkulturen zurückzieht, der 
negiert einen noch im- 
mer erfolgreichen 
Anknüpfungs- 
punkt, 


Menschen 
eine antifa- 
schistische und 
perspektivisch linke Poli- 
tisierung zu vermitteln. Entgegen 

des pseudoelitären Verhaltens be- 
stimmter linker Kulturschaffender, 
sind es gerade Subkulturen in ihren 
zahlreichen Facetten, die einerseits 
eine attraktive Alternative zum kapi- 
talistischen Alltagsbetrieb bieten, an- 
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dererseits die antifaschistische Gegen- 
kultur ganzer Landstriche darstellen. 
Subkulturen zu ignorieren, bedeutet 
eine Kapitulation vor den (extrem) 
rechten Hegemonieansprüchen. Neo- 
nazis können genau dort ansetzen, wo 
eine strikte antifaschistisch-linke Of- 
fensive fehlt. Attraktive linke Kul- 
turangebote, jenseits des »unpoliti- 
schen« Habitus ganzer subkultureller 
Szenen, müssen geschaffen werden. 
Heraus aus dem Club, hinein in die 
Subkultur. = 
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Mehr Information 
unter: 
oireszene.blogsport.de 
oder 
www,.siempre-antifasci- 
sta.tk 


ae »Cap Anamur«-Prozess 


Freispruch für 
»Cap Anamur«-Crew 


Nach mehr als dreijähriger Verfahrens- 
dauer endete am 7. Oktober 2009 in 
Agrigent/Sizilien der »Schlepper«-Prozess 
gegen die »Cap Anamur«-Crew. Als der 
Freispruch für die Angeklagten verkündet 
wurde, da klatschten die italienischen 
AktivistInnen und die aus Deutschland 
angereisten Unterstützerlnnen im Zu- 
schauerraum des Gerichtssaals erleichtert 
Beifall. Die Reporter und Kameraleute 
stürzten sich auf uns: 

»Wie fühlen Sie sich jetzt?« lautete die 


meistgestellte Frage. 


Elias Bierdel 


Infos unter In den Tagen danach erreichten uns 


hunderte Glückwünsche aus aller 
Welt. Menschen drückten ihre Erleich- 
terung darüber aus, dass die politisch 


www.borderline- 
europe.de 


gewollte Kriminalisierung von Lebens- 
rettern doch gestoppt wurde. Freund- 
Innen, Verwandte, oder auch Unbe- 
kannte, die unseren Fall nur über die 
Medien verfolgt hatten, gratulierten. 
»Ich freue mich sehr für Sie - und ei- 
gentlich für uns alle!« brachte eine 
Lehrerin aus Niedersachsen die Stim- 
mung auf den Punkt, die viele erfasst 
hatte. Auch das internationale Pres- 
seecho fiel - ganz anders als bei der 
Rettungsfahrt der »Cap Anamur« im 
Sommer 2004 - diesmal einhellig posi- 
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tiv aus: von einem »Sieg der Mensch- 
lichkeit« war in vielen Zeitungskom- 
mentaren die Rede. Natürlich haben 
auch wir uns darüber gefreut dass der 
Wahnsinn dieses zynischen Verfahrens 
nun hoffentlich (bis April 2010 hat der 
Staatsanwalt noch Zeit zu entschei- 
den, ob er in Revision gehen möchte) 
zum Abschluss gekommen ist. Aber wir 
werden uns von diesem vermeintli- 
chen »Sieg« nicht einlullen lassen. 
Schon während der zahllosen, zähen 
Verhandlungstage im Gerichtssaal war 
es kaum auszuhalten, den falschen, 
verleumderischen und/oder infamen 
Aussagen der zumeist uniformierten 
Belastungszeugen zuzuhören, wäh- 
rend wir doch wussten, dass draussen 
auf dem Meer das Sterben weitergeht. 
Denn vor Sizilien dauert, ebenso wie 
an allen anderen Aussengrenzen der 
Europäischen Union, die tödliche 
Jagd auf Migrierende und Flüchtlinge 
an. Täglich geraten Menschen in große 
Gefahr, weil sie gezwungen werden 
»illegale« Wege zu beschreiten. Und 
viele sterben: sie ersticken in Contai- 
nern, werden ausgeraubt, vergewal- 
tigt, ermordet, ertrinken vor unseren 
Küsten, verdursten, verhungern oder 
laufen an der griechisch-türkischen 
Grenze ahnungslos in die Minenfelder, 
mit denen am Fluss Evros die EU ihre 
Grenze »sichern« lässt. In den ersten 
acht Monaten in 2009 sind allein auf 
dem Meer zwischen Libyen, Tunesien, 
Malta und Lampedusa 418 Opfer der 
Flüchtlingsabwehr gezählt. Die Dun- 
kelziffer liegt um ein Vielfaches höher. 


Es gibt keinerlei Anzeichen dafür, 
dass dieser tödliche Abschottungswahn 
der europäischen Regierungen kurz- 
fristig gestoppt wird. Auch die leise 
Hoffnung, wonach der Freispruch für 
die »Cap Anamur« möglicherweise ein 
Umdenken bei Richtern und Staatsan- 
wälten signalisieren könnte, ist rasch 
verflogen. Am 17. November 2009, nur 
sechs Wochen nach unserem Urteil, 
entschied dieselbe Kammer in einem 
anderen Fall. Auch hier standen Le- 
bensretter als angebliche »Schlepper« 
vor Gericht. Diesmal handelte es sich 
um sieben tunesische Fischer, die im 
August 2007 nahe Lampedusa auf ein 
sinkendes Boot mit 44 Menschen an 
Bord gestossen waren. Und es sollte 
sich vor Gericht zeigen, dass von einer 
Abkehr der zynischen Kriminalisie- 
rungsstrategie keine Rede sein kann: 
zwar wurde (wie auch im Fall der »Cap 
Anamur«) der ursprüngliche Tatvor- 
wurf, die »Beihilfe zur illegalen Ein- 
reise« (= »Schlepperei«), mangels 
Masse fallengelassen, verurteilt wur- 
den die beiden Kapitäne der Fischer- 
boote dennoch. Die Bootsführer der 
»Morthada« und der »Mohamed El 
Hedi« sollen nach dem Willen der 
Kammer für zweieinhalb Jahre hinter 
Gitter, wegen angeblichen »Wider- 
stands gegen ein Kriegsschiff«! 

Man muss sich die Einhzelheiten 
der damaligen Vorgänge vor Augen 
führen, um die ganze Niedertracht 
dieses Urteils zu begreifen: als die tu- 
nesischen Fischer auf das sinkende 
Flüchtlingsboot stießen, da wussten 


sie natürlich, wie jeder Kapitän, jedes 
Besatzungsmitglied im Mittelmeer, 
dass bei der Rettung von Schiffbrüchi- 
gen vor Lampedusa Ärger seitens der 
Behörden droht. Sie informierten des- 
halb zuerst die Küstenwache über die 
drohende Katastrophe. Antwort der 
»Guardia Costiera«, per Funk: »Nichts 
anfassen - WIR kümmern uns um die 
Sache!« Doch es kam ... niemand. Da 
die behördliche Hilfe ausblieb, wagten 
die Fischer bei rauher See die gefähr- 
liche Aktion auf eigene Faust. Es war 
Rettung in letzter Minute. Zufall oder 
nicht: in dem Moment, wo tatsächlich 
alle 44 Menschen (darunter Frauen 
und Kinder) auf dem Fischerboot in 
Sicherheit waren, kam ein Schnellboot 
der Küstenwache herangeprescht. Der 
Vorwurf nun: »Sie haben sich unseren 
Anweisungen widersetzt - der Befehl 
lautete, UNS die Sache zu überlas- 
sen!« 

Es ist schrecklich genug, sich diese 
tödliche Logik klarzumachen. Bei 
»korrektem« Verhalten hätten die Fi- 
scher die Menschen ertrinken lassen 
müssen! Aber es gibt noch eine Stei- 
gerung: denn die Retter erhielten die 
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Order, ihre menschliche Fracht nach Li- 
byen zu bringen (wie es die italieni- 
sche Marine unter Missachtung aller 
Menschen- und Flüchtlingsrechte rou- 
tinemässig macht). Die Fischer wei- 
gerten sich und nahmen Kurs auf die 
Insel Lampedusa, die viel näher liegt. 
Nun kam eine Korvette der italieni- 
schen Seestreitkräfte ins Spiel, knapp 
100 Meter lang, mit Bordkanonen und 
Raketen bewaffnet. Mit dieser mächti- 
gen Kriegsmaschine versuchte die Ma- 
rine, den schlingernden Booten mit 
sieben Bedsatzungsmitgliedern und 
44 Geretteten an Bord den Weg abzu- 
schneiden. Doch die Fischer hielten 
Kurs und erreichten den Hafen von 
Lampedusa. Dort verfuhr man wie üb- 
lich: die afrikanischen Schiffbrüchi- 
gen wurden (mit Ausnahme mehrerer 
Verletzter, die zunächst per Hub- 
schrauber zur medizinischen Behand- 
lung aufs Festland geflogen werden 
mussten) zur schnellstmöglichen De- 
portation ins Lager geschafft - ihre 
Retter aber wanderten ins Gefängnis. 

Das Verfahren ist im Kontext der 
»Sicherung der EU-Aussengrenzen« als 
Abschreckungsmassnahme zu verste- 


»Cap Anamur«-Prozess er 


hen. Koordiniert durch die Grenzschutz- 
Agentur FRONTEX wird die Abschot- 
tung der europäischen Wohlstandsfes- 
tung gegen die Nachbarregionen mit 
Milliardensummen weiter aufgerüstet. 
Allerlei militärische und paramilitäri- 
sche Verbände haben den Auftrag, 
Menschen daran zu hindern, in Eu- 
ropa Schutz, Hilfe oder »nur« ein bes- 
seres Leben zu suchen. Tausende wer- 
den in Lager gesperrt, wacklige Flücht- 
lingsboote unter klarer Missachtung 
aller Menschenrechte von Kriegsschif- 
fen abgedrängt. Kommen weniger 
Boote an - etwa auf den Kanarischen 
Inseln - wird das als »Erfolg« dieser 
brutalen Politik gefeiert. 

Dass der vermeintliche »Erfolg« aber 
durch viele hundert zusätzliche Tote 
erkauft wird, bleibt in offiziellen Sta- 
tements unerwähnt. Es ist kaum zu 
fassen: zwar sind zehntausende Be- 
amte an der Abwehr von Schutzsu- 
chenden an den europäischen Aus- 
sengrenzen beteiligt, aber nicht ein 
einziger europäischer Staatsdiener be- 
schäftigt sich amtlicherseits mit den 
Opfern des EU-Grenzregimes. Die Fol- 
gen der fortgesetzten Ausplünderung 
sogenannter 
durch die Industrienationen sollen 
ebensowenig sichtbar werden, wie alle 
anderen Konsequenzen des auch in 
Europa üblichen, unmässigen Lebens- 


»Entwicklungsländer« 


wandels: als Folge des fortschreiten- 
den Klimawandels werden Millionen 
Menschen in südlichen Ländern ihre 
Heimat verlieren. Die Verantwortung 
hierfür liegt aber nicht bei den Afrika- 
nern selbst, denn ihr Kontinent ist 
nicht einmal mit fünf Prozent an der 
Emission von Treibhausgasen betei- 
ligt, sondern ausschliesslich bei der 
»entwickelten« Welt. Doch statt sich 
Verantwortung für die Kli- 
maflüchtlinge zu bekennen, will die 


zur 


EU auf die erwarteten Migrationsbewe- 
gungen mit militärischen Mitteln ant- 
worten. Der Krieg gegen Flüchtlinge 
hat rings ums Mittelmeer schon be- 
gonnen - und fordert tausende zivile 
Opfer. | 
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[1] Am 20. Juni 2004 
rettet die Besatzung 
der »Cap Anamur« im 
Seegebiet zwischen 
der Iybischen Küste 
und der italienischen 
Insel Lampedusa 37 
Männer von einem de- 
fekten Schlauchboot. 





Der Autor Udo Ulfkotte 
SIELTFZJTS 


Ein Vorreiter für rassistisch aufgeladene 
Islamkritik im deutschsprachigen Raum 
ist Udo Ulfkotte. Der ehemalige FAZ-Re- 
dakteur veröffentlicht seit einiger Zeit 
beim KOPP-Verlag, der zunehmend als 
Bindeglied zwischen Rassismus, Revisio- 
nismus, kruden Verschwörungstheorien 


und »Querfront« fungiert. 


Sebastian Friedrich 





Ulfkotte sorgte Ende 2008 für einen 
Paukenschlag. Er verließ den von ihm 
gegründeten Verein »Pax Europa« auf- 
grund »volksverhetzender, rassisti- 
scher Karikaturen im Stürmer-Stil« 
und der Befürchtung, sein gemeinnüt- 
ziger Verein würde sich zu einer Platt- 
form für »rechtsradikale Radaubrü- 
der« entwickeln. Diese audsrückliche 
Abgrenzung scheint jedoch mehr tak- 
tischer Natur zu sein. Schaut man in 
seine beiden aktuellen Bücher, so ent- 
deckt man an unzähligen Stellen ras- 
sistische Stereotype. In »S0S Abend- 
land - Die schleichende Islamisierung 
Europas« (2008) bezeichnet er etwa 
junge »Kulturbereicherer aus der isla- 
mischen Welt« als eine »Plage« sowie 
»kleine Frankenstein-Monster« und die 
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Udo Ulfkotte 
und der KOPP-Verlag 


Zwischen Rassismus, Revisionismus und 


Verschwörungsphantasien 


»Islamideologie« als einen »bösartigen 
Virus«. Außerdem seien MigrantInnen 
schlicht »geisteskranker«, »gen-de- 
fekter« - und dümmer. So hätten bei- 
spielsweise die Zuwanderer aus der 
Türkei einen zwischen 10 und 15 Pro- 
zent niedrigeren Intelligenzquotien- 
ten als »Durchschnittseuropäer«. In 
dem im Juli 2009 erschienenen Buch 
»Vorsicht Bürgerkrieg - Was lange gärt, 
wird endlich Wut« schlägt Ulfkotte 
ähnliche Töne an, auch wenn er dort 
die Gruppe seiner Feindbilder erwei- 
tert - nicht mehr nur der Islam führe 
die abendländische Kultur in den Ab- 
grund, sondern auch die hiesigen Po- 
litiker, die wesentlich von den 68ern 
geprägt seien. Diese hätten eine »neue 
Menschenrasse«, nämlich den »Multi- 
kulti-Primaten« gezüchtet, eine »Über- 
rasse mit 68-Gesinnung«, »die den Ge- 
ruch nach Urin und Erbrochenem, die 
Müllhalden an den Straßenrändern 
und Respektlosigkeit gegenüber Wer- 
ten für gut erklärt«. Die Ergebnisse der 
»ethnoneutralen Primatenzucht« seien 
»tumbe Mutanten der 68-Ideologie« - 
gemeint sind TürkInnen, AraberInnen, 
OsteuropäerInnen und auch Linksex- 
treme. Weiter ist die Rede davon, dass 
»Menschen aus fremden Kulturkreisen 
die Aufgaben von Pest und Großfeu- 
ern« übernommen hätten. 

Es finden sich in beiden Büchern 
noch weitere rassistische Ausführun- 
gen, die vom Wortlaut und Inhalt her 


auch in der »Deutschen Stimme« (DS) 
oder der »National-Zeitung« (NZ) zu 
finden sein könnten. Dennoch grenzt 
er sich mehrmals vom »Rechtsextre- 
mismus« ab und rät gar dazu, in die- 
sen schwierigen Zeiten nicht demo- 
kratiefeindliche Extremisten zu unter- 
stützen. In »Vorsicht Bürgerkrieg« rät 
er dazu, »kleine Parteien wie die vie- 
len freien Wählervereinigungen oder 
Gruppen wie »Bürger in Wut« und 
christliche oder ökologische Vereini- 
gungen« zu unterstützen. In »SOS 
Abendland« bedauert er gar, dass es 
in Deutschland keinen Rechtspopuli- 
sten gebe, der einem gewissen Teil der 
Bevölkerung als Ventil dienen könnte. 

Betrachtet man die inhaltlichen 
Überschneidungen und Wunschvor- 
stellungen eines »ethnisch-homogenen 
Volkes«, müsste eigentlich erkannt 
werden, dass die fein säuberliche Tren- 
nung von »Rechtspopulismus« und 
»Rechtsextremismus« keinen Sinn er- 
gibt. Schlimmer noch: Durch die Kon- 
struktion einer konkurrierenden Strö- 
mung zum »Rechtsextremismus« wird 
die Einflussnahme auf politische Dis- 
kurse für das vermeintlich Moderatere 
vielfach verbessert. Immer wieder be- 
kommt Ulfkotte die Möglichkeit in 
Fernseh-Talkshows seine »Thesen« zu 
verbreiten. So durfte er bereits bei der 
SWR-Sendung »Nachtcafe« genauso 
wie bei N24 und n-tv wettern und er- 
hält als »Islamkritiker« Foren, von de- 


nen beispielsweise NPD-Kader nur 
träumen dürften. Ulfkotte ist darüber 
hinaus gern gesehener Gast bei Veran- 
staltungen der CDU und der Polizeige- 
werkschaft »Bund deutscher Kriminal- 
beamter« (BdK). Zuletzt hat Ulfkotte 
im Oktober in der rechtsliberalen Zeit- 
schrift »Eigentümlich frei« vor einem 
drohenden Bürgerkrieg gewarnt. 
Ähnlich um Anschlussfähigkeit be- 
müht ist auch der Verlag, bei dem Ulf- 
kotte nicht nur seine Bücher, sondern 
auch regelmäßig Beiträge für den Ver- 
lags-Blog veröffentlichen darf. Der in 
Rottenburg am Neckar 
»KOPP-Verlag«, um den Inhaber Jo- 
chen Kopp, schafft es dank guter Kon- 
takte immer wieder Bücherwerbung in 


ansässige 


auflagenstarken und einflussreichen 
Publikationen zu platzieren. Eine dop- 
pelseitige Werbung für »Vorsicht Bür- 
gerkrieg« fand sich in der Oktober- 
Ausgabe von »Readers Digest Deutsch- 
land«, einseitig wurde gleiches Buch 
auch in den September-Ausgaben der 
»ADAC Motorwelt« und dem »Polizei- 
spiegel«, der Mitgliederzeitschrift der 
»Deutschen Polizei Gewerkschaft« be- 
worben. 

Eigentlich ist der »KOPP-Verlag« 
auf pseudowissenschaftliche Themen 
im Bereich der Esoterik spezialisiert. 
Doch vermehrt werden neben dem be- 
kannten Aushängeschild Erich von 
Däniken auch Kontakte zu anderen 
Personen gepflegt. So vertreibt der 
Verlag Bücher der Revisionisten Jan 
Udo Holey (»Jan van Helsing«) und 
Gerd Schultze-Rhonhoff. Letzterer be- 
hauptet in seinem Buch »1939 - Der 
Krieg, der viele Väter hatte«, dass Hit- 
ler bis zum Herbst 1939 keinen Krieg 
wollte. Schultze-Rhonhoff ist ein ge- 
fragter Interviewpartner für einschlä- 
gig bekannte Zeitungen wie der NZ und 
der rechten Wochenzeitung »Junge 
Freiheit« (IF). Außerdem bietet der 
»KOPP-Verlag« das von Robert L. Brock 
herausgegebene Buch »Freispruch für 
Deutschland« an, in dem unter ande- 
rem der Holocaust-Leugner David Ir- 
ving als Experte für die Widerlegung 
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mit Peter Scholl-Latour) 
Islamismus/Terrorismus. 





Der Autor Udo Ulfkotte 
MIETEN 


) und „Der Krieg in unseren Städten“ zum 


Für das Hamburger Verlagshaus Gruner & Jahr half er von 2004 bis 
Sommer 2006 bei der Entwicklung des Magazins "Park Avenue". Er 
schreibt auch für "Capital" und "Cicero" sowie für die Nachrichtenagentur 
ddp als Korrenspondent und ist Berater mehrerer Fernsehanstalten und 












»antideutscher Geschichtslügen« zu 
Wort kommt. Das beim rechten »Gra- 
bert-Verlag« erschienene Buch »Der 
deutsche Aderlaß« von Claus Nord- 
bruch ist ebenfalls über den KOPP-Shop 
zu erwerben. Nordbruch erhielt 2001 
den »Freiheitspreis« der NZ und veröf- 
fentlicht regelmäßig in der DS, in »Na- 
tion & Europa« sowie unregelmäßig in 
der JF. Außerdem gab er dem Neonazi- 
Fanzine »Blood & Honour« ein Inter- 
view und tritt auch sonst des Öfteren 
bei Neonazi-Veranstaltungen auf. 

Auf der »Info«-Seite des »KOPP- 
Verlags« werden täglich neue Nach- 
richten gepostet. Neben Ulfkotte 
schreiben dafür vor allem Gerhard Wis- 
newski und Jürgen Elsässer. Wisne- 
wski veröffentlichte jüngst beim 
»KOPP-Verlag« das Buch »Jörg Haider 
- Unfall, Mord oder Attentat?«, was 
nicht nur unter Verschwörungstheo- 
rie-Fans breit rezipiert wurde. Jürgen 
Elsässer scheint nach seinem Raus- 
schmiss bei der Tageszeitung »Neues 
Deutschland« neben seiner streng 
nach »Querfront« müffelnden »Volks- 
front-Initiative« im »KOPP-Verlag« ei- 
nen neuen Geldgeber - und vielleicht 


Wirtschaftsunternehmen. 


Udo Ulfkotte im Gespräch mit dem bayerischen Innenminister Günter Beckstein 
anläßlich der Verleihung des Annette-Barthelt-Preises 2003. 
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til! 


einen neuen Verlag - gefunden zu ha- 
ben. 

Wenig überraschend ist, dass viele 
der erwähnten Personen auch in der 
Infokrieg-Szene (infokrieg.tv, Alles 
Schall und Rauch, Secret TV, etc.) eine 
Rolle spielen. Jürgen Elsässer referier- 
te beispielsweise beim »1. Deutschland- 
treffen« von »Alles Schall und Rauch« 
über das »anglo-amerikanische Finanz- 
kapital« und dürfte mit seinen verein- 
fachten Antworten auf komplizierte 
Fragen auf viel Zustimmung gestoßen 
sein. 

Udo Ulfkotte fand im »KOPP-Ver- 
lag« eine adäquate publizistische Hei- 
mat. Seine konstruierte Abgrenzung 
vom Rechtsextremismus ist genauso 
wenig wert wie eine des »KOPP-Ver- 
lags« und vieler InfokriegerInnen. Die 
Grenzen zwischen Rassismus, Ver- 
schwörungserfindungen und »Quer- 
front«bestrebungen sind dabei flie- 
ßend. Der »KOPP-Verlag« fungiert in 
diesem Dunstkreis immer mehr als 
Bindeglied zwischen den sich so 
ähnelnden kruden Spektren und ver- 
kauft das alles als unabhängige, alter- 
native Informationen. = 
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[1] Udo Ulfkotte mit 
dem CSU-Politiker 
Günther Beckstein; 
Faksimile von 
www.ulfkotte.de 


Udo Ulfkotte 





Alain de Benoist 
SJIEITFOT 


[1] De Benoist wird 
als Theoretiker der 
Neuen Rechten be- 
worben. Faksimile 
aus de Benoists Buch 
»Heide sein zu einem 
neuen Anfang. Die 
europäische Glau- 
bensalternative«, er- 
schienen 1988 im 
Grabert Verlag. 


Die vierzigjährige Geschichte der (ab den 
späten 1960er Jahren entstandenen, je- 
doch erstmals ab 1979 so bezeichneten) 
französischen Nouvelle Droite oder intel- 

lektuell geprägten »Neuen Rechten« ist 
untrennbar mit dem Namen und der Bio- 
graphie von Alain de Benoist verbunden. 
Einen wesentlichen Teil der grundle- 
genden ideologischen Texte dieser 


Strömung hat er persönlich verfasst. 


Bernhard Schmid (Paris) 


Die französische Nouvelle Droite gilt 
es von der meist unspezifischen und 
oberflächlichen Verwendung, die der 
Begriff der »Neuen Rechten« seit eini- 
gen Jahren in Deutschland erfährt, 
strikt zu unterscheiden. Seit den frü- 
hen 1990er Jahren wurde letzterer Be- 
griff zur Ein- und Zuordnung diverser 
politischer Phänomene in Deutschland 
benutzt, die sowohl untereinander als 
auch mit der französischen Nouvelle 
Droite nicht viel mehr gemeinsam hat- 
ten, als dass ihre Protagonisten eine 
neue politische Dynamik schaffen 
wollten, die auf der politischen Rech- 
ten anzusiedeln sei. Eher CDU-nahe 
Nationalkonservative, »Nationallibera- 
le« in der FDP, die rechte Wochenzei- 
tung »Junge Freiheit« und andere, 
zum Teil eher am rechten Rand des 
bürgerlichen Lagers angesiedelte Ele- 
mente wurden von anderen oder von 
sich selbst mit diese Etikett versehen. 

Demgegenüber stellt die französi- 
sche Nouvelle Droite, etwa in Gestalt 
ihrer bekanntesten Gruppierung, des 
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Der Vordenker 


1968/69 gegründeten GRECE (Abkür- 
zung für »Forschungs- und Studien- 
gruppe für die europäische Zivilisa- 
tion«), eine ideologisch klar abgrenz- 
bare Strömung oder - präziser 
ausgedrückt - Denkschule dar. Sie 
entstand im Kontext des Niedergangs 
jener rechten Aktivistengruppen, die 
während der französischen Kolonial- 
kriege der 1950er und 1960er Jahre 
durch gewalttätige Propaganda an der 
Heimatfront »für den Sieg unserer Ar- 
mee« über Entkolonialisierungsbewe- 
gungen und »gegen den Kommunis- 
mus« getrommelt hatten. Dieser Akti- 
vismus verlor ab 1962, dem Jahr der 
Unabhängigkeit Algeriens nach einem 
äußerst blutigen Kolonialkrieg, den 
Frankreich dort unter massivem Ein- 
satz von Folter und Repression geführt 
hatte, spätestens aber 1965 mit dem 
Scheitern der rechtsnationalen 
Präsidentschaftskandidatur von Jean- 
Louis Tixier-Vignancourt vollständig 
an Saft und Kraft. 

Die Nouvelle Droite, die anfänglich 
vor allem durch Intellektuelle getra- 
gen wurde und fast wie ein Geheim- 


Alain de Benoist 


TTSENTG NT) 


Europäisches Manifest für das 21. Jahrhundert 


je 2 sv = © sul 
JUNGE FREIHEIT 





bund auftrat, bevor sie ab den 1970er 
Jahren bürgerlich-konservative Pres- 
seapparate, ab den 1980er Jahren den 
aufsteigenden Front National - mit 
wechselndem Erfolg - zu beeinflussen 
versuchte, vollzog den Bruch mit eini- 
gen traditionellen Auffassungen der 
herkömmlichen Rechten. Drei wich- 
tige Neuerungen prägen diese Denk- 
schule: Erstens, der Bruch mit dem Pri- 
mat des Antikommunismus. Aus Sicht 
der Nouvelle Droite ist der bürgerliche 
Liberalismus, vor allem in seinen bür- 
gerrechtlichen Aspekten (in Gestalt 
der Erklärung der Menschenrechte), 
der Marxismus und Sozialismus histo- 
risch vorausging, die Quelle auch die- 








Alain de Benoist, geboren am 11. Dezember 1943, 
wird in Frankreich als hauptsächlicher Theoretiker 
der NEUEN RECHTEN angesehen. Seit 1969 ist er 
Leiter der Zeitschrift NOUVELLE ECOLE. Er ist 
Mitarbeiter der zwei wichtigsten französischen Wo- 
chenzeitungen, FIGARO-MAGAZINE und VA- 
LEURS-ACTUELLES sowie Mitarbeiter zahlrei- 
cher anderer Zeitschriften. Für sein 1978 herausge- 
gebenes Buch VU DE DROITE, eine Anthologie 
zeitgenössischer Ideen, erhielt er den »Grand Prix 
de l’Essaie« der Academie Frangaise. Er hat mehre- 
re Bücher geschrieben, unter anderem: AVEC OU 
SANS DIEU? (1966); MORALE ET POLITIQUE 
DE NIETZSCHE (1974); LES IDEES A L’EN- 
DROIT (1979); COMMENT PEUT-ON ETRE PA- 
{EN? (1981) ORIENTATIONS POUR DES AN- 
NEES DECISIVES (1982) usw. 

Zahlreiche Seminare und Diskussionen sind von ihm 
organisiert und geleitet worden. Er hat eine deut- 
sche Frau und ist Vater von zwei Kindern. 
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ser Übel. Deshalb müssten die Grund- 
lagen des bürgerlichen Liberalismus 
gemeinsam mit dem Marxismus in sei- 
nen unterschiedlichen Ausprägungen 
verworfen werden - zugunsten einer 
»organischen« Gemeinschaft, in der 
das Primat des Symbolischen und Hei- 
ligen vor jenem der Ökonomie zu gel- 
ten hätte. Zum Zweiten verwirft die 
Nouvelle Droite das Christentum, das 
bis dahin durch den größten Teil der 
Rechten zu den nationalen Grundkon- 
stanten gezählt worden war: Nicht 
nur, weil es vom Judentum abstammt 
und dadurch geschichtlich einen 
»Fremdkörper in der europäischen Zi- 
vilisation« bilde. Sondern auch, weil 
der Monotheismus aller Ausprägungen 
durch das falsche Versprechen der 
grundsätzlichen Gleichheit aller Men- 
schen - vor einem einzigen Gott - zur 
Urquell solch schädlicher Erscheinun- 
gen wie Egalitarismus, Universalismus 
der Menschenrechte und Sozialismus 
geworden sei. Zum Dritten wirft die 
Nouvelle Droite in ihrer Theorie auch 
den Rassismus klassischer Ausprä- 
gung über Bord: Er beruhe auf der 
Idee einer Über- und Unterordnung 
verschiedener Menschenrassen. Hin- 
gegen gehe man selbst vom Primat der 
prinzipiellen Gleichwertigkeit der 
»unterschiedlichen Rassen und Kultu- 
ren« aus. Nur: Damit diese sich »zu 
können, 
müssten sie getrennt voneinander exi- 
stieren. Auch im Interesse der Ein- 


voller Blüte entwickeln« 


wanderer liege es daher, wenn sie in 
ihre Herkunftsländer zurückgesandt 
(oder wenn Migranten an deren Ver- 
lassen gehindert) werden, da sie da- 
durch ihre »kulturelle Identität be- 
wahren« dürften. Diesen Ansatz be- 
zeichnet man als »Ethnopluralismus«. 
Unter federführender intellektueller 
Mitwirkung von Alain de Benoist hat 
die Nouvelle Droite ihn später auch als 
»differenzialistischen Antirassismus« 
präsentiert. 

Seit Jahrzehnten prägt nunmehr 
sein Name wie kaum ein anderer die 
intellektuelle Landschaft auf der fran- 


zösischen Rechten und macht quasi 
schon für sich allein das »Markenzei- 
chen« der Nouvelle Droite aus. Zu sei- 
nen Spezialitäten zählt es, zu versu- 
chen, die Argumentation seiner politi- 
schen Gegner (Linke, Liberale, ...) 
aufzugreifen und umzudrehen, wie 
oben auch am Beispiel des »differen- 
zialistischen Antirassismus« vorgeführt. 
De Benoist schaffte es des öfteren, mit 
einer vordergründigen Anti-Kriegs- 
Argumentation, die in Wirklichkeit le- 
diglich auf der geopolitischen Vorstel- 
lung voneinander unabhängiger kultu- 
reller Blöcke - mit Interventionsverbot 
für »raumfremde Mächte« - beruht, 
während größerer internationaler mi- 
litärischer Konflikte (kurzfristig) auch 
in pazifistische, grüne oder linke Mi- 
lieus argumentativ einzudringen. So 
wurde ein Artikel von ihm, der die da- 
maligen Angriffsvorbereitungen der 
USA auf den Irak verurteilte, am 13. 
Dezember 1990 in der Berliner taz ab- 
gedruckt. 

Alain de Benoist argumentiert 
gerne auf hohem intellektuellem Ni- 
veau, meidet die Tagespolitik und 
baut stets zahllose Schriften aus an- 
derem Kontext - von wissenschaftli- 
chen Arbeiten bis hin zu Texten seiner 
politischen Gegner - in die eigene Ar- 
gumentation ein. Dennoch unternimmt 
er seit kurzem auch einige Schritte in 
die »Niederungen der Politik«. Dabei 
ist neuerdings bei ihm wiederholt die 
Tendenz zu beobachten, sich zu tages- 
und allgemeinpolitischen Themen zu 
äußern - und dabei oft auch ziemlich 
flache Inhalte von sich zu geben. So 
verfasste de Benoist während der 
mehrwöchigen heftigen Unruhen in 
den französischen Banlieues (Traban- 
tenstädten) im November 2005 einen 
Text, der auf seiner Homepage zugäng- 
lich ist. Darin spricht er sehr allgemein 
von einer »vorrevolutionären Situa- 
tion« und schwadroniert von einem 
»zunehmenden Bruch zwischen den 
politischen Eliten und dem Volk« - 
ohne auch nur im Ansatz den Kern ei- 
ner eventuellen Lösung für die Ban- 
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lieueproblematik benennen zu kön- 
nen. 

In jüngerer Zeit scheint sich seine 
Annäherung an die »rot-braun« aus- 
gerichteten Antisemiten Dieudonne 
M’bala M’bala - bekannt unter seinem 
Vor- und Künstlernamen - und Alain 
Soral, die gemeinsam eine (mit 1,3 
Prozent im Wahlkreis Paris und Um- 
land ziemlich erfolglose) Kandidaten- 
liste unter dem Titel Liste Antisioniste 
zu den Europaparlamentswahlen vom 
7. Juni 2009 aufstellten, zu beschleu- 
nigen. Am 26. Dezember 2008 befand 
sich Alain de Benoist im Publikum, als 
der »Softcore«-Auschwitzleugner und 
Theatermacher Dieudonne im Pariser 
Konzertsaal »Le Zenith« ein Spektakel 
veranstaltete und dabei Robert Fauris- 
son, den notorischen Auschwitzleug- 
ner und »Papst« der französischen Ge- 
schichtsrevisionisten, auf die Bühne 
lud. Wiederholt lieferte de Benoist 
seit Herbst 2008 und im Laufe des 
Jahres 2009 auch Beiträge für die na- 
tionalrevolutionär beeinflusste, 14tä- 
gig erscheinende Zeitung >Flash Info 
Magazine««, bei der Alain Soral als Son- 
derberater der Redaktion firmiert. = 
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»Rattenjagd als 


nationale Pflicht« 


Die braunen Wurzeln der antikommunistischen 


»Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit« (KgU) 


Enrico Heitzer 
(Zentrum für Zeithistorische Forschung) 


1945 war der deutsche Angriffskrieg 
mit der totalen Niederlage zu Ende ge- 
gangen. Ostdeutschland wurde von den 
Sowjets besetzt, die Zehntausende in 
Speziallagern internierten. Die Anti- 
Hitler-Koalition zerfiel und der Kalte 
Krieg setzte ein. Der Systemkonflikt 
war eher ein aktiver Nicht-Frieden, 
den beide Seiten mit allen zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln führten. 
Während der Berlin-Blockade, einem 
der ersten Höhepunkte der Auseinan- 
dersetzung, entstand 1948 in den Ber- 
liner Westsektoren die KqU, die einer- 
seits ein Suchdienst für in der SBZ 
vermisste Personen und andererseits 
eine »Widerstandsorganisation« sein 
wollte, die sich die »Befreiung« der 
»Ostzone« vom Kommunismus auf die 
Fahne geschrieben hatte. Während ein 
Teil der KgU Suchdienst- und Doku- 
mentationstätigkeiten ausübte, wurde 
von einer zweiten Sektion ein konspi- 
rativer V-Mann-Apparat auf dem Ge- 
biet der SBZ/DDR errichtet. Fester Be- 
standteil der KgU-Tätigkeit war neben 
antikommunistischer Propaganda 
auch Spionage. Zeitweilig versuchte 
man, Brand- und Sprenganschläge so- 
wie Sabotageakte durchzuführen. In 
einem Bericht der KgU findet sich 
eine aufschlussreiche Passage: 


38 AIB 85 4.2009 


»Am 22.9.51 gegen 9.00 Uhr vormit- 
tags wurde [in Berlin] der Zeitungs- 
stand Bernauerstrasse-Ecke Brunnen- 
strasse hinter der ostzonalen Stras- 
sensperre [...] durch Wurf einer [...] 
Ph[osphor-Ampulle] in Brand gesetzt. 
Der Zeitungsstand brannte leider 
nicht ganz aus, da die Feuerwehr mit 
2 Wagen nach ca. 10 Min. eintraf«. Be- 
gründet wurde die Aktion u.a. damit, 
dass »die Inhaberin des Zeitungsstan- 
des eine überzeugte Bolschewistin« 
gewesen sei.' In einem Fall lässt sich 
nachweisen, dass die KgU an den Pla- 
nungen zur Tötung eines SED-Funk- 
tionärs beteiligt war: Das vorgesehene 
Opfer war 1941 zur Roten Armee über- 
gelaufen und hatte als Partisan 
gekämpft. Nach 1945 machte er in 
Calbe/S. Karriere. Der Leiter der dort 
agierenden KgU-Gruppe »Pauline« war 
schon 1932 der NSDAP beigetreten. Er 
wollte nach Absprache mit dem KgqU- 
V-Mann-Führer »Rux«, der seit 1931 
der NSDAP und 1932 der SS angehört 
hatte, einen Giftanschlag ausführen. 
Bevor er zur Tat schreiten konnte, 
wurde er enttarnt und von den So- 
wjets hingerichtet. 

Solche Aktionsformen waren nicht 
die Regel, sondern die Ausnahme. 
1952 stellte die Organisation die mei- 
sten militanten Aktionen ein. KgqU- 
Mitarbeiter wurden in der DDR erbar- 
mungslos verfolgt. Etwa 1100 Men- 
schen wurden wegen angeblicher oder 


tatsächlicher KgU-Kooperation abge- 
urteilt. Mindestens 108, möglicher- 
weise 143, wurden hingerichtet. Bei 
einem Großteil davon ist nichts über 
einen braunen Hintergrund bekannt. 
Es stellt sich die Frage, wer hinter 
der KqU steckte. Eine einfache Antwort 
ist kaum möglich: Öffentlich wahrge- 
nommen wurden vor allem ihre Leiter 
Rainer Hildebrandt (1948-1950/51) 
und Ernst Tillich (1950/51-1958). Bei- 
de waren in NS-Haft gewesen. Hilde- 
brandt hatte Kontakte zum Kreis der 
Hitlerattentäter von 1944. Tillich ge- 
hörte zur Bekennenden Kirche, was 
ihn mehr als zwei Jahre nach Sachsen- 
hausen brachte. Die beiden Leiter wa- 
ren aber keinesfalls repräsentativ für 
die KgU. Im Gegenteil, gerade in der 
Gründungsriege finden sich etliche, 
die keine Integrationsprobleme im NS- 
Staat gehabt hatten. In der Frühzeit 
kamen in der KgqU u.a. mehr als ein 
Dutzend Adeliger zusammen, über- 
wiegend mit baltendeutschem Hinter- 
grund. Wir finden vormalige Freikor- 
pskämpfer, Abwehrleute, aber auch 
Männer aus dem Goebbelsministerium 
oder dem Reichssicherheitshauptamt 
(RSHA). Dieser Befund unterscheidet 
die KgU kaum vom BND, dem BKA 
oder anderen Behörden. Eine Diffe- 
renz bestand lediglich darin, dass die 
KgU zwar eng mit westdeutschen Äm- 
tern kooperierte, jedoch stets ein pri- 
vater und überwiegend US-finanzier- 


ter Verein blieb. Ende 1950 sagte der 
West-Berliner Polizeipräsident Stumm 
(SPD) mit Blick auf die KgU, »dass 
sich in bestimmten westlichen Krei- 
sen, die sich vielfach aus alten bela- 
steten Nationalsozialisten rekrutier- 
ten, so etwas wie eine neue Feme-Or- 
ganisation aufbaut«. Ministerien und 
der West-Berliner Senat stellten 1952 
ihre Zuwendungen ein, weil die KgU 
zu militant agierte. Im selben Jahr 
wurde Tillich aus der SPD ausgeschlos- 
sen. 

Konstitutive Elemente der KgU-Welt- 
sicht waren eine Kombination aus iden- 
tifizierender Totalitarismustheorie, 
die sich auf die Formel »rot = braun« 
reduzieren lässt, mit einem scharfen 
Antikommunismus, der auch Anhänger 
eines NS-geprägten Antibolschewismus 
ansprechen konnte. Es ist hier nicht der 
Ort, auf alle KgU-Mitarbeiter mit brau- 
nem Vorleben einzugehen. Es soll nur 
auf symptomatische Fälle verwiesen 
sein. Am dichtesten war die Ballung 
von vormaligen Nazis nicht in der Ber- 
liner Zentrale, sondern in der Göttin- 
ger Filiale, dem Kampfbund gegen Un- 
menschlichkeit (KBU). 1950 hatte 
dort der aus Pommern geflüchtete 
Gutsbesitzer Erich v. Neindorff den 
Vorstandsvorsitz inne, der 1921 bis 
1923 dem Völkischen Schutz- und 
Trutzbund sowie diversen daraus her- 
vorgegangenen Nachfolgegruppen an- 
gehört hatte, ehe er am 1. August 
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1930 in die NSDAP eintrat. 1931 bis 
1933 saß v. Neindorff für die Nazipar- 
tei im Preußischen Landtag und von 
1933 bis 1936 im Reichstag. 

Zur selben Zeit war Bolko v. Richt- 
hofen bei der KgU. Der vormalige Kö- 
nigsberger Ordinarius für Frühge- 
schichte hatte sich nach dem I. Welt- 
krieg einem Freikorps angeschlossen.’ 
Schon in den 1920er Jahren enga- 
gierte er sich im NS-»Kampfbund für 
deutsche Kultur«, der für einen anti- 
semitisch-völkischen Kulturbegriff 
eintrat. Im Krieg setzte er sich für die 
Aufstellung großrussischen 
»Befreiungsarmee« unter Führung des 


einer 


übergelaufenen Sowjetgenerals Wlas- 
sow ein. Für die KgU verfasste er 1950 
ein »Weißbuch« über die Speziallager, 
das jedoch vom Verlag abgelehnt 
wurde. Nach seinem Ausscheiden un- 
terstützte v. Richthofen die NPD und 
verbreitete die These, dass der deut- 
sche Überfall auf die Sowjetunion 
1941 lediglich einem geplanten An- 
griff durch die Rote Armee zuvorge- 
kommen sei.’ 

KgU-Gründungsmitglied Erich v. Si- 
vers, ein Gutsbesitzersohn, gehörte 
1918 bis 1920 zu einem Freikorps. Im 
September 1941 wurde er im Rang ei- 
nes Sturmbannführers nach Riga ver- 
setzt zum Stab des Höheren SS- und 
Polizeiführers (HSSPF) Russland-Nord, 
Hans-Adolf Prützmann, in dessen Um- 
feld er drei Jahre blieb.‘ Prützmann 


ging alsbald als HSSPF Russland-Süd 
nach Kiew. In seinem Stab war v. Sivers 
u.a. Fachführer der Fachgruppe »SS- 
und Polizeiwesen«. Prützmann war an 
führender Stelle an der Judenvernich- 
tung beteiligt, koordinierte in seinem 
Zuständigkeitsbereich die Tätigkeit 
von SS-Einsatzgruppen und anderen 
SS- und Polizeikräften beim Massen- 
mord.’ 1944 sich befand v. Sivers bei 
der SS-Polizeieinheit »Kampfgruppe 
Prützmann«, die gemeinsam mit ukra- 
inischen Nationalisten zur »Banden- 
bekämpfung«, d.h. dem Einsatz gegen 
Partisanen und Zivilbevölkerung‘, 
eingesetzt war. Als Prützmann im Sep- 
tember 1944 Chef des »Werwolf« 
wurde, ging v. Sivers in die »Leitstelle 
Russland« des SS-Hauptamtes. Dort 
wurden die Bemühungen der SS zum 
Aufbau der Wlassow-Armee koordi- 
niert. Nach dem Krieg brannte v. Si- 
vers seine SS-Blutgruppentätowierung 
aus und tauchte einige Zeit unter. Bei 
der KgU bestand seine vorrangige 
Aufgabe darin, bei Ministerien, der In- 
dustrie und Geschäftsleuten Spenden 
einzuwerben. Er soll aufgrund seines 
kultivierten Auftretens recht erfolg- 
reich gewesen sein. 

Weiter fanden sich bei der KgU 
Männer wie »Dr. Urban« aus dem 
RSHA, der 1949/50 die Zentralkartei 
aufbaute. Die sensible Kartei leitete in 
den folgenden Jahren »Gabler«, 
NSDAP-Mitglied seit dem 1. November 
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> 1929. KgU-Mann »Kirstein«, seit Au- 
gust 1932 Parteimitglied, hatte im 
»Generalreferat Ostraum« des Propa- 
gandaministeriums unter Eberhard Tau- 
bert gearbeitet, dessen Zuständigkeits- 
bereich »Aktivpropaganda gegen Ju- 
den« hieß. »Kirstein« leitete hier ein 
Referat für Flugblattpropaganda in 
den besetzten Ostgebieten. 1945 
wurde er in Sachsenhausen interniert. 
Nach der Entlassung 1950 fand er eine 
Anstellung bei der KqU, ehe er für an- 
dere antikommunistische Organisatio- 
nen arbeitete. Berend v. Nottbeck, der 
später den Kölner Verlag »Wissen- 
schaft und Politik« betrieb, arbeitete 
1950 ebenfalls bei der KqU. Er war seit 
September 1939 Referent im RSHA ge- 
wesen. Später kam er zur SS-Standarte 
»Kurt Eggers«, einer Einheit, die 
führend an der psychologischen 
Kampfführung mittels »Zersetzungs- 
propaganda« beteiligt war. Hermann v. 
Hirschheydt, der »Außenminister der 
KgU«, hatte bei der Propagandakom- 
panie 666 gedient, ehe er 1943 zur 
Kosaken-Division des Helmuth von 
Pannwitz gewechselt war. 
Ähnliche Beobachtungen lassen 
sich auch bei den KgU-V-Leuten ma- 
chen, von denen es mehrere Hundert 
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gab. Zum lebensgeschichtlichen Hin- 
tergrund der meisten lässt sich zwar 
wenig sagen. Unzweifelhaft ist aber, 
dass die KgU kaum Berührungsängste 
mit Nazis und NS-Tätern hatte. Es fin- 
den sich zwar bei der Organisation 
auch viele Unbelastete, etwa Jugend- 
liche, die nur Flugblätter verteilten. 
Doch zumindest bei einer starken Mi- 
norität sind problematische Vorleben 
erkennbar. Zum Beispiel bei »Gerber«, 
der 1933 bis 1945 der NSDAP und SA 
angehört hatte. Später gehörte er zum 
Polizeibataillon 320, einer Mordeinheit, 
die »maßgeblich an der Vernichtung 
der ukrainischen Juden« beteiligt 
war.’ Es ließen sich zudem mindestens 
vormalige KZ-Wärter 
tifizieren; namentlich bekannt sind 
etwa 40 SS-Männer (z.B. »Rendsdorf«, 
der ab 1934 der Leibstandarte Adolf 
Hitler angehörte, später für den SD 


zwei iden- 


tätig war); von 30 KgU-V-Leuten war 
zu ermitteln, dass sie vor 1933 der 
NSDAP oder einer anderen NS-Organi- 
sation angehört haben (etwa »Kant«, 
der seit 1931 aktiver Nazi und seit 
1932 in der SS war). 

Einzelne Personen aus dem KgU- 
Umfeld tauchten nach der Auflösung 
der Organisation 1959 bei rechtsradi- 


kalen Gruppen wieder auf, z.B. Wolf- 
gang Strauß, der als »Vogel« einer 
Schweriner Oberschülergruppe an- 
gehörte, die 1950 wegen KgU-Verbin- 
dung verhaftet wurde. Strauß spielte 
in den 1960er und 1970er Jahren eine 
herausgehobene Rolle bei der Neuen 
Rechten. Zeitweise war er zweiter Vor- 
sitzender der 1962 gegründeten »Un- 
abhängigen Arbeiterpartei« (UAP) 
und stand deren Jugendverband vor. 
Zu Hochzeiten hatte die nationalrevo- 
lutionäre Partei 2.000 Mitglieder und 
versuchte sich als Gegengewicht zur 
NPD zu etablieren. Nach seinem Schei- 
tern, sich als Führungsfigur der Neuen 
Rechten zu etablieren, ging Strauß in 
die NPD.® 

Dennoch: die KgU als braune Orga- 
nisation zu beschreiben, wird dem Pro- 
blem nicht gerecht, auch wenn sich 
veritable braune Flecken finden las- 
sen. Die starke US-Komponente und 
der Kontext des Kalten Krieges gaben 
der Organisation einen eigentümli- 
chen Charakter. Sie bezog sich bei- 
spielsweise positiv auf das Hitlerat- 
tentat vom Juli 1944, in den 1950er 
Jahren eine sicherlich nicht für jeden 
Deutschen konsensfähige Haltung. 
Doch solche Punkte nahmen sich ne- 
ben dem eigentlichen Programm dürf- 
tig aus. Das hieß Antikommunismus. 
Dieser machte die KgU anschlussfähig 
für bürgerliche Demokraten, aber auch 
für Nazis. = 


Vor 30 Jahren: 
»Eine Nation ist betroffen« 


Die Bedeutung der Fernsehserie »Holocaust« für 


Zur Fernsehserie »Holocaust« BE 


die Erinnerungskultur der Bundesrepublik 


Am Abend des 22. Januar 1979 explo- 
dierte ein Sprengsatz an einer Richtfunk- 
stelle in der Nähe von Münster. Eine 
weitere Bombe detonierte bei Koblenz 
und zerstörte auch dort Sendeanlagen. 
Zu den Anschlägen bekannte sich eine 
»Internationale Revolutionärer Nationali- 
sten«. Die Sprengsätze richteten erhebli- 
chen Schaden an. Hunderttausende 
waren zeitweise vom Fernsehempfang 
abgeschnitten. An jenem Abend sollte 

in den Dritten Programmen der ARD die 
erste Folge der vierteiligen US-amerikani- 
schen Serie »Holocaust« gesendet 


werden. 


Die Anschläge stellten den Höhepunkt 
der auf breiter Ebene geführten Kon- 
troversen um die Ausstrahlung von 
»Holocaust« dar. Jedoch konnten auch 
terroristische Aktionen nicht verhin- 
dern, dass die Serie Einschaltquoten 
von bis zu 40 Prozent erzielte. »Eine 
Nation ist betroffen« lautete der Titel 
eines im Fischer-Taschenbuch-Verlag 
erschienen Bandes, der die Diskussio- 
nen um »Holocaust« dokumentierte 
und die oftmals emotionalen Resonan- 
zen auf die Serie paradigmatisch zu 
fassen versuchte. 

30 Jahre nach der Erstausstrahlung 
kann »Holocaust« als eine erinne- 
rungskulturelle Zäsur in der Beschäf- 
tigung mit der nationalsozialistischen 
Vernichtungspolitik bezeichnet wer- 
den. 

Die Serie gab dem Massenmord an 
den europäischen Juden einen Namen 
und trug dazu bei, den »Zivilisations- 
bruch« (Dan Diner) im kulturellen Ge- 
dächtnis (nicht nur) der Bundesrepu- 
blik zu verankern. Diese Feststellung 
bedeutet nicht, dass Schuldabwehr 
und Versuche die NS-Vergangenheit zu 
relativieren in Deutschland seither 
keine Rolle mehr spielten. Die Beob- 
achtung allerdings, dass sich diese 
Vorstöße bisweilen zu internationalen 
Skandalen entwickelten, ist auch auf 
die Folgewirkungen von »Holocaust« 
zurückzuführen. 


»Seifenoper« oder historische Auf- 
klärung? 

Indes erscheinen die schon früh von 
Ellie Wiesel gegen die Serie erhobenen 
Einwände im Hinblick auf neuere 
Film- und Fernsehproduktionen zur 
NS-Zeit nach wie vor aktuell. Die Kon- 
fliktlinien entzünden sich an der 
Frage, ob es pädagogisch und mora- 
lisch angemessen sei, den Massen- 
mord, wie in »Holocaust«, mit den 
ästhetischen Mitteln des Films »fühl- 
bar« (Steven Spielberg) und somit ko- 
mensurabel zu machen. 

Diese Kontroversen brachen bereits 
anlässlich der Ausstrahlung von »Ho- 
locaust« in den USA im April 1978 auf. 
Wiesel kritisierte die Serie als »Seife- 
noper« und bezeichnete sie als »eine 
Beleidigung für die, die umkamen und 
für die, die überlebten«. Tatsächlich war 
»Holocaust« maßgeblich aus kommer- 
ziellen Erwägungen vom Fernsehsen- 
der NBC produziert worden. 

Im Mittelpunkt des Plots stehen die 
miteinander verschränkten Geschich- 
ten zweier fiktiver Familien, anhand 
derer die nationalsozialistische Aus- 
grenzungs- und Vernichtungspolitik 
erzählt wird. Während die jüdische Fa- 
milie Weiss alle Radikalisierungen des 
NS-Terrors, angefangen bei der Ent- 
rechtung durch die Nürnberger Rasse- 
gesetze im Jahr 1935, über die Po- 
gromnacht vom November 1938 bis 
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Zur Fernsehserie »Holocaust« 


hin zur Deportation ins Warschauer 
Ghetto und der Ermordung in Ausch- 
witz durchleidet, steht die nicht-jüdi- 
sche Familie Dorf auf der anderen 
Seite. Aus ihr stammt in Gestalt des 
SS-Offiziers Erik Dorf, ein maßgebli- 
cher Akteur des Massenmordes. 

Trotz der Vorbehalte Wiesels avan- 
cierte »Holocaust« in den USA zu ei- 
nem Publikumserfolg. Insgesamt ver- 
folgten rund 120 Millionen Zuschauer 
die Serie. Bereits im Herbst 1978 
wurde »Holocaust« in verschiedenen 
europäischen Ländern und in Israel 
ausgestrahlt. Die kontroversesten Re- 
aktionen löste »Holocaust« jedoch in 
der Bundesrepublik aus. 

Im Sommer 1978 hatte der WDR für 
1,2 Millionen DM die Senderechte er- 
worben. Die Absicht »Holocaust« im 
Programm der ARD zu zeigen, schei- 
terte jedoch am Widerspruch einzel- 
ner Rundfunkanstalten. Vor allem der 
Bayerische Rundfunk lehnte eine ge- 
meinsame Ausstrahlung ab. Diese Hal- 
tung wurde mit der angeblich dürfti- 
gen Qualität der Serie und dem Hin- 
weis begründet, dass »Schund« keine 
geeignete Darstellungsform des natio- 
nalsozialistischen Judenmords sei. 

Neben der vermeintlichen Sorge, 
um den angemessenen medialen Um- 
gang mit den NS-Verbrechen, schwan- 
gen in diesen Äußerungen auch anti- 
amerikanische Ressentiments mit, die 
den Produzenten »Geschäftemache- 
rei« (Franz Josef Strauß) unterstell- 
ten. Der Filmemacher Edgar Reitz, be- 
klagte etwa, dass die amerikanische 
»Kommerzästhetik« den Deutschen 
ihre »Geschichte weggenommen« habe. 
Ferner dürften in den Auseinanderset- 
zungen Machtkämpfe innerhalb der 
ARD eine Rolle gespielt haben, ging 
die Initiative für eine gemeinsame 
Ausstrahlung von »Holocaust« doch 
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vom WDR aus, den vor allem die Bayri- 
sche Staatsregierung als »Rotfunk« zu 
diskreditieren versuchte. 

Immerhin verständigten sich die 
Rundfunkanstalten darauf, die Serie, 
zwischen dem 22. und 26. Januar 
1979 jeweils um 21.00 Uhr in den Drit- 
ten Programmen zu zeigen und durch 
ein umfangreiches Begleitprogramm zu 
flankieren. 


Erschütterungen in der »Verschwörung 
des Schweigens« 

Der Erfolg von »Holocaust« war im- 
mens: Die Einschaltquoten stiegen bis 
zur vierten Folge auf 41 Prozent. Ins- 
gesamt hatten mehr als 20 Millionen 
Menschen in der Bundesrepublik die 
Sendungen mitverfolgt. Aggressiv-ab- 
lehnende Reaktionen blieben freilich 
nicht aus. So reklamierte etwa die Schü- 
ler Union Bayern, dass »Holocaust« 
als einseitiges Schuldbekenntnis der 
deutschen Jugend nicht zumuten sei 
und forderte eine entsprechende Serie 
über Flucht und Vertreibung der Deut- 
schen aus den Ostgebieten. 

Allerdings reagierte der überwie- 
gende Teil des Fernsehpublikums er- 
staunlich aufgeschlossen. Fast zwei 
Drittel der Zuschauer zeigten sich 
durch »Holocaust« erschüttert. Zwei 
Fünftel räumten ein, »Scham« über 
die NS-Verbrechen zu empfinden. Die 
über Jahrzehnte andauernde »Ver- 
schwörung des Schweigens« (Alexan- 
der Ginsburg) hatte durch die Serie 
eine erkennbare Erschütterung erfah- 
ren. Die Rundfunkanstalten registrier- 
ten innerhalb weniger Tage ca. 30.000 
Anrufer, die ihre Kommentare und Be- 
findlichkeiten zum Ausdruck bringen 
wollten. 

In den Diskussionen um die Serie 
vollzog sich eine Bündelung verschie- 
dener geschichts- und vergangen- 
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heitspolitischer Entwicklungslinien. 
Erstens war seit den frühen 1970er 
Jahren eine zunehmende Medialisie- 
rung der NS-Vergangenheit in der 
Bundesrepublik zu beobachten, die je- 
doch kaum eine breite gesellschaftli- 
che Auseinandersetzung mit den Ver- 
brechen des Nationalsozialismus an- 
stieß, sondern vor allem auf die Figur 
Adolf Hitlers fokussierte. Diese fand 
ihren Ausdruck in zahlreichen aufla- 
genstarken personalisierenden Dar- 
stellungen des »Dritten Reichs«, etwa 
in Joachim C. Fests »Hitler. Eine Bio- 
grafie« (1973), Werner Masers »Adolf 
Hitler: Legende - Mythos - Wirklich- 
keit« (1971) oder auch David Irvings 
»Hitler und seine Feldherren« (1975). 
Inhaltlich bewegten sich die Veröf- 
fentlichungen zumeist in der Grau- 
zone zwischen haltlosen psychologi- 
sierenden Deutungen, erkennbarer 
Faszination und offener Apologie. 
Zweitens waren die 1970er Jahre 
weiterhin von personellen und juristi- 
schen Hypotheken der NS-Zeit ge- 
prägt. Im August 1978 musste etwa 
der baden-württembergische Minister- 
präsident Hans Karl Filbinger (CDU) 
zurücktreten, nachdem der Schrift- 
steller Rolf Hochhuth dessen Vergan- 


genheit als NS-Marinerichter bekannt 
gemacht hatte. Die Kontroverse um 
den »furchtbaren Juristen« (Hoch- 
huth) trug zur Sensibilisierung der Öf- 
fentlichkeit in den Monaten vor der 
Ausstrahlung von »Holocaust« ebenso 
bei, wie der in Düsseldorf seit Novem- 
ber 1975 stattfindende Majdanek-Pro- 
zess, in dem gegen 15 ehemalige Mit- 
glieder der SS-Wachmannschaft des 
Vernichtungslagers verhandelt wurde. 
An diesem Beispiel lässt sich zeigen, 
wie die Wahrnehmung des Prozesses 
mit dem Erfolg der Serie verknüpft 
war. Erst nach »Holocaust« avancierte 
das Verfahren zu einem Medienereig- 
nis. In Folge der Sendung besuchten 
dutzende von Schulklassen den Pro- 
zess. 

Gerade die Praxis, Schülern die Di- 
mensionen der NS-Verbrechen durch 
die »Aura das Authentischen« zu ver- 
mitteln, verweist auf einen dritten 
Aspekt, der die geschichtskulturellen 
Diskurse seit Mitte der 1970er Jahre 
kennzeichnete: die Klage über die vor 
allem unter Jugendlichen konstatier- 
ten Wissensdefizite zur Geschichte des 
Nationalsozialismus. 

Viertens hatte auch das Auftreten 
militanter Neonazis Auswirkungen auf 
die Erinnerungskultur der 1970er 
Jahre. Die Versuche von Gruppierun- 
gen wie der NSDAP/AO oder der »Akti- 
onsfront Nationaler Sozialisten« 
(ANS), durch gezielte Provokationen 
die Verwendung nationalsozialisti- 
scher Symbole und Ausdrucksformen 
im öffentlichen Raum zu enttabuisie- 
ren, hinterließen nicht selten Ratlo- 
sigkeit. Besonders die von Neonazis in 
Pamphleten wie »Die Auschwitz-Lüge« 
(1973) verbreitete und in spektaku- 
lären Straßenaktionen propagierte 
Leugnung der Shoa sorgte teilweise 
für erhebliche Verunsicherung. 


Diese resultierte auch aus dem Um- 
stand, dass seit dem Ende der 1950er 
Jahre die Abläufe der nationalsoziali- 
stischen Vernichtungspolitik zwar be- 
kannt waren, eine systematische Ho- 
locaust-Forschung aber im deutsch- 
sprachigen Raum in den 1970er 
Jahren schlechterdings nicht exi- 
stierte. Die von extrem rechten Grup- 
pen betriebene Leugnung der Shoa, 
verwies somit auf die Notwendigkeit 
einer breiteren wissenschaftlich- 
pädagogischen Auseinandersetzung 
mit den NS-Verbrechen. 


Erinnerungskulturelle Umbrüche 
Welche Folgewirkungen zog die Serie 
nach sich? Kurzfristig beeinflusste die 
öffentliche Sensibilisierung für die als 
unbewältigt empfundene NS-Vergan- 
genheit die Debatten um die Aufhe- 
bung der Verjährungsfrist für Mord, 
die der Bundestag im Sommer 1979 
beschloss, die eine juristische Ahn- 
dung von NS-Verbrechen weiterhin er- 
möglichte. 

Mittel- und langfristig rückte die 
Shoa ins Zentrum der Deutungen und 
Forschungen zum Nationalsozialis- 
mus. Hier korrespondierte die von ei- 
ner kommerziellen Produktion ange- 
stoßene Entwicklung, mit Ansätzen 
einer kritischen »Geschichte von un- 
ten«, die nach dem Motto »Grabe, wo 
du stehst« (Sven Lindquist) die viel- 
fach verschütteten Spuren der NS-Ver- 
gangenheit in lokalen Kontexten frei- 
zulegen begann. Nicht zuletzt diese 
Geschichtsinitiativen waren es, die 
dazu beigetragen haben, ein genaue- 
res Bild von »Tätern, Opfern und Zu- 
schauern« (Raul Hilberg) in der NS- 
Zeit zu zeichnen. = 
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eh Der Hitler-Stalin-Pakt 


Der Autor veröffent 
lichte mit Sandra We- 
stenberger in: Götz Aly 
(Hg.): Volkesstimme 
Skepsis und Führerver- 
trauen im Nationalso- 
zialismus, Frankfurt 
2006 


1| »Die mit Blut besie- 
gelte Freundschaft der 
Völker Deutschlands 
und der Sowjetunion 
hat alle Grundlagen um 
dauerhaft und fest zu 
sein« schrieb Josef Sta- 
lin in einem Dankeste 
legramm an den Nazi- 
Außenminister Ribben 
tropp, der vorher seine 
herzlichen Glückwün- 
sche zu Stalins 60. Ge 
burtstag übermittelte 
2| Vgl. Gabriel Goro- 
detsky, Die große Täu 
schung, 5.23. 

3] Vgl. u.a. Andreas HIl- 


gruber, Hitlers Strategie, 


5. 947. 

4| Andreas Hillgruber, 
Hitlers Strategie, 5.31. 
5] Angaben nach: Man- 
fred Zeidler, Deutsch- 
sowjetische Wirtschaft- 
beziehungen im Zei- 
chen des 
Hitler-Stalin-Paktes, 
5.93. 

6| Vgl. Manfred Zeidler, 
Deutsch-sowjetische 
Wirtschaftbeziehungen, 
5. 105f.. 


/0 Jahre Hitler-Stalin-Pakt 


Eine »mit Blut besiegelte Freundschaft der 
Völker« (Josef Stalin): 


Die gemeinsamen Paraden, die im 
September 1940 im polnischen Lwow 
und Brest-Litowsk von Wehrmacht und 
Roter Armee durchgeführt wurden, 
krönten ihr gemeinsames Werk: die 
Beseitigung des polnischen Staates. 
In der Sowjetunion 

blieben die Photographien dieser 
Aufzüge unter Verschluss, vermutlich 
hätten sie die Bevölkerung zu sehr 
irritiert. Um mögliche Irritationen 
zukünftig zu vermeiden vollzog das 
»Vaterland der Werktätigen« eine 
außen- wie kulturpolitische 
180-Grad-Wende. Bibliotheken 
wurden von antifaschistischen Büchern 
gesäubert und selbst das Adjektiv 
antifaschistisch verschwand aus der 
Tagespresse. Damit nicht genug, 
einer der prominentesten Regisseure 
der Sowjetunion, Sergej Eisenstein, 
wurde angewiesen im Moskauer 
Bolshoi-Theater Opern des deutschen 
Antisemiten Richard Wagner zu 
inszenieren. Symbolträchtiger konnte 
eine politische Kurs-Korrektur kaum 


vollzogen werden. 
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Oliver Schmitt 


International gerieten KommunistIn- 
nen nach Abschluss des Hitler-Stalin- 
Paktes (23. August 1939) in Erklä- 
rungsnot, galt doch eine starke So- 
wjetunion bisher als Garant der 
Eindämmung des deutschen Expan- 
sionsstrebens. 

Die Apologeten des Vertragschlus- 
ses argumentierten, im August 1939 
hätte die Sowjetunion gar keine an- 
dere Wahl gehabt als einen Ausgleich 
mit Deutschland zu suchen. Der Ver- 
such eine Politik der kollektiven Si- 
cherheit zu etablieren, also ein Bünd- 
nis zwischen den Westmächten und 
der Sowjetunion zu schaffen, sei auf- 
grund der ablehnenden bzw. heraus- 
zögernden Haltung Frankreichs und 
Großbritanniens gescheitert. 

Um, wie Stalin sich ausdrückte, zu 
verhindern, dass die Sowjetunion »al- 
leine die Kastanien aus dem Feuer zu 
holen«?’ habe , sei der Abschluss die- 
ses Vertrages nicht nur gerechtfertigt, 
sondern, da er der Sowjetunion wei- 
tere 22 Monate den Frieden sicherte 
und die Grenze 300 Kilometer nach 
Westen verschob, ein Beispiel der 
Hellsichtigkeit der sowjetischen Füh- 
rung. 

»Zeit« und »Raum« seien also ge- 
wonnen worden und die Sowjetunion 
nutze diese Zeit zur forcierten Aufrü- 
stung, um auf den drohenden faschi- 
stischen Überfall angemessen reagie- 
ren zu können. 

Zweifellos profitierten beide Unter- 
zeichner vom Vertragsabschluss. Doch 
welcher der beiden Akteure ist als 


Hauptnutznießer zu betrachten, d.h. 
der realpolitischen Logik der Groß- 
mächte folgend: Änderte sich das 
Kräfteverhältnis zwischen der Sowjet- 
union und dem Deutschen Reich zwi- 
schen 1939-1941 zu Gunsten oder zu 
Ungunsten der Sowjetunion? Die Ent- 
wicklung des Kräfteverhältnisses kann 
am Ausmaß der territorialen Expan- 
sion der Sowjetunion und des Deut- 
schen Reiches, sowie der Quantität 
und Qualität der Aufrüstungsmaßnah- 
men, betrachtet werden. Der ange- 
richtete politische Flurschaden bleibt 
hierbei bis heute außen vor. 

Werfen wir also einen kurzen Blick 
auf die Zahlen der Truppenstärke: 

Im Juni 1941 standen an der Ost- 
front insgesamt 3,2 Millionen deut- 
scher Soldaten unter Waffen, von ins- 
gesamt 3,8 Millionen, während die So- 
wjetunion insgesamt 4,7 Millionen 
Menschen unter Waffen hatte, davon 
allerdings lediglich 2,5 Millionen in 
den, vom deutschen Überfall betroffe- 
nen westlichen Provinzen, während 
Deutschland nach dem Sieg über 
Frankreich nur noch sehr geringe 
Kräfte im Westen zurückhalten mus- 
ste.’ Zwar produzierte die Sowjet- 
union bereits die ersten 1000 Einhei- 
ten des hochmodernen T34-Panzers 
oder erste Flugzeuge - die Piloten 
hatten allerdings erst wenige Flug- 
stunden absolvieren können und wa- 
ren deshalb zu Kriegsbeginn nur in 
sehr eingeschränktem Maße einsatz- 
bereit - das größte militärische 
Manko hingegen war selbstverschul- 
det: Als 1937 die Führungsspitze der 
Roten Armee liquidiert wurde, war die 





Armee enthauptet und durch Men- 
schen ersetzt, deren Qualifikationen 
primär darin bestanden, dass sie mit 
Josef Stalin schon seit der Bürger- 
kriegszeit bekannt waren, so z.B. Ge- 


neral Budjonny, der die mechanisier- 
ten Verbände der Roten Armee auflö- 
sen lies und - im Zeitalter der 
Panzerwaffe und des Jagdfliegers- 
sich den Glauben an die Effizienz be- 
rittener Einheiten bewahrte. Erst als 
die Erfolge der Wehrmacht, wie auch 
die hohen sowjetischen Verluste des 
finnischen Krieges analysiert wurden, 
trat die Führung der Roten Armee wie- 
der in Verbindung zur Realität - viel zu 
spät. 

Die territorialen Gewinne, welche 
die Sowjetunion in Folge des gehei- 
men Zusatzabkommens erwarb, eine 
Gesamtfläche, die ungefähr der Frank- 
reichs entspricht, stehen in keinem 
Verhältnis zur zeitgleichen deutschen 
Expansion. Dies ermöglichte es dem 


Deutschen Reich auf die Kriegsindu- 
strie Frankreichs sowie auf nicht 
unerhebliche Rohstoffreserven zu- 
rückzugreifen. 

Im Zeitraum von 1939-41 gelang es 
dem Deutschen Reich auf militäri- 
schem Wege eine europäische Eini- 
gung unter deutscher Vorherrschaft 
zu erzwingen und damit eine bessere 
Ausgangsbasis für die anstehende Zer- 
schlagung der Sowjetunion zu schaf- 
fen. 

Wie bedeutend der sowjetische Bei- 
trag zur Erstarkung des nationalsozia- 
listischen Deutschland war, können 
die Wirtschaftslieferungen gut illu- 
strieren: Während die britische See- 
blockade zu greifen begann, musste 
ein neuer Wirtschaftspartner in die 
Bresche springen, da die »Auslandsab- 
hängigkeit Deutschlands zur Zeit des 
Kriegsbeginns bei Kautschuk 80%, Mi- 
neralöl 65%, Nickel 95%, Zinn 90%, 
Kupfer 70%, Blei 50% und Zink 25%.« 


Der Hitler-Stalin-Pakt En 


lag.‘ Die Bedeutung von Mineralöl und 
Kautschuk für die moderne Kriegs- 
wirtschaft kann kaum überschätzt 
werden. Bei Chrom, welches zur Pro- 
duktion von Panzerstahl notwendig ist, 
war Deutschland zu 100% von Impor- 
ten abhängig. Das »Deutsche Reich« 
verfügte nur über Chromreserven wel- 
che nach Kriegsbeginn innerhalb von 
acht Monaten aufgebraucht worden 
wären.’ Zwischen Juli und September 
1940 kam jede vierte Ware, welche das 
»Deutsche Reich« importierte entwe- 
der aus der Sowjetunion oder aus dem 
Transithandel über das sowjetische Ei- 
senbahnnetz zu ihnen.‘ Die Sowjet- 
union unterstütze Deutschland in der 
Hoffnung es würde in einen längeren 
Krieg mit den Westmächten verwickelt 
und die Sowjetunion hätte ausrei- 
chend Zeit um sich zu Rüsten. Die 
Blitzsiege der Wehrmacht machten 
diese Hoffnung zunichte. Von einer 
Alternativlosigkeit der deutsch-so- 
wjetischen Kooperation im Jahre 1939 
kann von sowjetischer Seite keine 
Rede sein kann, ausschlaggebend war 
eher, dass Deutschland mehr Ver- 
sprach als die Westmächte. 

So sehr am 8. Mai allen Akteuren 
der Anti-Hitler-Koalition zu danken 
ist, die Blut, Schweiß und Tränen ga- 
ben um Nazi-Deutschland Herr zu wer- 
den: 

Erst die jahrelange Tolerierung des 
»3. Reichs« durch die westlichen 
Mächte (Stichworte wären hier: Auf- 
gabe der Spanischen Republik, Olym- 
piabeteiligung, Zerschlagung der 
Tschechoslowakei durch das Münch- 
ner Abkommen 1938) wie auch der 
Hitler-Stalin-Pakt ermöglichten es 
Deutschland zu einem ihm günstigen 

Zeitpunkt den Krieg zu beginnen 
und im besetzten Polen eine radika- 
lere antisemitische Politik zu prakti- 
zieren, die der erste Schritt in die Ver- 
nichtung war. = 


4.2009 85 AlB 45 


[1] Abschluss des 
Nichtangriffspaktes 
am 23. August 1939. 
Von links nach rechts: 
Hintergrund: Richard 
Schulze (Ribbentrops 
Adjutant), Boris Scha- 
poschnikow (General- 
stabschef der Roten 
Armee), Joachim von 
Ribbentrop, Josef Sta- 
lin, Vladimir Pavlov 
(sowjetischer Über- 
setzer); Vordergrund: 
Gustav Hilger (deut- 
scher Übersetzer) und 
Wijatscheslaw Molo- 
tow 
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Die neue Familienministerin Kristina Köhler 


Am Kampf um die Deutungshoheit von 
Begrifflichkeiten, wie Rechtsextremismus 
und Antisemitismus, beteiligen sich 
Konservative sowie Vertreter der »Neuen 
Rechten«. Ein Bericht aus dem kleinen 
Grenzverkehr am Beispiel der 

neuen CDU-Bundesfamilienministerin 


Kristina Köhler. 


Florian Back (Anna-Seghers-Bildungswerk) 


Im Februar 2009 hatte auch die israe- 
lische Öffentlichkeit die Gelegenheit, 
Einblick in das Weltbild der Kristina 
Köhler zu nehmen. Zumindest die Le- 
serschaft der »Jerusalem Post« konnte 
von der Wiesbadener CDU-Bundes- 
tagsabgeordneten und jetzigen Mini- 
sterin erfahren, wie es in Deutschland 
um den Antisemitismus bestellt ist.' 
Die israelischen Leser erfuhren dort 
nichts von der erneut steigenden An- 
zahl deutscher Rechtsextremisten’; 
nichts von den 138 von Neonazis Er- 
mordeten seit der deutschen Wieder- 
vereinigung’; nichts davon, dass in 
Deutschland im Schnitt wöchentlich 
ein jüdischer Friedhof mit rechtsextre- 
men Parolen geschändet oder zerstört 
wird.‘ Nein, Kristina Köhler hat andere 
Botschaften und verlässt sich dabei 
nicht auf Statistiken, sondern auf ihr 
rechtes Bauchgefühl. Und das sagt ihr 
vor allem eins: Die Hauptgefahr anti- 
semitischer Bedrohung liegt bei extre- 
men Moslems und antisemitischen 
Linken. Das Ziel ihres publizistischen 
Angriffs ist das »Berliner Zentrum für 
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Antisemitismusforschung« unter der 
Leitung von Wolfgang Benz. Diese Ein- 
richtung nämlich, so Köhler weiter, 
nimmt den Antisemitismus von Linken 
und Moslems nicht ernst genug und 
kümmere sich nur um die Rechten, die 
aber gar nicht mehr entscheidend 
wären. Szenenwechsel: Im deutschen 
Bundestag findet 2007 eine aktuelle 
Stunde zum »Nationalen Aktionsplan 
gegen Rassismus« statt. Am Redner- 
pult steht Monika Lazar, Sprecherin 
der Grünen in Sachen Rechtsextremis- 
mus. Sie referiert über die Rechtsex- 
tremismusstudien der Friedrich-Ebert- 
Stiftung »Vom Rand zur Mitte« und 
die Studienreihe »Deutsche Zustände« 
des Bielefelder Instituts für Konflikt- 
und Gewaltforschung. Beide empiri- 
schen Untersuchungen kommen zu 
dem Ergebnis, dass rechtsextremisti- 
sche Wertvorstellungen fest in der 
»Mitte der Gesellschaft« verankert 
sind - dort, wo auch der historische 
Faschismus einst herkam. Diese Rede 
wird von Kristina Köhler mehrfach un- 
terbrochen. Zuerst pickt sie sich ein 
Item’ aus dem Fragebogen der Ebert- 
Studie »Was Land heute 
braucht, ist ein hartes und energi- 
sches Durchsetzen deutscher Interes- 


unser 


sen gegenüber dem Ausland« heraus 
und fragt theatralisch: »Ist man ein 
Rechtsextremist, 
Frage mit ja beantwortet?« Frau 
Köhler - selbst Soziologin - wird wis- 


wenn man diese 


sen, dass eine sozialempirische Unter- 
suchung selten aus nur einer Frage 
bzw. einem Item besteht. Wichtig ist 
es ihr auch anzumerken, dass es ja 
noch andere wissenschaftliche Mei- 
nungen zu dieser Thematik gäbe.’ Wen 
sie damit meint, ist nicht so schwer zu 


erraten: Es sind die Meinungen der 
beiden Extremismusforscher Eckehard 
Jesse (Chemnitz) und Uwe Backes 
(Dresden), geistige und praktische 
Nachfolger des inzwischen auch bei 
Neonazis auftretenden Professors Dr. 
Hans-Hellmuth Knütter, in dessen 
Schriften die bürgerliche Mitte be- 
schützt werden muss - und zwar vor 
allem vor Linken, »die den Antifa- 
schismus zum eigenen Überleben nut- 
zen, wie auch die jüdischen Gemein- 
den in Deutschland«.’ Artikel wie 
Bundestagssituation verweisen auf 
Ähnliches: Kristina Köhlers Ableh- 
nung aller Linken und vor allem dann, 
wenn diese sich mit Rechten beschäf- 
tigen. Sie gefällt sich in der Rolle der 
rechten Wadenbeißerin - wobei sie oft 
daneben schnappt, da sie in ihren Ar- 
gumentationen der ideologischen Ge- 
schwätzigkeit meist den Vorlass vor 
objektiven Zahlen oder sozialwissen- 
schaftlichen Beweisketten gibt. Da 
kann es auch mal Ärger mit den eige- 
nen Quellen geben. Begeistert und 
agitiert vom rassistischen Wahlkampf 
Roland Kochs 2007/2008 zitierte sie 
aus einer Studie des Kriminologen 
Christian Pfeiffer, in der angeblich be- 
legt würde, dass ausländische Jugend- 
liche Deutsche angreifen, weil diese 
deutsch seien. Man hätte es also mit 
einem deutschenfeindlichen Rassis- 
mus zu tun. Daraufhin musste selbst 
der Wissenschaftler die Kollegin 
Köhler darauf hinweisen, noch einmal 
nachzulesen, weil solche Schlussfol- 
gerungen aus seiner Studie nicht ab- 
zuleiten wären.’ Vor einigen Jahren 
entdeckte sie den Antisemitismus. 
Nicht in der CDU, in den christlichen 
Kirchen, in den Vertriebenenverbän- 






u |. 
den oder den Schützenvereinen. Nein, 


sie hat ihn bei Moslems und Linken 
entdeckt. Unstrittig, dass es Antisemi- 





tismus bei einer Vielzahl moslemi- 
scher Gruppen gibt und dass es auch 
in der politischen Linken Formen des 
Antisemitismus gab und gibt. Dem 
Vorwurf, dass einige Linke Regime wie 
das des Irans oder Organisationen wie 
die Hamas zu wenig oder gar nicht kri- 
tisieren, ist absolut zuzustimmen. 
Gleichzeitig gibt es aber innerhalb der 
linken Bewegungen seit Jahren eine 
teils schmerzhafte und erbitterte Aus- 
einandersetzung um die Verortung 
von Begriffen wie Antizionismus oder 
die Kritik an der Politik des Staates Is- 
rael. Dieses soll hier aber nicht das 
Thema sein. Sondern die Tatsache, 
dass sich jetzt Vertreter der »Neuen 
Rechten«’ - in deren Dunstkreis man 
auch eine Kristina Köhler finden kann 
- daran machen, den Kampf gegen An- 
tisemitismus zu missbrauchen. Dieser 
Missbrauch besteht primär darin, An- 
tisemitismus zu ideologisieren und 
ihn damit zu entpolitisieren. Antise- 
mitismus ist in Köhlers Denkart immer 
ein Problem eines Extremismus, also 
einer zugespitzten Meinung, den man 
nur an den Rändern der Gesellschaft 
findet. Antisemitismus wird nicht 


mehr in einem Kontext europäischer 


nationalkonservativer Machtpolitik 
gesucht. Die Geschichte des modernen 
Antisemitismus ist aber eine europäi- 
sche und eine politisch rechte Ge- 
schichte, egal ob christlich, konserva- 
tiv, esoterisch, völkisch oder nationa- 
listisch Auch 
widerwärtige Antisemitismus in Teilen 
der moslemischen Welt ist in der Regel 
genau dieser recycelte europäische 
Wahn. »Die Protokolle der Weisen von 
Zion«, die auf den Zimmern saudi- 
scher Hotels liegen, und die Mythen 
von Kinderblut trinkenden Rabbis im 
arabischen TV sind in den Köpfen 
deutscher, russischer und französi- 
scher Monarchisten, Nationalisten, 
Pfarrer und gutbürgerlicher Gelehrter 


legitimiert. der 


des 19. Jahrhunderts entstanden. 
Natürlich ist Kristina Köhler kein Neo- 
nazi. Regelmäßig spricht sie sich ge- 
gen die NPD und andere Stiefelnazis 
aus. Wenn man sich aber in die Grau- 
zonen am rechten Rand begibt, dort 
wo die Burschenschaften, CDU- und 
NPD-Politiker 
ausspucken”, wo die »Junge Freiheit« 


gleichzeitig 


gelesen und gefördert wird, wo die Sa- 
lonfaschisten des »Instituts für 
Staatspolitik« Vorträge halten, dort 
wird Frau Köhler eher schweigsam. 


Ein Garten voller Böcke 


Letztendlich genügen die kontinuier- 
liche Beobachtung des Online-Auf- 
tritts von Kristina Köhler" und ihr 
sonstiger politischer Umgang, um die 
ideologische Konjunkturdeutung von 

Antisemitismus ihrerseits zu erfassen. 

Kristina Köhler nennt sich »Expertin« 

für Islam, Extremismus und Integra- 

tion der CDU-Bundestagsfraktion. 

Dass das Wort »Experte« in Politiker- 

kreisen aller Parteien ein völlig ent- 

wertetes Zertifikat ist, ist ihr nicht 
persönlich anzulasten, sondern ist ein 
in den Medien oft zu beobachtendes 

Schauspiel, wenn beispielsweise »Fi- 

nanzexperten« innerhalb weniger Mo- 

nate zu »Umweltexperten« und wieder 
zurück mutieren. Köhler macht hier 
keine Ausnahme, es gibt von ihr auch 
nach acht Jahren Bundestagszu- 
gehörigkeit und Expertendasein kein- 
erlei Veröffentlichungen zum Thema 

Islam, Extremismus oder Integration, 

die über eine Pressemitteilung oder 

Bundestagsrede hinausgeht. Einzige 

Ausnahme ist eine kurze Buchrezen- 

sion im Jahrbuch Extremismus der bei- 

den rechtskonservativen »Extremis- 
musforscher« Eckehard Jesse und Uwe 

Backes aus Sachsen.” Deren Thesen 

sind allerdings das Credo und oft ein- 

ziger inhaltlicher Hintergrund einer 

Kristina Köhler. Sie hat nur wenige 

Themen, schafft es aber trotzdem im- 

mer wieder damit in bestimmten Me- 

dien zu erscheinen. Zusammengefasst 
sind ihre Thesen einfach -, und be- 
liebt: 

* Linksextremisten unterscheiden 
sich gar nicht so sehr von Rechts- 
extremisten. 

° Linksextremismus findet sich schon 
am linken Rand der SPD. 

e Rechtsextremismus findet sich aber 
nie am rechten Rand der CDU. 

« Ausländer und vor allem Moslems 
müssen sich einer »Deutschen Leit- 
kultur« unterordnen. 

« Es gibt eine Zunahme von Rassis- 
mus gegen Deutsche in Deutsch- 
land. 
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französischen »Nou- 
velle Droite«, die sich 


auf Antonio Gramsci 













bezieht und zunächst 


eine kulturelle Hegemo 


nie anstrebt, eine Be- 





ing des vorpoliti 
schen Raums durch In- 


filtration des medialen 





und wissenschaftlichen 
Apparates und zum an- 


deren aber daran 


anschließende rechtsin- 
tellektuelle Zirkel und 


publizistische Netz- 





zwischen Rechtsextre- 
mismus und Konserva- 
tismus. Zur Übersicht 
der Begriffsdefinition 
vgl. Butterwege, Chri- 
stoph. In: Herbert und 
Greta Wehner Stiftung 
(Hrsg.): Diffusionen - 
Der kleine Grenzverkehr 
zwischen Neuer Rech 
ter, Mitte und Extre- 
men, Dresden 2007 

10] Exemplarisch dafür 
die rechtsextreme 
»Dresdensia Rugia« aus 
Gießen, in der der 
schulpolitische Sprecher 
der CDU Hessen Irmer 
gerne referierte, wie 
auch eine Anzahl von 
Mitgliedern der NPD 


Landtagsfraktion aus 





n, Vergl. u.a. 
www.wiesbadener-ku 
rier.de/ politik/objekt 
php3?artikel- 
id=179595 vom 
18.04.2009 

11| www.Kristina- 
Köhler.de 

12| Jahrbuch für Extre- 
mismus und Demokra- 
tie, Jhrg. 19, 2007 

13| Zur Geschichte der 
Totalitarismustheorie 


vergl. K.H. Roth: 
Schlimmer als die 
Nazis 

14] Vergl. zur Totalita- 
rismustheorie: Butter- 





wege: Erklärungsmo- 
delle für Rechtsextre 
mismus, Rassismus und 
Gewalt, 2004; Wipper- 
mann: Totalitarismus- 
theorien, 1997; 
Stöss/Schuberth: 








Rechtsextremismus in 
der Bı publik 
Deutschl 2000 





15] Eckehard Jesse lei- 
tet das von der Hans 
Seidel- Stiftung finan- 
zierte Institut zur Extre- 
mismusforschung an 
der TU in Chemnitz und 
Uwe Backes das Han- 
nah Arendt-Institut der 
Uni Dresden. Beide fun 
gieren auch als politi- 


sche Berater des sächsi- 


schen Innenministeri- 
ums. 

16] Exemplarisch steht 
dafür die Zeitschrift 
MUT Zur ihrer Einord 
nung siehe: Mecklen- 
burg, Jens (Hrsg): 
Handbuch des deut- 
schen Rechtsextremis- 
mus 

17| Süddeutsche Zei- 
tung, 05.02.02 

18| Vergl. Junge Frei- 
heit, 30.06.08; Junge 
Freiheit, 17.10.08; Fo- 


cus, 30.06.08, Nr.27; 
Welt, 07.08.08; 
www.npd-blog.info/ 
2007/12/12 


19| www.konservativ.de 
/epoche/145/ 

20| Viele Menschen, die 
z.B Sitzblockaden ge- 
gen die Nazis durch- 
führten, bekommen in 
der Regel in vielen 
Städten Anzeigen we- 
gen »Widerstand gegen 
die Staatsgewalt«. 
Diese Fälle wiederum 
fließen in die Polizeista 
tistiken unter der Ru- 
brik »Gewalt gegen die 


Polizei — Politisch moti 
viert links«. Einen Tag, 
nachdem in allen deut 


schen Medien Mitte 
März 2009 über eine 
neue Studie des Bun- 
desinnenministeriums 
iskutiert wurde, wo 
nach jeder siebte Ju- 
endliche ausländer- 
feindlich ist, veröffent- 
icht Frau Köhler einen 


Auszug aus einer sol- 





chen Polizeistatistik auf 
ihrer Homepage, wo 
dann zu lesen ist, dass 
die Gewalt gegen Poli- 
zeibeamte von Linken 
doppelt so hoch sei, als 
von rechts ausgehend. 
Auf die erwähnte Stu- 
die geht sie selbstver- 
ständlich nicht ein 


Ein Garten voller Böcke 


»Willkommen am Stammtisch der Fünf- 
ziger Jahre« möchte man meinen - und 
in der Tat entpuppt sich Köhler als be- 
geisterte Anhängerin einer schlichten 
Theorie, die in den Hochzeiten des 
kalten Krieges sehr populär war, ab 
den sechziger Jahren verdrängt wurde 
und seit der Wiedervereinigung ein 
Comeback feiert: die Totalitarismus- 
theorie." Diese Theorie gilt bei vielen 
Sozialwissenschaftlern“ mehr als 
Ideologie denn als Wissenschaft, da 
sie unter anderem keiner empirischen 
Prüfung standhält. Inzwischen ist sie 
wieder zu einer publizistischen Stan- 
dardwaffe Konservativer geworden - 
eignet sie sich doch besonders gut da- 
für, Rechtsextremismus zu relativieren 
und letztendlich einen Geschichtsre- 
visionismus in der öffentlichen Wahr- 
nehmung zu etablieren. Handelte es 
sich anfangs »nur« um geschichtspoli- 
tische Debatten, so gingen diese über 
die Gedenkstättenpolitik bald allge- 
mein in den Bereich der politischen 
Bildung über. Dass dieses keine Elfen- 
beinturmdiskussion mehr ist, kann 
man daran ablesen, dass es Teilen der 
»Neuen Rechten« gelungen ist, mit 
der sogenannten Extremismusfor- 
schung eine gewisse Deutungshoheit 
über Begrifflichkeiten und Definitio- 
nen in der Auseinandersetzung um 
Rechtsextremismus zu bekommen. 
Vertreter der »Neuen Rechten« wie 
Eckehard Jesse oder Uwe Backes ha- 
ben von ihren sächsischen Instituten 
aus inzwischen Zugriff auf die Bun- 
deszentrale für politische Bildung und 
halten Tagungen für den sozialwissen- 
schaftlichen Beirat bei mehreren Ver- 
fassungsschutzämtern, einigen Lan- 
deskriminalämtern und dem BKA. Es 
ist erstaunlich, wie fast widerstands- 
los rechte Intellektuelle, die noch vor 
wenigen Jahren in Publikationen 
schrieben, die vom Verfassungsschutz 
beobachtet wurden, inzwischen selbst 
bei den Sicherheitsorganen ein und 
aus gehen." Dass Jesse und Backes 
2003 sogar als Experten des Bundes- 
verfassungsgerichts für die Beratung 
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über das NPD-Verbot bestellt wurden, 
veranlasste auch die Süddeutsche Zei- 
tung zu der Bemerkung, dass hier der 
Bock zum Gärtner gemacht würde.” 
Wie der Stichwortgeber der europäi- 
schen »Neuen Rechten«, Alain de Be- 
noist, einst die Herausbildung einer 
rechten Kulturhegemonie über die 
schrittweise Infiltration eines wissen- 
schaftlichen und medialen Apparates 
beschwor, so lassen sich solche Ten- 
denzen und publizistischen Netzwerke 
heute recht deutlich im medialen 
Kampf gegen alles was links ist oder 
scheint, erkennen. Kristina Köhler 
scheint Teil eines solchen Netzwerkes 
zu sein. Das Muster der Kampagnen ist 
immer ähnlich. Die Angegriffenen 
sind meist Vertreter der Linkspartei, 
des sogenannten linken Flügels der 
SPD oder auch einzelne Vertreter der 
Grünen. Die Kampagne beginnt oft in 
der rechten Wochenzeitschrift »Junge 
Freiheit«. In der dortigen Rubrik 
»Blick nach Links« werden Sozialwis- 
senschaftler wie Christoph Butterwege 
oder Politiker der Linkspartei wie Ulla 
Jelpke als »Linksextremisten« diffa- 
miert. 2007 war dann die frisch ge- 
wählte Juso-Bundesvorsitzende Fran- 
ziska Drohsel an der Reihe. Dass die 
SPD-Jungpolitikerin sich auch in der 
linken Gefangenenhilfsorganisation 
»Rote Hilfe« engagierte, wurde zuerst 
im rechtsradikalen Milieu hochge- 
kocht, um dann über konservative 
Blätter wie »Die Welt« oder »Focus« in 
die Mainstream-Medien transferiert zu 
werden. Kristina Köhler scheint genau 
hier eine gewisse Funktion zu haben, 
nämlich »schmutzige« Informationen 
mit ihrer Reputation weiß zu wa- 
schen. Sie macht rechtsradikale Dis- 
kurse Mainstream-tauglich: Die Inter- 
viewpartnerin ersetzt als »seriöse« 
Quelle die rechtsradikalen Wurzeln 
der Aussage. Ähnliche Versuche - in 
der »Jungen Freiheit« aber mit weni- 
ger Erfolg beschieden - gab es auch 
mit der SPD-Politikerin Ute Vogt, Mit- 
herausgeberin des sozialdemokrati- 
schen Informationsblattes »Blick nach 


Rechts«, als diese ein Buch über die 
Zeitung »Junge Freiheit« selbst, mit- 
herausgab. Genauso betroffen die be- 
reits erwähnte bundespolitische Spre- 
cherin der Grünen zum Thema Rechts- 
extremismus, Monika Lazar. In diesem 
Zusammenhang sind es immer wieder 
dieselben Namen, die auftauchen. Be- 
sonders die Schreiber der »Jungen 
Freiheit« und bestimmte Journalisten 
von der »Welt« bzw. vom »Focus« 
scheinen gerne mal voneinander ab- 
zuschreiben.”” Diese Hetzkampagnen 
beziehen sich wiederum auf die Extre- 
mismusgebilde von Jesse und Backes, 
die gebetsmühlenartig weiter verkün- 
den, dass der »Kampf gegen Rechts« 
übertrieben sei und die größere Ge- 
fahr von Links drohe. Relativ neu ist 
die Ergriffenheit, die Kristina Köhler 
beim Thema Antisemitismus befällt. 
Mit tiefer Sorge beobachtet sie einen 
»neuen« Antisemitismus bei der Links- 
partei, getarnt als Antizionismus. Dies 
ist für sie so unerträglich, dass sie - 
medienwirksam - eine gemeinsame 
Erklärung der Bundestagsfraktionen 
mit den Vertretern der Linkspartei ge- 
gen Antisemitismus verhinderte. Die- 
ses ideologische Medienspektakel ver- 
anstaltete sie ausgerechnet zusammen 
mit dem CSU-Politiker Hans-Peter Uhl, 
jenem Konservativen, der noch wäh- 
rend der Diskussion im Jahre 2000 
über die Entschädigungszahlungen an 
jüdische Zwangsarbeiter, diese von 
Entschädigungszahlungen an deut- 
sche Zwangsarbeiter in sowjetischen 
Kriegsgefangenenlager abhängig ma- 
chen wollte, wie er in einem Aufsatz 
in dem konservativen Blatt »Epoche« 
schrieb." Schaut man sich die Stellung- 
nahmen und Presseerklärungen der 
Expertin für Islam und Extremismus 
auf der Homepage von Kristina Köhler 
an, so erkennt man die Heuchelei und 
den offenen Missbrauch von Antisemi- 
tismusvorwürfen als Politikerin des 
rechten Randes nicht unbedingt daran, 
was sie schreibt, sondern daran, was 
sie nicht schreibt. Während sie sogar 
noch in Duisburg Linkenpolitiker auf 


einer Demonstration gegen den Gaza- 
krieg aufstöbert, entgehen ihr andere 
Dinge auf wundersame Weise. Antise- 
mitische Skandale gab es auch in Hes- 
sen in den letzten Jahren zuhauf: Im 
Sommer 2007 zogen hunderte Neona- 
zis unter den Augen eines großen Po- 
lizeiaufgebotes durch Frankfurt am 
Main mit der Parole »BRD Judenstaat 
- wir haben dich zum Kotzen satt«. 
Hunderte junger AntifaschistInnen 
die sich dem braunen Mob entgegen- 
stellten, wurden seinerzeit eingekes- 
selt und festgenommen.” Ein Jahr 
später zogen Neonazis der NPD durch 
Wetzlar und forderten, Daniel Cohn 
Bendit als Mitglied einer »besonderen 
Minderheit« an die Wand zu stellen. 
Die Extremismusexpertin aus Hessen 
schwieg dazu, wie auch die Polizei vor 
Ort. Auch die fast quartalsmäßigen 
antisemitischen »Skandale« ihrer Par- 
teikollegen werden auf ihrer Home- 
page nicht kommentiert. Sei es der 
Rehabilitationsversuch des NSDAP- 
Blutrichters Hans Filbinger durch den 
Baden-Württembergischen Minister- 
präsidenten Oettinger, die Umtriebe 
des äußerst rechten Studienzentrums 
Weikersheim, die antisemitischen Aus- 
fälle des hessischen Bundestagsabge- 
ordneten Hohmann und der offene 
Beifall, den er von seiner Basis dafür 
erhielt - zu alledem schweigt die be- 
sorgte Extremismusexpertin. Und na- 
türlich schweigt sie lieber auch über 
den Holocaust leugnenden Piusbruder 
und dessen Rehabilitation durch den 
Papst. Es scheint, dass sie sehr darauf 
bedacht ist, mit ihrem »Kampf gegen 
Antisemitismus« keine Wählerklientel 
zu verschrecken. Da braucht sie sich 
bei Moslems und Linken keine Sorgen 
zu machen, wohl aber, wenn sie an- 
fangen würde, einen Parteikollegen 
oder gar den Papst zu kritisieren. Es 
wird ihr bekannt sein, dass in den ak- 
tuellen Studien über politische Ein- 
stellungen in Deutschland der Anteil 
von antisemitischen Einstellungen 
beim CDU/CSU-Klientel doppelt so 
hoch ist wie bei dem der Linkspartei”. 


Frau Köhlers Kampf gegen Antisemi- 
tismus ist ein ideologisches Possen- 
spiel. Der Versuch, sich als deutscher 
Rechtsaußen als glaubhafter Gegner 
des Antisemitismus darzustellen, hatte 
schon immer etwas tragisch-skurriles. 
Auch Kristina Köhler muss in ihrem 
Kampf gegen Links immer nervös in 
die eigenen Reihen bzw. auf die ei- 
gene Website schauen. Da verschwan- 
den auf ihrer Homepage plötzlich aus 
dem Pressespiegel” im letzten Jahr ei- 
nige Links. Zwei führten zur »Jungen 
Freiheit« und der andere zu der Seite 
»PI News«°. Auf beiden extrem rechten 
Seiten wurde, wie eigentlich immer, 
positiv über Frau Köhler berichtet und 
auf »PI-News« kann man außerdem 
auch noch etwas bestellen: Tassen 
und T-Shirts, auf denen zu lesen ist: 
»islamophobic and proud about it« - 
ganz so wie man es sich von einer »Ex- 
pertin für Integration« wünscht. Mit 
beiden Medien scheint sie mehr zu 
verbinden. Auf »PI-News« ist sogar 
eine Nachricht ihres Büros zu finden, 
welches einen Beitrag ergänzt. Vor al- 
lem scheint sie aber eine begeisterte 
Leserin der Wochenzeitung „Junge 
Freiheit” zu sein. Als sie nach den 1. 
Mai-Demonstrationen 2009 in einer 
Bundestagsrede vor allem wieder ge- 
gen die Linksautonomen in Berlin po- 
lemisierte, beschwerte sich einige 
Tage später ein Autor der Jungen Frei- 
heit, Kristina Köhler sollte doch, wenn 
sie aus seinen Artikeln für ihre Rede 
klaut, wenigstens die Quelle angeben. 
Dieses holen wir an dieser Stelle gerne 
nach.” 

Auch ihr Mentor und Stichwortge- 
ber, der Totalitarismuspapst Prof. Ecke- 
hard Jesse, vergreift sich ab und zu im 
Ton. Während Kristina Köhler Ende 
2008 mal wieder den Rücktritt von Po- 
litikern forderte, die Eckehard Jesse 
kritisieren”, schweigt sie selbstver- 
ständlich über seine wiederholten an- 
tisemitischen Äußerungen in der Ver- 
gangenheit, z.B. dass die jüdischen 
Gemeinden Antisemitismus benötigen, 
um Gehör zu bekommen, und dass das 
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Verhalten führender jüdischer Funk- 
tionäre auf Dauer Judenfeindlichkeit 
in der Bevölkerung auslösen wird.” 
Auch das Medienecho, welches seiner- 
zeit der Bürgermeister von Korschen- 
broich auslöste, als er forderte, ein paar 
»reiche Juden totzuschlagen«, um 
den Stadthaushalt zu finanzieren, 
fand Jesse hysterisch.” Wenn man 
sich mit Kristina Köhler beschäftigt, 
verwundert eigentlich nur eins: der 
mangelnde Widerstand, der ihr bisher 
in ihrer Karriere entgegenschlug. Die 
Mattigkeit einer SPD beim Thema Neo- 
faschismus ist erschreckend. Eine 
Scharnierfunktion zwischen Rechts- 
extremismus und Konservatismus ist 
im hessischen Landesverband der CDU 
wirklich nichts Neues. Die Übergänge 
zwischen Neonazis - neuer Rechter - 
CDU sind im Verband von Alfred Dreg- 
ger, Manfred Kanther und Roland 
Koch bis heute fließend. Köhler hat 
das Glück, aus einer Stadt zu kom- 
men, in der besonders deutlich wird, 
wie sehr sich politische Koordinaten 
des Konservatismus bis weit in die SPD 
hinein und die Abdankung eines ir- 
gendwie investigativ gearteten Jour- 
nalismus die Hand reichen. = 
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21] Vergl. Decker, 
Brähler. Vom Rand zur 
Mitte, 2006 

22| Wir betonen an die- 
ser Stelle, dass es sich 
um einen Pressespiegel 
handelt und nicht um 
einen Link, der zu dem 
Zweck angebracht 
wurde, Werbung für 
diese Seiten zu ma- 
chen. Dennoch: Link 
bleibt Link und eine ge- 
wisse Auswahl scheint 
es beim Pressespiegel 
zu geben — Pressearti- 
kel der NPD-Zeitung 
»Deutsche Stimme«, 
die auch mal lobend 
über Frau Köhler be- 
richten, sind bisher 
noch nicht aufgetaucht. 
23] PI steht für »politi- 
cally incorrect« 

24| www.junge-frei- 
heit.de/Single-News- 
display. 154+M5069e9b 


f3c.0.html 
25| Focus, Nr 27, 
30.06.08 


26] Süddeutsche Zei 
tung, 05.02.02; 
11.02.05 Freitag; ge- 
meint war seinerzeit 
der Vorsitzende des 
Zentralrates der Juden 
in Deutschland, Gal- 
inski. In der Antisemitis- 
musforschung werden 
solche Aussprüche, wo 
nach Juden durch ihr 
Verhalten an ihrer Ver- 
folgung selbst schuld 
sind, dem sekundären 
Antisemitismus zuge 
rechnet 

27| ebenda 
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Die U-Haft als Mittel 
strafrechtlicher Kontrolle 


RA Peer Stolle, Berlin 


»Feuer-Chaotin endlich im Knast« So 
schrieb die BILD am 20. Mai 2009, als 
gegen Alexandra R. wegen des Ver- 
dachts auf Brandstiftung an einem 
“tion PKW in Berlin-Friedrichshain Haftbe- 
fehl erlassen wurde - obwohl von der 
Staatsanwaltschaft zunächst kein 
Haftbefehl beantragt und die vorläu- 
fig festgenommene linke Aktivistin 
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aus dem Polizeigewahrsam entlassen 
worden war. Maßgeblich für die Ent- 
scheidung war eine sehr wirksame 
Kampagne des Berliner Boulevards 
und der konservativen Tagespresse. 
Als »Schande« bezeichnete es die 
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Endlich ein schneller Erfolg 
gegen die Flammen-Chaoten. 
Um 22.15 Uhr brannte ein VW) 
Passat, schon um 22.20 Uhr | 
' wurden vier mutmaßliche | 
Feuer-Täter festgenommen 


BRAVO; 
Fl 


Lesen Sie die exklusiven Autoren-Beiträge in dieser Ausgabe der 32 
iE = Jeff Jarvis über Benjamin v. Stuckrad-Barre hemern ng Gerhardt 
ker je \or7) über das Plastik-Dorf an der 
IS, B5, en. Pr 


























50 AıB 55 


4.2009 


BILD-Zeitung, dass gegen Alexandra 
R. nicht sofort Haftbefehl erlassen 
wurde. »Die Chaoten würden sich über 
unser Rechtssystem kaputtlachen«, so 
sah es Herr Pfalzgraf von der Deut- 
schen Polizeigewerkschaft. Zwei Tage 
später und für insgesamt über 150 
Tage saß Alexandra R. daraufhin in 
Untersuchungshaft, bevor sie im Ok- 
tober 2009 zunächst freigelassen und 
wenig später dann auch freigespro- 
chen wurde. Soweit es bei dem Frei- 
spruch bleibt - die Staatsanwaltschaft 
hat Rechtsmittel eingelegt - kann Alex 
Entschädigung für die erlittene Unter- 
suchungshaft beantragen: 25 EUR pro 
Tag. Dieser Betrag ist nicht nur 
lächerlich gering, es gibt ihr vor allem 
die verlorene Lebenszeit nicht zurück. 


Die offizielle Funktion der U-Haft ... 
Was bei dem oben beschriebenen Ver- 
fahren gefordert wurde, ist kein Ein- 
zelfall, sondern spielt sich immer bei 
Straftaten ab, die die Öffentlichkeit 
bewegen. Die Untersuchungshaft wird 
als vorweggenommene Strafe angese- 
hen; die Unschuldsvermutung gilt 
nicht, sondern nur der Wunsch, den 
scheinbar überführten Täter schnell 
und möglichst hart zu bestrafen. 
Nach dem gesetzlichen Zweck be- 
steht die Funktion der Untersuchungs- 
haft darin, die Anwesenheit des Be- 
schuldigten im Strafverfahren und die 
Tatsachenermittlung der Strafverfol- 
gungsorgane zu sichern. Vorausset- 
zung für die Verhängung der U-Haft 
ist das Vorliegen eines dringenden 
Tatverdachts und eines Haftgrundes, 
wobei sie in der Praxis in über 90 Pro- 


zent der Fälle wegen Fluchtgefahr ver- 
hängt wird. Die U-Haft zieht also 
nicht darauf ab, einen Beschuldigten 
möglichst schnell seiner - vermuteten 
- Strafe zuzuführen, sondern soll die 
Durchführung eines Strafverfahrens 
durch die Sicherung der Anwesenheit 
des Tatverdächtigen gewährleisten. 


.. und die Rechtspraxis 

In der Praxis spielen aber oft andere 
Gründe für die Verhängung von Unter- 
suchungshaft eine Rolle. Gerade die 
Fluchtgefahr dient als Einfallstor für 
so genannte apokryphe Haftgründe, 
also solche, die einen anderen Ur- 
sprung haben als die gesetzlich vorge- 
sehenen Haftgründe. Die Begründun- 
gen in den Haftbefehlen sind oft for- 
melhaft. Gerade bei der Annahme der 
Fluchtgefahr werden - ohne Ausein- 
andersetzung mit dem konkreten Fall 
- die Voraussetzungen pauschal be- 
hauptet. Vorwiegend wird dabei auf 
die Höhe der Straferwartung abge- 
stellt: umso höher das prognostizierte 
Strafmaß, desto höher der Fluchtan- 
reiz. Hinreichende empirische Belege 
dafür, dass eine erwartete Strafe die 
Gefahr einer Strafverfahrensentziehung 
erhöht, gibt es allerdings nicht. 

Von der U-Haft sind vorwiegend 
MigrantInnen und Angehörige sozio- 
ökonomisch benachteiligter Gruppen 
betroffen. Nicht konstante und gesi- 
cherte Wohn- und Arbeitsverhältnisse, 
der Besitz einer ausländischen Staats- 
bürgerschaft oder starke Auslandsbin- 
dungen sind die »Klassiker« unter den 
Indizien für die Annahme einer Flucht- 
gefahr. Diese wird nach der Rechtspre- 


chung insbesondere dann bejaht, wenn 
die/der Tatverdächtige keinen festen 
Wohnsitz im Inland oder vermutete 
Fluchtmöglichkeiten ins Ausland hat. 
Letzteres wird bei jungen Nichtdeut- 
schen schnell bejaht und führt im Ver- 
bund mit anderen ungünstigen Fakto- 
ren - wenig zuverlässig erscheinendes 
Elternhaus, geringe Schulbildung, 
keine Ausbildungs- oder Arbeitsstelle 
- erneut zu einer erhöhten Wahr- 
scheinlichkeit der Verhängung der 
Untersuchungshaft. 

Zu beobachten ist weiterhin, dass 
Taten, die der mittleren Kriminalität 
zuzurechnen sind und die eigentlich 
eine Bewährungsstrafe erwarten las- 
sen, die Prognose einer höheren, 
nicht mehr bewährungsfähigen Frei- 
heitsstrafe damit begründet wird, dass 
sich die gravierende Straferwartung 
daraus ergebe, dass aus generalprä- 
ventiven Gründen eine hohe Freiheits- 
strafe mit abschreckender Wirkung 
verhängt werden müsse. So musste 
Christoph T. aus Berlin, ebenfalls we- 
gen des Verdachts auf Brandstiftung 
an einem PKW, auf die Beschwerde der 
Staatsanwaltschaft hin in Untersu- 
chungshaft, weil die hohe Straferwar- 
tung einen erheblichen Fluchtanreiz 
biete. Dabei gehört es zum gesicher- 
ten Fundus kriminologischer Erkennt- 
nis, dass die mit der Strafe verfolgte 
so genannte »negative Generalpräven- 
tion« ein frommer Wunsch der Straf- 
verfolgungsbehörden und der Anhän- 
gerInnen eines repressiven und harten 
Strafrechts ist. Bisherige empirische 
Untersuchungen haben den Nachweis 
erbracht, dass maximal die Entdeck- 
ungswahrscheinlichkeit, nicht aber 
die Strafhöhe und Straferwartung Ein- 
fluss auf die Entscheidung haben, ob 
jemand eine Straftat begeht. 

U-Haft wird oft auch als »kurzzeiti- 
ger Schock« eingesetzt, um den Tat- 
verdächtigen ein sofortiges »Sankti- 
onserlebnis« zu verschaffen. Der ehe- 
malige Berliner Oberstaatsanwalt 
Reusch hat dies vor ein paar Jahren 
auch öffentlich gefordert: Um jugend- 


liche Intensivtäter mit arabischen Mi- 
grationshintergrund zu beeindrucken, 
müssten diese in U-Haft und zwar so- 
fort nach der ersten schweren Tat. Der 
U-Haft soll damit eine spezialpräven- 
tive Wirkung zukommen: Wenn alles 
nicht hilft, um den Jugendlichen von 
weiteren Straftaten abzuhalten, schlie- 
ßen wir ihn kurz weg, in der Hoffnung, 
die schockartige Erfahrung eines Ju- 
gendgefängnisses werde ihn von wei- 
teren Straftaten abhalten. Mal abgese- 
hen davon, dass dieses Vorgehen einen 
klaren Verstoß gegen die verfassungs- 
rechtlich abgesicherte Unschuldsver- 
mutung darstellt, gehört es zum gesi- 
cherten Forschungsstand, dass Haf- 
terfahrung - gerade bei Jugendlichen 
- die Rückfallwahrscheinlichkeit eher 
erhöht als mindert. 

Schließlich wird U-Haft auch als 
Mittel zur Geständniserlangung einge- 
setzt. Nicht selten wird den Tatver- 
dächtigen die Aufhebung des Haftbe- 
fehls gegen die Ablegung eines Ge- 
ständnisses offeriert. 


Die Folgen 

Auch wenn ca. ein Drittel der Untersu- 
chungshäftlinge nicht länger als ei- 
nen Monat in den Justizvollzugsan- 
stalten verbringen müssen, sind die 
unmittelbaren und mittelbaren Folgen 
für die Betroffenen enorm. Die U-Haft 
ist oft mit dem Verlust der Wohnung 
und des Arbeitsplatzes verbunden. Die 
Verteidigungsmöglichkeiten sind stark 
eingeschränkt. Die Deprivationen' 
durch die Vollzugsgestaltung über- 
treffen die des Regelstrafvollzugs zum 
Teil erheblich. Die Betroffenen werden 
von einem Tag auf den anderen und 
ohne Vorbereitung aus ihrer gewohn- 
ten sozialen Umgebung herausgerissen. 
Der von den Befürwortern eines har- 
ten Strafrechts gewünschte »Schock« 
führt zu einer - gegenüber der norma- 
len Strafhaft - erhöhten Selbsttötungs- 
wahrscheinlichkeit, vor allem bei ju- 
gendlichen Tatverdächtigen. Darüber 
hinaus ist mit der Verhängung der U- 
Haft - selbst bei einem späteren Frei- 
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spruch - eine verstärkte Stigmatisie- 
rung als »Krimineller« verbunden, die 
dem eigentlichen Strafverfahren noch 
lange nachhängt. Die Verhängung von 
Untersuchungshaft wird in der Öffent- 
lichkeit als Überführung des Täters 
verstanden, ein späterer Freispruch 
meist auf Justizpannen zurückge- 
führt. U-Haft entfaltet außerdem eine 
erhebliche Präjudizwirkung. Das be- 
deutet, dass mit der Verhängung von 
U-Haft die Verurteilung zu einer Ju- 
gend- oder Freiheitsstrafe ohne Be- 
währung wahrscheinlicher wird. 
Aufgabe sollte es daher sein, den 
Anwendungsbereich von Untersu- 
chungshaft zurückzudrängen statt 
ihn auszuweiten. Gerade bei politi- 
schen Strafverfahren ist es daher eine 
vordringliche Aufgabe, durch eine ef- 
fektive Öffentlichkeitsarbeit der Vor- 
verurteilung durch die Presse entge- 
genzuwirken. = 
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[2] Faksimile der B.Z. 
vom 27. Oktober 
2009 





Frankreich 
International 


Das Gesetz des Dschungels 


Frankreich schließt Flüchtlingslager im Raum 


Calais und schiebt erstmals wieder 


Bernard Schmid (Paris) 





Erstmals seit dem Jahr 2005 hat Frank- 
reich auf einem gemeinsamen »Charter« 
(Sammelflug) zusammen mit den briti- 
schen Behörden wieder Flüchtlinge nach 
Afghanistan abgeschoben. Schon im ver- 
gangenen Jahr - im November 2008 - 
hätte ein französisch-britischer Sammel- 
flug für Abgeschobene in Richtung Kabul 
starten sollen; dieses Vorhaben war da- 
mals jedoch unter dem Druck der öffent- 
lichen Meinung zunächst annulliert wor- 


den. 

In der Nacht vom 20. auf den 21. 
Oktober 2009 war es nun jedoch so- 
weit: Ein von London aus gestartetes 
Flugzeug legte gegen Mitternacht am 
Pariser Flughafen Roissy-Charles de 
Gaulle einen Zwischenstopp ein. Bevor 
es nach Baku und von dort aus nach 
Kabul in Afghanistan weiterflog, 
nahm es drei junge Afghanen an Bord. 
Diese wurden zuvor bei Polizeikontrol- 
len an der italienisch-französischen 
Grenze, in einem Park im 10. Pariser 
Bezirk neben dem Ostbahnhof sowie 
im nordfranzösischen Calais aufgegrif- 
fen. Das Flugzeug war zunächst zur 
Zwischenlandung in Lille erwartet 
worden, wo zur fraglichen Zeit mehrere 
Dutzend Menschen dagegen demon- 
strierten. In Paris waren den NGOs, 
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nach Afghanistan ab 


Pro Asyl- und Solidaritätsvereinigun- 
gen widersprüchliche Informationen 
gegeben worden und am Ende hatte 
das Ministerium sie informiert, es 
werde keinen solchen »Charterflug« 
geben. Am folgenden Tag spielte Mini- 
ster Besson dann mit den Worten und 
erklärte, es habe sich auch gar nicht 
um einen »Charter/ Sammelflug«, 
sondern nur um einen »speziell ange- 
heuerten Sonderflug« gehandelt. 

In Calais war am 22. September 
2009 ein von MigrantInnen selbst er- 
richtetes Camp am Rande des Ärmel- 
kanals, das auf den Namen »Jungle« 
getauft wurde, auf Anordnung des Mi- 
nisters »für Einwanderung und natio- 
nale Identität« Eric Besson durch die 
Polizei auseinander genommen wor- 
den. Von dort aus hatten Flüchtlinge, 
die in Frankreich keine Aufnahme 
fanden, die Weiterreise nach Großbri- 
tannien oder in die skandinavischen 
Ländern versucht. Infolge einer fran- 
zösisch-britischen Vereinbarung war 
dieses Flüchtlingslager jedoch, ähn- 
lich wie zum Jahreswechsel 2002/03 
die vom Roten Kreuz betreute ver- 
gleichbare Einrichtung im nahen San- 
gatte, aufgelöst worden. Die Migran- 
tInnen irren nun zum Teil erneut ohne 
Anlaufpunkt am Ärmelkanal herum. 
Doch handelte es sich nur um eines 
von sieben, »illegal« errichteten und 
in größter materieller Prekarität durch 
MigrantInnen »selbstverwalteten« 
Flüchtlingslagern im Raum Calais, 
aber um ihr mit Abstand größtes. Es 
gibt also noch weitere »Jungle«- 


Camps, von denen eins in Loon-Plages 
inzwischen ebenfalls polizeilich ge- 
räumt worden ist. Ihre Bewohner- 
schaft wird meistens durch Menschen 
einer gemeinsamen Herkunftsregion 
oder -»ethnie« und Sprache gebildet. 
So gab bzw. gibt es Camps für Men- 
schen aus Eritrea, Somalia, Sudan; es 
gab das am 22. September geräumte 
»Camp der Paschtunen« aus Afghani- 
stan sowie das »Camp der Hazara« (af- 
ghanische schiitische Minderheit). 

Von 140 Ende September im »Jun- 
gle« festgenommenen Afghanen hat- 
ten französische RichterInnen jedoch 
binnen kürzester Zeit 130 aus der Ab- 
schiebehaft freigelassen: Ihre Rechte 
seien durch die Art der Festnahmen 
und Personenkontrollen, aber auch 
durch ihren sofortigen Transport in 
weit entfernte Städte wie Toulouse und 
Nimes missachtet worden. Auf diese 
Weise hätten sie ihr Grundrecht auf 
rechtliches Gehör nicht wahrnehmen 
können. 

Die jungen Erwachsenen Nik Khan 
(18), Waheed (22) und Khodaid (20) 
hatten jedoch nicht dieses Glück: Sie 
befanden sich auf dem Abschiebeflug 
von Paris nach Kabul. Der zuständige 
Minister Eric Besson hatte angekün- 
digt, sie stammten alle drei aus der 
Hauptstadt Kabul - eine Information, 
die sich als unrichtig herausstellte - 
und seien daher keiner allzu starken 
Gefährdung ihrer Sicherheit ausge- 
setzt. Die erzwungene Ausreise eines 
vierten afghanischen Staatsbürgers, 
erklärte der Minister, habe er selbst 


noch kurz vor dem Abflug verhindert 
- weil die Erkenntnisse über dessen 
persönliche Sicherheit bzw. Gefähr- 
dung im Falle einer Rückkehr nach Af- 
ghanistan nicht genau genug gewesen 
seien. 

Ferner wurde ein Sonderbeauftrag- 
ter der französischen Botschaft in Ka- 
bul losgeschickt, der sich um ihren 
»Empfang« kümmern sollte. Er lud die 
drei Jungen in einem Hotel in Kabul 
ab und händigte ihnen umgerechnet 
rund 1.500 Euro aus. Besson versi- 
cherte, der Mann vom französischen 
Konsulat werde ihr weiteres Schicksal 
im Auge behalten, und ihre Sicherheit 
sei dadurch also gewährleistet. Dabei 
handelte es sich freilich vor allem um 
den Versuch, zu demonstrieren, »dass 
es geht«, dass man »gefahrlos« 
Flüchtlinge in das von Krieg und Ter- 
rorismus geschüttelte Krisenland Af- 
ghanistan zurücksenden könne. Zu- 
mindest bei den ersten dreien sollte 
ein solcher »Aufwand« betrieben wer- 
den - bei den nächsten hundert wäre 
das wohl kaum zu erwarten. Denn 


zeitgleich mit seiner Information an 
die Presse, dass drei afghanische 
Staatsbürger in der Nacht zum 21. Ok- 
tober 2009 »ausgeflogen« worden sei- 
en, kündigte Eric Besson an, künftig 
werde es »an jedem Dienstag« weitere 
Abschiebungen nach Afghanistan ge- 
ben. 

Mehrere französische Medien, un- 
ter ihnen die Tageszeitung »Libera- 
tion« vom Mittwoch, 28. Oktober und 
»Le Parisien< vom 30. Oktober sowie 
Wochenmagazine, veröffentlichten Re- 
portagen über den Aufenthalt der drei 
jungen Männer in Kabul. Dabei stellte 
sich heraus, dass es unwahr ist, dass 
sie alle aus Kabul stammten: Nik Khan 
kommt aus der afghanischen Südost- 
provinz Paktia, nahe der Grenze zu Pa- 
kistan, die nicht nur als eine der »un- 
sichersten« Regionen, sondern auch 
als eine Hochburg der Taliban gilt. Er 
war geflohen, um nicht durch die Ta- 
libankämpfer zwangsrekrutiert zu wer- 
den. Waheed seinerseits stammt aus 
Bagram nördlich von Kabul und war 
vor einem drohenden Vollzug der 
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»Blutrache«, aufgrund einer Familien- 
fehde mit politischen Zügen, durch ei- 
nen Warlord der mitregierenden »Nor- 
dallianz« geflüchtet. 

Am 29. Oktober 2009 hat Eric Bes- 
son nun seine »Gefahrenanalyse« be- 
züglich Afghanistans und der dort 
herrschenden Unsicherheit nachträg- 
lich abgeändert und verkündete, »falls 
die Situation sich dort noch weiter 
verschlechtert«, dann würden alle Ab- 
schiebungen dorthin ausgesetzt. 

Gleichzeitig haben die 27 Staats- 
und Regierungschefs der EU am 30. 
Oktober 2009 in Brüssel beschlossen, 
künftig verstärkt gemeinsame Sam- 
melflüge für Abschiebungen durchzu- 
führen und diese durch die Union fi- 
nanzieren zu lassen. Präsident Nicolas 
Sarkozy erklärte im Anschluss stolz, 
dieser Beschluss gehe auf eine ge- 
meinsame Initiative mit dem italieni- 
schen Premierminister Silvio Berlus- 
coni zurück. Dies stimmt so allerdings 
nicht, da der Beschluss zur Durch- 
führung gemeinsamer Abschiebeflüge 
auf europäischer Ebene schon 2004 
gefällt wurde und im Kern nicht neu 
ist. 

Die französische öffentliche Mei- 
nung goutierte das Vorhaben bislang 
nicht, so dass nicht einmal die Vermu- 
tung zutrifft, die Regierung hätte sich 
Wahlvorteile dadurch verschafft: Laut 
einer Umfrage von Mitte Oktober die- 
sen Jahres sprachen sich 44 Prozent 
gegen, und 37 Prozent zugunsten sol- 
cher Abschiebungen nach Afghani- 
stan aus. Premierminister Francois 
Fillon schmetterte unterdessen die 
Kritik der sozialdemokratischen Parla- 
mentsopposition ab mit den Worten - 
die französische Sozialdemokratie 
brauche gar nicht laut zu reden, denn 
zu ihrer Regierungszeit (1997 bis 
2002) habe man sogar Flüchtlinge »in 
das Taliban-regierte Afghanistan« 
hinein abgeschoben. [3 
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[1] Eric Besson, Minis- 
ter für Immigration, 
Integration, nationale 
Identität und solidari- 
sche Entwicklung 
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[1] Juan Antonio Llo- 


part, Chef der Neona- 


zigruppierung »Movi- 
miento Social Repu- 
blicano« 

[2] v.l.n.r.: Juan Anto- 
nio Llopart, Fernando 
Cantalapiedra, Chef 
der »Frente Nacio- 
nal«, Jose Luis 
Roberto, Chef von 
»Espana2000« 





Neonazis vor Gericht 


Faschistischer »Studienzirkel« in Spanien verboten 


Der »Circulo de Estudios Indoeuropeos« 
publizierte Literatur, die den NS-Staat 
verherrlichte und deren Verbrechen 
rechtfertigte. Der Innenkreis des Zirkels 
bildete eine paramilitärische Geheim- 


organisation nach Vorbild der SS. 


Florian Osuch 


In Spanien wurde eine neonazistische 
Vereinigung verboten und vier Männer 
wegen »Verbreitung von Rassenhass« 
zu Gefängnisstrafen verurteilt. Das 
Gericht sah es als erwiesen an, dass 
Führungspersonen des 1999 als Kul- 
turvereinigung gegründeten »Circulo 
de Estudios Indoeuropeos« (CEI) in 
Zeitschriften und Büchern den Holo- 
caust gerechtfertigt und die Ideen des 
»Dritten Reiches« verteidigt hätten. 
Publiziert und vertrieben wurden die 
Texte unter anderem über den Verlag 
»Ediciones Nueva Repüblica« sowie 
über den eigenen Bücherladen »Kalki« 
in Barcelona. Das Urteil ist insofern 
bemerkenswert, weil die Leugnung 
des Holocaust in Spanien nicht unter 
Strafe steht. Dies hatte zuletzt sogar 
das Verfassungsgericht bestätigt. 

Die Angeklagten Öscar Panadero, 
Carlos Garcia und Ramön Bau waren 
zentrale Aktivisten des CEI (»Zirkel 
für indoeuropäische Studien«): Öscar 
Panadero war Regionalgesandter des 
Zirkels und Inhaber des Buchladens 
»Kalki«; Carlos Garcia arbeitete darin; 
Ramön Bau war Präsident des CEI und 
gehörte zum Gründerkreis der Vereini- 
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gung CEDADE, einer der bedeutend- 
sten und einflussreichsten Neonazi- 
Organisationen in Europa in den 
1960er bis 1980er Jahren. Alle drei 
Männer wurden zu Haftstrafen bis zu 
dreieinhalb Jahren und Geldstrafen 
verurteilt. Ein vierter Angeklagter, 
Juan Antonio Llopart, wurde zu einer 
Haftstrafe von zweieinhalb Jahren 
verurteilt. Llopart ist Chef der Neo- 
nazi-Gruppierung »Movimiento Social 
Republicano« (MSR) und arbeitete beim 
Verlag »Ediciones Nueva Repüblica«, 
welche die Neonazi-Publikationen 
vertrieb. 

Die drei Hauptangeklagten wurden 
darüber hinaus wegen »Bildung einer 
illegalen Vereinigung mit paramilitäri- 
schen Charakter« verurteilt. Panadero, 
Garcia und Bau sollen eine Art inneren 
Kreis des Zirkels nach Vorbild des »Eli- 
teordens SS« gebildet haben. Die Ver- 
einigung trug den Namen »Herman- 
dad Aria La Orden« (»Arische Ordens- 
bruderschaft«). Die Angehörigen 
mussten einen Eid auf Adolf Hitler ab- 
legen und ihr Leben »dem Kampf für 
das Überleben der arischen Rasse und 
dem Sieg des Nationalsozialismus« 
widmen. 

Der Prozess trifft die Hintermänner 
der spanischen Neonaziszene, die sich 
selbst als Historiker, Philosophen und 
Intelektuelle bezeichnen. Bereits im 
Sommer wurde gegen die spanischen 
»Hammerskins« prozessiert. Zwei 
größere Verfahren stehen noch aus: 
Zum einen der Prozess gegen 21 Män- 
ner der spanischen Sektion von 
»Blood & Honour« sowie die Ermitt- 
lungen gegen 22 Beschuldigte der im 
Raum Valencia agierenden Neonazi- 
Truppe »Frente Antisistema«. 





Indes rückt die heillos zerstrittene 
Neonaziszene in Spanien ein Stück 


näher zusammen. Am 13. September 
2009 schlossen erstmals drei Organisa- 
tionen einen Pakt zur engeren Koope- 
ration. Die Unterzeichner waren Jose 
Luis Roberto für die Partei »Espana 
2000«, Fernando Cantalapiedra für die 
»Frente Nacional« (FN) sowie der im 
CEI-Prozess verurteilte Juan Antonio 
Llopart für die Bewegung »Movi- 
miento Social Republicano« (MSR). Es 
bestünde die Notwendigkeit, gemein- 
samer politischer Kampagnen zur 
»Verteidigung der spanischen Arbeiter« 
sowie der »Zurückdrängung der Migra- 
tion«, so die Neonazis in einem Com- 
munique. | 


niollopart.wordpress.com 





Geringe Strafen im Prozess gegen spanische 


»Hammerskins« 


Ein Provinzgericht Madrid erklärte im Som- 
mer 2009 den spanischen Ableger der Or- 
ganisation »Hammerskins« für verboten. 
Fünfzehn Männer wurden zu Haftstrafen 
verurteilt, die mehrheitlich gering ausfielen. 
Die »Hammerskins« wurden 1986 in den 
USA gegründet und verfügen über Gliede- 
rungen in Nordamerika, Europa und Austra- 
lien. Sie verstehen sich als Elite der Neona- 
ziskins und beziehen sich auf eine Überle- 
genheit der »nordischen Rasse«. 

Laut Richterspruch sollen die Männer im Al- 
ter zwischen 27 und 43 Jahren Konzerte der 
Kampagne »Rock Against Communism« 
veranstaltet haben, bei denen unter ande- 
rem auch Handbücher mit dem Titel »Weg- 
weiser für den führerlosen Widerstand« ver- 
teilt worden seien. Die Staatsanwaltschaft 
stützte sich in dem zweiwöchigen Prozess auf 
Ermittlungen aus der »Operation Punal«, die 
von der Guardia Civil, einer paramilitärischen 
Polizeitruppe aus der Ära des faschistischen 
Diktators Francisco Franco, geführt wurde. 
Hauptbelastungszeuge wurde der Journalist 
Antonio Salas, der sich für ein Jahr in die 
neonazistische Skinheadbewegung Spani- 
ens eingeschleust und seine Erfahrungen als 
»Tagebuch eines Skins« publiziert hatte. Die 
Angeklagten behaupteten, die »Hammer- 
skins« seien lediglich ein »Freundeskreis«, 
dessen Anhänger historische Gegenstände 
des Zweiten Weltkrieges sammelten. Die 
Konzerte wollten sie nur »wegen des 
Spaßes« organisiert haben. Doch im Prozess 
wurde die Netzwerkstruktur der »Hammer- 
skins« offenkundig. So gehörten einige der 
Beschuldigten den Neonazibands »Odal«, 
»Estirpe Imperial« und »Torquemada 1488« 
an. Undercover-Journalist Salas bestätigte 
außerdem, dass sich unter den Angeklagten 
Führungskader der neonazistischen Fußball- 
fanszene Spaniens befinden. Diese organi- 
siert sich in Gruppierungen wie »Ultrassur« 
und »Brigadas Blanquiazules«, die im Umfeld 
der Topvereine Real Madrid bzw. Espanyol 
Barcelona agieren. Gegen den mutmaßlichen 
Anführer der »Hammerskins«, Jose Eduardo 


Chapela Herrero verhängte das Gericht eine 
Haftstrafe von zwei Jahren und sechs Mona- 
ten. Ebenso wie gegen Ängel Martinez Na- 
varr, der zusätzlich wegen Waffenbesitz ver- 
urteilte wurde. Die übrigen 13 Männer erhiel- 
ten Haftstrafen von einem Jahr und sechs 
Monaten. 

Ob jedoch die Verurteilten ihre Haftstrafen 
tatsächlich antreten müssen, ist offen. Im 
spanischen Rechtssystem ist es üblich, dass 
eine Strafe erst ab drei Jahren Haft voll- 
streckt wird - falls der Verurteilte nicht vor- 
belastet ist. = 


Spanien 
TRAGELGLEN 


Mörder von Carlos zu 
langjähriger Haftstrafe 
verurteilt 


Der Madrider Neonazi Josu& Estebanez de 
la Hija ist wegen Mord an dem jungen An- 
tifa Carlos Palomino zu 26 Jahren Haft ver- 
urteilt worden. Der damals 16-jährige Carlos 
Palomino war am 11. November 2007 ge- 
meinsam mit einer Gruppe AntifaschistInnen 
auf dem Weg zu einer Demonstration gegen 
einen Aufmarsch der neonazistischen »De- 
mocracia Nacional« (DN) in Madrid. In der 
U-Bahn trafen sie auf den 25jährigen Be- 
rufssoldaten Josue Estebanez, der ohne Vor- 
warnung mit einem Messer auf die Antifa- 
schisten einstach. Carlos starb noch auf 
dem U-Bahnhof, mehrere Begleiter wurden 
zum Teil schwer verletzt. 

Beim Prozess ging es insbesondere um die 
rechte Gesinnung Estebanez. Die Mordum- 
stände waren von verschiedenen Überwa- 
chungskameras der U-Bahn sowie des Bahn- 
steiges aufgezeichnet worden. Kurz vor dem 
Prozess veröffentlichte die Antifa Madrid un- 
ter anderem nachfolgendes Foto, welches Jo- 
su& Estebanez zusammen mit Marcos Galan, 
einem bekannten Neonazi aus Madrid, 
zeigt. = 


&) 
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[3] Carlos Mörder 
Josue Estebanez de 
la Hija(re.) zusammen 
mit Marcos 

Galan (li.) 


Rezensionen 






Autonome Nationalisten 


Wer sich für Neonazis und deren Auftreten in 
Deutschland interessiert, hat mittlerweile ein 
alle We oz nz sten alla elaı else, 
»Autonome Nationalisten« (AN) verbirgt. 
Kaum ein Aufmarsch kommt zurzeit ohne 
Sa Erd Islekzleejon Male oojelejler- izle. 
rente oder andere Stilmittel, die der autono- 
men Antifabewegung entlehnt sind, aus. 
AN WEI BES El ls ulzeelan Biilen, 
bruchs dieser Strömung des Neonazismus. 
LeserInnen des AIB oder anderer Antifazeit- 
schriften waren schon deutlich früher über 
„der Nazis neue Kleider" informiert. Seit dem 
Neonaziaufmarsch am 1. Mai 2008 in Ham- 
burg berichten nun alle Formate - von Spie- 
gel bis zur Bild. In den letzten Monaten ha- 
ben AutorInnen aus der Antifabewegung mit 
längeren Publikationen noch mal nachgezo- 
gen. Sie gucken weniger sensationslüstern 
als die Magazine mit den hohen Auflagen, 
sondern schauen aus der Perspektive der 
Gegnerschaft auf dieses oft skurill anmu- 
tende Phänomen. 

Die »Antifaschistische Koordination Köln & 
Umland« (AKKU) legt die Broschüre »Auto- 
nome Nationalisten - Neonazis im Wandel« 
vor. Sie arbeiten aktiv gegen diese junge und 
fürs ungeübte Auge oft kaum erkennbare 
Neonaziströmung. AKKU möchte darüber 
aufklären, dass es sich bei den ANs trotz Ca- 
mouflage um Neonazis handelt. Sie propa- 
gieren den historischen Nationalsozialismus, 
SS Son anzlie erzez Bu 
und Migrantinnen. AN sind laut AKKU keine 
»Modernisierer« der Neonaziszene, Sie hät- 
ten aber Gruppierungen geschaffen, in de- 
nen moderne, großstädtische Ausdruckswei- 
sen akzeptiert und Jugendliche erreicht wer- 
den, die vor einigen Jahren trotz ihres extrem 
rechten Gedankengutes keinen Anschluss an 
Sielbanlslzozvas elailtelsı nziaae iu) Salate 
der Aufklärung ist die Broschüre einfach ge- 
schrieben und vermittelt ein Basiswissen über 
die AN, 

Analytischer geht es im von Jürgen Peters 
une (dio, Sara aclsezellesnn, 
Sreluulalalerzlae Ale note Weinfest Kite © BII= 
Modernisierung neofaschistischer Jugendkul- 
Ra Sao erlernı ee 
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»Autonome Nationalisten« — 
Neonazis im Wandel«. 

AKKU, Köln 2009, 20 Seiten, 

2 Euro plus Versand. 

Bezug: broschuere@koeln.antifa.net 


»Autonome Nationalisten« 

Die Modernisierung 

neofaschistischer Jugendkultur« 
Jürgen Peters, Christoph Schulze (Hg.) 
Unrast Verlag, Münster 2009, 60 Seiten, 
7,80 Euro 


Sich mit theoretischen Überlegungen zu Ent- 
stehung, Standort, Kultur und Perspektiven 
dieser neofaschistischen Jugendkultur. Sam- 
ualalefelate, arojne Stan Saul lelaweliute Ela) (03 
elltanılalla (a elotıı lei 60) Salıaı Ieister la 
geben die AN aus sozialwissenschaftlicher 
ae eis Vellsa- Alstan eisclan 
nicht her, 

Besonders gelungen ist das Kapitel über die 
eo Meines alle a 
ws ea N ee A 
warum diese Neonazicligue in der westdeut- 
schen Provinz wohl keine lange Lebensdauer 
an are AN seien olalei BES 1 Sala czı 
eilldı =) all aut Mala Nee 
area BES Wseladsen- Kawiare ie, er 
ea Nlleline el Wellen elllia, ne: 
ES Sud ellaı = un Wlane elle alle ol 
sen beiden Veröffentlichungen. FK = 



























































ZEITSCHRIFTENSCHAU 


es Sal = izle in ch BcIE 
terwald ist die »Hinterland«. Herausgegeben 
Wo Bere lulftenullenieie Yes Ste 
das vierteljährlich erscheinende Magazin 
lan eNSsanllanllen ea Auen Sons 
telaaa Wauntelstalalie Selokzielan tee Mple Yukziare ze 
Saale la) Mahelietets Walze 1 
der Redaktion scheint man orthographisch 
recht konservativ zu sein. Vor »Baiern« oder 
»Polizey« als Titel schreckt man nicht zurück 
- im Editorial der »Baiern«-Nummer wird je- 
doch erklärt, warum dies die revolutionärere 
Schreibweise ist. Auch die grafische Gestal- 
tung der Hinterland ist mehr als fortschrittlich 
und hebt sich von der Textlastigkeit vieler an- 
derer linker Publikationen wohltuend ab, Die 
Conan Sale, Sanllanıı eaneli EESE 2llel-ı 
sprechen und auch im Heftinneren wird mit 
Weiß und auflockernden Illustrationen nicht 
gegeizt, Die bisher elf erschienenen Ausga- 
ben widmen sich je einem Schwerpunkt- 
thema, das aus vielen Richtungen beleuchtet 
wird, So geht es im aktuellen Heft mit dem 
Titel »Lager« nicht nur um die 13 bayerischen 
Flüchtlingslager, sondern unter anderem um 
Endlager und die Illusion der sicheren Entsor- 
gung von nuklearen Abfällen. Auch die er- 
waähnte »Polizey«-Ausgabe bietet erfrischend 
viele Herangehensweisen an das Thema. Ne- 
ben Texten zur Desinformationsstrategie der 
Polizei rund um den G8-Gipfel in Heiligen- 
damm und zum Oury-Jalloh-Prozess finden 
Sich zum Beispiel kurze Anekdoten der Auto- 
rinnen zu ihren absurden bis amüsanten Er- 
lebnissen mit der Polizei. Die Palette der Er- 
fahrungen reicht hier von demütigenden 
Ohrfeigen für bekiffte Jugendliche im Italien- 
urlaub bis zur, aufgrund Bierholens nur halb 
ezeltagchı Solwialanachiaiser DISS elnianl- 
Herangehensweise zieht sich durch alle Aus- 
eelolaı el Elend 5 eldı Sant 
alla DE SSBHLST astanı X gel DE 
ziehsachen«, Damit hat die Hinterland vielen 
bierernsten linken Zeitschriften einiges vor- 
aus. Thematische Offenheit und Perspekti- 
venvielfalt sind Programm, führen aber nie zu 
os, Blaltzeleiie DIE Haaıaa es 
allaeseie = esssulS AllenleSeejs 
tik, der Krieg gegen die Migrantinnen an den 
















































































Hinterland - Das Vierteljahres- 
magazin für kein Ruhiges; 

Hrsg. vom Bayerischen Flüchtlingsrat 
Jahresabo 21,- Euro, 

Einzelausgabe 4,50 Euro zzgl, Porto 
www.hinterland-magazin.de 


EU-Außengrenzen - kommen nie zu kurz 
und die antirassistische Perspektive ist stets 
präsent, Trotz der oft bayrisch gefärbten Ar- 
tikelauswahl ist die Hinterland auch im Rest 
des deutschsprachigen Raums mit Gewinn 
zu lesen und ihr sind eine wachsende Lese- 
tInnenschaft und viele weitere Ausgaben zu 
wünschen. = 








Die Neue Rechte in Frankreich 


Ebenso wie der neben besprochene Band 
von Jürgen Peters und Christoph Schulze zu 
»Autonome Nationalisten« ist auch das Buch 
von Bernhard Schmid in der neuen Reihe 
Nlancıı elle e=3 nz Vak Sell: 
nen. Die Reihe richtet sich an all jene, die sich 
zu einem Phänomen der extremen Rechten 
schnell einen ersten fundierten Überblick ver- 
Saal) Well = Kiew uzla 
Primärliteratur suchen und Unsummen aus- 
geben zu müssen. Der hier vorliegende Band 
will Klarheit zum Begriff der »Neuen Rech- 
ten« schaffen, der oft und gerne auch fälsch- 
lich für alle möglichen Strömungen der extre- 
men Rechten verwendet wird. Schmid, der 
im AlB regelmäßig aus Frankreich berichtet, 
ist seit Jahren ein profunder Kenner und Kriti- 
ker sowohl der französischen Rechten als 
auch der linken sozialen Bewegungen 
Deutschlands und Frankreichs. Der Band ist 
übersichtlich in die Kapitel »Entwicklung«, 
»Ideologie«, »Strategie«, »Positionen« und 
»Personal« gegliedert und zeichnet die Ent- 
stehung der »Nouvelle Droite« und insbeson- 
dere des Theoriezirkels »GRECE« nach, der 
Ende der 1960er Jahre unter anderem von 
Alain de Benoist gegründet wurde (siehe, zu 
Benoist den Artkel in dieser Ausgabe). Im 
Abschnitt zur Strategie der »Nouvelle Droite« 
Sanlllelane Sanılla, ala NEcasu Well) 
rechts«, d.h. das Bestreben, die kulturelle He- 
gemonie oder zumindest Einfluss im vorpoli- 
tischen und medialen Raum zu erlangen, 
»um ein neues Wertesystem zu befördern«, 
Es wird aber auch aufgezeigt, wie verfloch- 
ten die »Nouvelle Droite« seit ihrer Gründung 
mit dem »Front National« Jean-Marie Le Pens 
ela, Sorican elzsa eseelitine WINE Mac 
dem »alten Neurechten« Bruno Megret war, 
Sa EuSapalllan Wlacelaı il Melzeloleisan-ı 
Eckpfeiler der »Nouvelle Droite« geschildert- 
ein antichristlich und antisemitisch motivier- 
tes Neuheidentum, das »modernisierte« kul- 
turrassistische Konzept des Ethnopluralismus 
und der starke Griechenlandbezug, der Aus- 
aan 0 Sean ırlar en, EISEN 
Eeeiaa tr 3 re la; ia 
“a re Ede Wie aselzeie N: 
kurz erwähnt der Autor die deutsche »Neue 


ed Mine =15 Suraelaı naar la 
Koeseusch sl Suonllıe e-ı welırer 
Sa Zee os ne Sal Ahle Saulıel 
das nie die Bedeutung seines französischen 
Vorne zes url In ea allaine 
schreibt Schmid, dass die rechte Wochenzei- 
tung »Junge Freiheit« mit dem Begriff der 
NEE lach lan 7a EsSa SÄ line zin 
testiert ihr vielmehr einen »etwas verschärf- 
ten (National-) Konservativismus« — eine Po- 
Sition, die sicherlich diskussionswürdig ist. Für 
deutschsprachige und mit der Materie bisher 
nicht vertraute LeserInnen wird es mitunter 
etwas schwierig sein, die Namen der vielen 
elrasganla et (elta Solalzn u el 
»Nouvelle Droite« eher keine Rolle) zu behal- 
ten, Dem Erkenntnisgewinn tut dies aber kei- 
nen Abbruch und der Band sei allen empfoh- 
len, die einen schnellen und guten Einstieg 
us lalanı Slaslın = 








Bernhard Schmid: 
Die Neue Rechte 
in Frankreich. 
Unrast Verlag, 
Münster 2009, 

72 Seiten, 

7,80 Euro 


unrast,transparent 
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Rezensionen 





A Pi NEU 
nzeigen Jürgen Rose 
Ernstfall Angriffskrieg - Frieden schaffen mit aller Gewalt? 


268 Seiten, ISBN 978-3-9808137-2-3, 20 Euro 


Ossietzky Alle 14 Tage das rote Heft 
mit dem Kontrastprogramm zur täglichen 
Meinungsmache der Medienkonzerne. 


FORUMRECHT 


ABGEWIRTSCHAFTET 








„Ad I 
Die Schaubühne seit 1905 | 
Die Weitbühne seit 1918 | 
Ossietzky seit 1998 


Ausgabe 9-10/09 u.a.: 


Schwerpunkt »Fragen 
und Antworten - 20 
Jahre nach 1989« 


AG Wahlbeobachtung: 
»Wo sind sie geblie- 
ben?«, die Sozialdemo- 
kratie auf dem Weg 
zum »Projekt 18« 

















Heft 04/2009 jetzt erhältlich. 
www.forum-recht-online.de 


Das rechtspolitische Magazin 
für Uni und soziale Bewegung, 


Mohssen Massarat: 
»Gesamtgesellschaft- 
licher Gewinn®«, zur 
Kontroverse um 
Arbeitszeitverkürzung 
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Jürgen Peters & 


Christoph Schulze (Hg.) 
ÄNTIFASCHISTISCHES AUTORINNENKOLLEKTIV, BROSCHÜRE, A4, 76 $. 


»Autonome ERHÄLTLICH ALS PDF UNTER FIGHTBACK.GULLI.TO 


Daniel Behruzi: Nationalisten« BESTELLUNGEN ANFIGHTBACK®NO-LOG.ORG 


»Autokrise internatio- 
nal«, Gewerkschafter 
wollen aufklären 


A ” ISBN 978-3-89771-101-3 | 80 Seiten | 7.80 Euro 
Ingrid Artus: »Konflikte RASSE 
h i ic THEMA_ 1) 
mit Konflikten bekämp- i 2 F 
ie odemiserun KULTUR UND 
Ein »Schwarzer Block«, Basecaps, dunkle Kleidung und Paro- 


fen«, Arbeiterunruhe in BR 
i neofaschistischer Jugendkultur MACHT 
len wie »Fight the system!« - die Verwirrung ist groß, seit- 


Vietnam 
39 ‚oB, ‚ANTIRASSISTISCHE ZEITSCHRIFT 
exemplar dem vor einigen Jahren erstmals »Autonome Nationalisten« NUMMER 55 WINTER 2009 EUR 5,00 
(AN) auf Neonazi-Aufmärschen zu beobachten waren. Es } y 
handelt sich um eine Strömung in der militanten Neonazi- ; j \ N 
- szene, die sich diverser Symbole, Codes und Sprachformen 
Niddastraße 64 bedient, die bisher in der Linken verortet waren. Das Buch berlin 
nimmt Entstehungsgeschichte, Ideologie, politische Praxis, N N 
60329 Frankfurt 


O Ich möchte 1 Probe- 
Habitus und Selbstverständnis der AN unter die Lupe und 


beleuchtet ihr Verhältnis zu anderen Organisationen der ex- 
Tel. (069) 679984 tremen Rechten. i 


express-afp@online.de 
www.labournet.de/ 


express 
Aeelolstshnin siewende organisieren MEEENZELIETETTTS 

Oskars für Datenkraken GEI4 Die Lobby- 
Die Monatszeitung für Selbstorganisation isten der grünen Gentechnik EENEJ D.1.S. eG: 
Kigenständig, eigenwillig, eigenverantwortlich 
— aber mit Blick für das gemeinsame Ganze 
Interview: Freie Asso- 
ziation Gleicher in basisdemokratischen Struk- 
turen - Die Zentrale Informationsstelle Autono- 
mer Frauenhäuser: Arbeit nach basisdemokra- 


tischen Prinzipien - Una bella Compagnia — Den . 
n rn un, In 
Der Sieg der Arbeiterinnen bei INNSE Mailand 5 ; 


GIIaITE Gefährliche Ernte — Menschen- ey Pees 
rechtsbeobachterinnen FRZUM hu ya : 


ENENEITTEERINT] Nase oder Igel: Archiv-CD 2009 mit »BUNTE SEITEN 2009 


Die Energiewirtschaft im Spannungsfeld von | te aresmeste.oy/archv-ct.him 


BETRIEBS- & GEWERKSCHAFTSARBEIT 


unrast transparent — 
rechter rand 
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UNRAST Verlag 


Besuchen Sie uns: 
www.unrast-verlag.de UNRAST 

















a 


J 





Te 


























Rekommunalisierung, _ Vergenossenschaftli- Ein Schnupperabo 

chung und Monopolisierung - Vom »natürli- 3 Monate frei Haus 

chen« Monopol zur Rekommunalisierung - gibt es für 5 Euro 

»Eine Idee sc ılägt ein« — Bürger wollen Betei- (Es endet automatisch und muss nicht gekündigt werden. 

ligung an der Thüga - Pro & Contra einer Thü- INON USBAN N Ocka a0: = NEL BURN KEN nk ea} 

sa-Beteiligung - Interview: Warum ich dabei Bestellungen im Internet oder über CONTRASTE e.\ Ä jeschäfte meh, 
bin - Ausbildung und Arbeit für Erneuerbare | Postfach 10 45 20, D-69035 Heidelberg r BUNTE 









































Energien - Eine Bürgerbewegung für die Ener- TEE BRTTTTATLTERCHIT he RUaUm: 
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